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Vorwort 

Der vorliegende Bericht der Bundesgeschäftsstelle an die Delegierten des 11. Parteitages umfaßt 
den Zeitraum von Herbst 1997 bis Herbst 1998. 

Unser Dank gilt all den vielen Wahlkämpfem der CDU, die vor Ort mit großem Engs^ement und ho­
her Motivation für unsere Sache gekämpft haben. Hier sind Spitzenleistungen erbracht worden, die 
kaum zu steigern sein werden. Auch wenn uns bei dieser Wahl der Erfolg versagt blieb, dürfen wir 
stolz sein auf das, was wir miteinander in diesem Wahlkampf geleistet haben. Wir haben bei schwie­
riger Ausgangslage eine große Binnenmobilisierung erreicht und von über 17 Millionen Wählern 
das Vertrauen bekommen. Unser Dank gilt auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kon­
rad-Adenauer-Hauses, die alles daran gesetzt haben, mit deudich weniger finanziellen Mittehi als sie 
der politischen Konkurrenz zur Verfügung standen, einen engi^erten Wahlkampf zu gestalten. 

Der 11. Parteitag markiert eine deutliche Zäsur in der Geschichte der CDU. In großer Dankbarkeit 
blicken wir zurück auf die 25jährige Amtszeit unseres scheidenden Parteivorsitzenden. Heknut Kohl 
hat die CDU geprägt, er hat sie immer wieder reformiert und modernisiert, er hat sie zu vielen politi­
schen Höhepunkten und Erfolgen geführt. Sein Name wird über seine Zeit als Vorsitzender hinaus 
eng mit dem verbunden bleiben, was die Christlich Demokratische Union fiir unser Land bedeutet. 

Wir blicken auf diesem Parteiti^ entschlossen nach vorne. Die Europawahl, sieben Landtagswahlen 
und zahkeiche Kommunalwahlen im nächsten Jahr sind Herausforderung und Chance zugleich. 
Wir haben die Möglichkeit, klar profilierte Konturen ohne Rücksichtnahme auf Koalitionspartner 
herauszustellen. Wir werden den Wählerauftn^ umsetzen, der uns die Aufgabe zuweist, die Wider­
sprüche zwischen Anspruch und Wirklichkeit rot-grüner Politik immer wieder aufzuzeigen. Auf der 
Grundlage unserer bewährten Grundsätze werden wir hart arbeiten und wieder die Themen und Be­
griffe der öffentlichen Debatte in Deutschland pri^en. Die Rückkehr in die Regierungsverantwor­
tung im Bund fiihrt über die Kommunen und Länder. Wir nehmen die Herausforderung an. 

Mit der personellen Erneuerung muß auch eine organisatorische Reform unserer Arbeit einherge­
hen. Wo in den Belastungen der zurückliegenden Wahlkämpfe Schwachstellen sichtbar geworden 
sind, muß jetzt für rasche Abhilfe Sorge getragen werden. Dies gilt insbesondere fiir strukturelle De­
fizite, die nur durch weitreichende Maßnahmen aufgefangen werden können. Hier wird die Solida­
rität der ganzen CDU gefordert sein, um ein Höchstmaß an organisatorischer und politischer Schlag­
kraft in allen Gliederungen sicherstellen zu können. Die CDU begibt sich mit dem 11. Parteitag auf ei­
ne außerordendich schwierige Wegstrecke. Aber wir sind davon überzeugt: sie hat alle Vorausset­
zungen, als erneuerte politische Kraft erfolgreich zu arbeiten und neues Vertrauen zu gewinnen. 

Peter Hintze Christian Dürig ^ f 
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1. Wahlkämpfe 

1.1 Bundestagswahlkampf 

Die Bundestagswahl 1998 fand in einem äußerst ungünstigen politischen MeinungskUma für die 
Union statt. Bereits in der zweiten Jahreshälfte 1996 schlug die ppUtische Stimmung zugunsten von 
Rot-Grün um, so daß sich sowohl die Union ün Vei^eich zur SPD als auch die christUch-Uberale Re­
gierungskoalition im Vergleich zu Rot-Grün in der Defensive befand. Besonders kritisch wurde die 
Situation nach der Niedersachsenwahl am 1. März und der darauffolgenden Nominierung von Ger­
hard Schröder zum Kanzlerkandidaten der SPD. Rot-Grün konnte in der poUtischen Stimmung (Po-
litbarometer) einen Vorsprung von bis zu 25 Prozentpunkten erreichen und in der Sonntagsfrage 
einen Vorsprung von bis zu vierzehn Prozentpunkten. Zum Zeitpunkt des Bremer Parteitages vom 
18. bis 19. Mai'19981:^ die Union in den relevanten Daten nahezu aussichtslos zurück. 

Durch das Geschlossenheits- und Aufbruchsignal des Bremer Parteit^s sowie die darauf einset­
zenden verstärkten Wahlkampfaktivitäten gelang es der Union, verlorengegangene Boden gutzuma­
chen. In der Woche vor der Wahl erreichten die Zustimmung für Bundeskanzler Hehnut Kohl sowie 
die Zufriedenheit mit der Regierung ihre Jahreshöchstwerte. Die Zahl der Befürworter eines Regie­
rungswechsels sank von Mal bis September von 71 auf 58 Prozent. Erwarteten im Mai noch 71 Pro­
zent einen Wahlsieg von Rot-Grün, so waren es kurz vor der Wahl nur noch 46 Prozent. Die Siege­
serwartung zugunsten der chrisdich-Uberalen Koalition stieg im gleichen Zeitraum auf 37 Prozent. 
Dementsprechend war die politische Stimmung zugunsten der Union kurz vor der Wahl so günstig 
wie seit zwei Jahren nicht mehr. 

Der Stinunungsumschwung, der vier Monate vor der Wahl einsetzte, startete von einem sehr niedri­
gen Niveau, so daß es letzdich trotz erheblicher Anstrengungen nicht mehr gelang, den Vorsprung 
von Rot-Grün einzuholen. 

Die deuüiche Stimmungsverbesserung ist das Ergebnis eines von allen BeteiUgten engagiert geführ­
ten Wahlkampfes. Viele Tausende von ehren- und hauptamtiichen Wahlkämpfem haben trotz der 
äußerst kompUzierten Ausgangsposition mit hohem Einsatz und mit Überzeugungskraft um jede 
Stimme geworben. Dies führte zu einer starken Mobilisierungswirkung innerhalb der Anhänger­
schaft der Union. 

1.1.1 Konzept und Strategie 

Die Wahlkampfführung stand vor der Herausforderung, eine äußerst ungünstige, bereits seit Ende 
1996 bestehende Stimmungslage umzukehren. Ein Strategiepapier der CDU-Bundesgeschäftsstelle 
vom November 1997 vermerkte hierzu: „In der derzeitigen Situation neigen die Deutschen eher zu 
Skepsis. Die Menschen erkennen und bejahen den politischen Änderungsbedarf, beklagen zeitwei­
se sogar die mangehde Geschwindigkeit in der Umsetzung von Reformen, die individuelle Bereit­
schaft zur Veränderung und zu finanziellen Opfern ist hingegen äußerst schwach ausgeprägt." In 
dem Papier wurde ein starker Wunsch der Deutschen nach StabiUtät und Führung festgestellt und 
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die Schlußfolgerung gezogen, daß es vor diesem Hintergrund aus der Sicht der Union im Wahljahr 

1998 vor allem Vertrauen und Optimismus zu erzeugen gelte. 

Daraus wurden vier zentrale Elemente des Wahlkampfes 1998 entwickelt. 

Die Aufschvmngkampagne: Bereits 1997 konnte mit einer verbesserten wirtschaftUchen Situation 
im Jahr 1998 gerechnet werden. Auch wenn die Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt noch nicht ge­
nau abgeschätzt werden konnten, war es doch möglich, mit einiger Sicherheit eine Trendwende für 
den Arbeitsmarkt zu prognostizieren. Es galt daher, „die bessere wirtschaftliche Situation mit dem 
Handeb der Regierung Kohl in Verbindung zu bringen". Das Strategiepapier stellt weiter fest: „Um 
dies deutlich zu machen, braucht die CDU Verbündete. Es wird daher ein enger Schulterschluß mit 
der Wirtschaft und den moderaten Gewerkschaften angestrebt." 

Die Richtungswahl: Das Strategiepiq)ier vom November 1997 bezeichnet es als „von hoher strategi­
scher Bedeutung", daß sichtbar wird, daß der Aufbruch zu mehr Arbeitsplätzen „nur aus der poli­
tischen Mitte konunen kann, die von der Regierungskoalition aus CDU, CSU und FDP gebildet wird... 
Die klare Unterscheidung zwischen der politischen Mitte auf der einen Seite, die fiir Freiheit, Si­
cherheit und Modernität steht, und dem Risiko einer SPD-geführten Bundesregierung, charakteri­
siert durch Desorientierung, Technologie- und Reformfeindlichkeit auf der anderen Seite muß kon­
sequent herausgearbeitet werden." 

Der Stabilitätsanker: Die Menschen verbinden mit der Union traditionell Stabilität und Sicherheit. 
Es galt also, die Union als die Kraft zu profilieren, die in 16 Regierungsjahren stets über genügend 
Veränderungskraft verfügte, um auf neue Fragen neue Antworten zu geben, ohne dabei den Stabi-
Utäts- und Sicherheitsgedanken zu vernachlässigen. Ziel war es, die Zukunft der politischen Stabi­
lität, des wirtschaftlichen Wohlstandes und der sozialen Sicherheit untrennbar mit der Fähigkeit für 
Reformen und für Innovation zu verbinden. 

Die Kanzlerkampagne: Die Wahlkampfßihrung setzte sich zum Ziel, in der Schlußphase des Wahl­
kampfes den Bundeskanzler als den Garanten für Vertrauen, StabUität und Veränderungskrafi zu prä­
sentierten und damit seine Persönlichkeit ins Zentrum der personalen Auseinandersetzung zu rücken. 

1.1.2. Zukunftsprograinin und Wahlplattfonn 

Die inhaldichen Aussagen wurden im auf dem Bremer Parteitag verabschiedeten Zukunftspro­
gramm der CDU sowie in der auf drei Pressekonferenzen vorgestellten gemeinsamen Wahlplattform 
von CDU und CSU festgelegt. Beide Papiere positionieren die CDU als eine moderne zukunftsorien­
tierte Volkspartei der Mitte, die ihre politischen Schwerpunkte in der Schafiung zusätzUcher Ar­
beitsplätze, der Sicherheit der Bürger, des Vorrangs fiir den Aufbau Ost sowie der Wahrung des Frie­
dens und der weiteren Integration Europas sieht. 
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Das Zukunftsprogramm der CDU wurde in einer Kommission unter Leitung des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestags&aktion, Dr. Wolfgang Schäuble, erarbeitet. Der Entwurf der Kommission 
wurde vom Bundesvorstand einstimmig gebilligt und vom Bremer Parteitag beschlossen. Sowohl in 
der Partei als auch in der Öffentlichkeit erntete das Zukunflsprogramm viel Anerkennung für sein 
Bemühen, die gesellschaftlichen Veränderungen in allgemein nachvollziehbarer Sprache zu analy­
sieren und daraus wegweisende Antworten für die zukünftige Gestaltung abzuleiten. 

Das Zukunftsprogramm der CDU sowie mehrere vom kleinen Parteit^ der CSU beschlossene Fach­
programme bildeten die Grundlage für die gemeinsame Wahlplattform von CDU und CSU. 

Die Wahlplattform wurde der Öffentlichkeit in drei Pressekonferenzen am 27.7.1998 in München, 
am 3.8.1998 in Schwerin sowie am 12.8.1998 in Bonn vorgestellt. 

In München wurden die Kapitel zum ländlichen Raum sowie zur inneren Sicherheit vorgestellt. In 

Schwerin stand die Sozialpolitik und der Aufbau Ost im Vordergrund. In Bonn standen die Europa-

und Wirtschaftspolitik im Mittelpunkt. 

1.1.3. Die politischen Kampagnen des Wahlkampfes 

DieAufschuningkampag^ 

Nachdem sich im Mai erstinals die Arbeitsdaten für ganz Deutschland aufhellten, startete die CDU 
mit ihrer Aufschwungkampi^e. Ziel war es, die Bedeutung der von der Regierung eingeleiteten Re­
formpolitik ftir die Schaffung neuer Arbeitsplätze deutiich zu machen. Aus der Sicht der CDU 
gehören die Themen „Wirtschaft" und „Beschäftigung" zusammen. Damit vertritt die CDU einen an­
deren Ansatz für die BeschäftigungspoUtik als die SPD, die die Frage der VerteUung vorhandener Ar­
beit in den Vordergrund stellt. 

Zunächst war von zentraler Bedeutung, daß sich nach zwei schwierigen Jahren mit sich verschlech­
ternden Arbeitsmarktdaten das Bewußtsein durchsetzte, durch einen wirtschaftlichen Aufschwung 
die Trendwende am Arbeitsmarkt erreicht zu haben. Es galt femer, deudich zu machen, daß der Auf­
schwung das Ergebnis der Reformpolitik der Bundesregierung ist und ein Regierungswechsel mit 
den angekündigten Rücknahmen der Reformen das Erreichte wieder in Frage stellen würde. 

Die Ziele der CDU wurden insofern erreicht, als sich die Einschätzung der wirtschaftlichen Lage in 
der Bevölkerung von Monat zu Monat verbesserte und der Optimismus stetig zunahm. Ab August 
1998 bekamen erstmals auch die Optimisten in den neuen Bundesländern wieder die Oberhand 
über die Pessimisten. Die Folge war, daß in der Schlußphase des Wahlkampfes die CDU die Wirt­
schaftskompetenz deutlich zurückgewonnen hatte. Allerdings verbUeb die Beschäftigungskompe­
tenz bei der SPD, was in der besonderen Situation der Bundesti^swahl 1998 unweigerlich dazu 
führte, daß die CDU auch die Zukunftskompetenz nicht mehr zurückgewinnen konnte. 
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Im Verlust der Beschäfügungskoinpetenz wird letztlich ein nicht unwesentUcher Grund für das 
Wahlergebnis zu suchen sein. 

Die Richtungswahlkampagne 

Das Element der Richtungswahl sollte zum einen verdeutlichen, daß durch eine SPD-gefiihrte Bun­
desregierung die Erfolge der bestehenden Regierungskoalition gefährdet würden, zum anderen, daß 
es die „SPD pur" oder die „brave SPD" mit einem „Neue-Mitte-Kanzler" Schröder nicht geben wer­
de. Besonders zwischen März und Mai 1998, als sich die SPD in einem absoluten Stimmungshoch be­
fand, mußte sich die Angriffsstrategie der CDU unvermeidlich auf die Bündnispartner richten. Die Al­
ternative zur bestehenden Regierung bedeutet Rot-Grün, unter Umständen sogar ein rot-grün-dun-
keh-otes Bündnis. „Rot-Grün ist gleich Risiko für Deutschlands Zukunft". Das sollte in die Köpfe. 

Diesem Richtungswahlgedanken diente die Aktion „Fünf-Mark-Benzin". Keine andere politische 
Forderung der Grünen bringt den Grundcharakter grüner PoUtik derart auf den Punkt wie die Ben­
zinpreisdiskussion. Diese Forderung war keineswegs neu. Auch 1994 stand sie bereits im grünen 
Wahlprogramm. Nachdem die CDU die Thematik aufgegriffen hatte, wurde sie zum Dauerthema. In 
der Folge haben sich die Umfrageergebnisse für die Grünen halbiert, sowohl in der politischen 
Stimmung als auch bei der Sonnti^sfrage. 

Das Rote-Hände-Plakat ist entstanden als Antwort auf die Regierungsbildung in Magdeburg. Wie aktu­
ell die Thematik der Zusammenarbeit von SPD und PDS war, ist nun auch in Schwerin zu beobachten. 

Beide Kampagnen hatten unter Kritik zu leiden, wobei im Nachhinein festgestellt werden kann, daß 
beide Kampagnen erfolgreich waren. 

62 Prozent der Befragten trauten Schröders Zusage nicht, sich keinesfalls mit Stimmen der PDS zum 
Bundeskanzler wählen zu lassen. Kurz vor der Wahl gaben fast 60 Prozent an, Rot-Grün wäre ein Ri­
siko für den Aufschwung, und über 50 Prozent sahen in einer rot-grünen Bundesregierung Gefah­
ren für die Arbeitsplätze. 

Das heißt, die Kampagnen haben ihren Zweck erfüllt. Ihre Wirkungsfähigkeit war jedoch aufgrund 
der Perspektive für eine große Koalition stark begrenzt. 

Dadurch konnte das zweite Element, also der StabiUtätsgedanke, seine Wirkung nicht voll entfalten. 
„Sicherheit statt Risiko" war die Verbindung der Richtungswahl mit dem Stabilitätsgedanken. Rot-
Grün wurde als Risiko betrachtet. Die rot-grüne Perspektive war bei einer Mehrheit jedoch nicht vor­
handen. Vor allem die sogenannten Wechselwähler setzten eher auf eine große Koalition. Mit ihr ver­
banden die Menschen allerdings nicht das Risiko von Enei^esteuem, doppelter Staatsangehörigkeit 
und arbeitsmarkifeindlichen Maßnahmen in der Wirtschafts-, Sozial- und Steuerpolitik. 
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Die I^nzlerkampagne 

Die CDU-Strategie hatte von Anfang an darauf gesetzt, in der Schlußphase eine starke Kanzlerkampa­
gne zu entfachen. In der personalen Auseinandersetzung sollten die Stärken des Bundeskanzlers 
„Vertrauen, Stabilität und Erfahrung" herausgestellt werden, ohne die Wahl zu einer Abstimmung 
über Personen werden zu lassen. Wahlentscheidend sollten nicht nur die Personen sein, sondern vor 
allem die politische Richtung, für die die jeweilige Person steht. 

Die Aktion „Keep Kohl" hat zur Mobilisierung unserer Anhänger beigetragen. Darüber hinaus deu­
tete sie an, dalS die CDU mit modernen und fröhUchen Stilelementen umzugehen weÜS. 

SchließUch hat auch der Auftritt „Weltklasse für Deutschland" die positiven Eigenschaften, die dem 

Kanzler zugeordnet werden, deutlich unterstützt. 

Die logische Folge des Wahlkampfes der CDU sowie die zunehmende Fehlerneigung der Gegensei­
te führten dazu, daß sich Hehnut Kohl bei der Kanzlerpräferenz dem SPD-Kandidaten wieder 
annähern konnte. 

1.1.4 Instrumente des Wahlkampfes 

1.1.4.1 Kandidatenservice 

Die BundesgeschäftssteUe hat die 283 Bundestagskandidaünnen und -kandidaten ab dem Tag ihrer Nomi­
nierung betreut. Ab Januar wurde in der Hauptabteilung Öffendichkeitsarbeit für die Bundestagskan­
didaten und CDU-Verbände ein ständig besetztes „Kandidatentelefon" (02 28/5 44-400) eingerichtet. 
Dieses Telefon stand allen Kandidatinnen und Kandidaten sowie ihren persönlichen Mitarbeitern zur Ver-
fiigung und wurde vor allem zur Beratung in Fragen der Wahlkampfiührung in Anspruch genommen. 

Zu den aUgemeinen Leistiingen des Kandidatensenice gehörten die regelmäßige Aussendung von Infor­
mationsmaterial, ein Fotoservice für Portraits, die Erstellung und Produktion von Kandidatenprospekten 
sowie die Produktion von Kandidatenplakaten und schließlich das Angebot eines Sortiments unterschied­
licher persönlicher Sympathiewerbemittel. Intensiv genutzt wurde auch das Angebot, in Bonn gemein­
same Fotos mit dem Parteivorsitzenden Helmut Kohl für den Kandidatenprospekt erstellen zu lassen. 

Darüber hinaus hat die Bundesgeschäftsstelle neben dem Werbemittelkatalog und dem Wahlkampf­
handbuch noch organisatorische Tips für den Wahlkampf und Vorschläge für Aktionen während der 
Sommerferien herausgebracht. 

KändiNet 

Mit dem „KändiNet" hat die Bundesgeschäftsstelle im Februar 1998 einen neuen parteüntemen In-

formations- und Kommunikaüonsdienst für die Bundestagskandidaten und ihre Mitarbeiter einge­

richtet. In diesem nur mit Paßwort zugänglichen Angebot im Internet wurde Wahlkampf material für 
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die Kandidaten zur Verfügung gestellt: Textmaterial, Argumentationshilfen, Redebausteine, Termine, 
Werbemittel, aktuelle Gegner-Informationen, Formulierungshilfen, Gestaitungshilfen (Werbelinie), 
Flugblätter zum download, Kandidaten-Informationen, E-Mail-Adressen, Ansprechpartner für Fach­
fragen etc. Die monatlichen Zugriffszahlen stiegen bei rund 300 Zugangsberechtigten von 2.038 im 
Mai 1998 auf rund 6.000 Zugriffe im August 1998. 

Das KandiNet bot die MögUchkeit, eiUge Informationen und Au&oife an Basis und Kandidaten zu 
richten, auf aktuelle Situationen schnell zu reagieren (z.B. Musterantworten auf Wahlprüfsteine); 
das Material konnte zu jeder Zeit direkt aus dem Netz geladen und weiter bearbeitet werden. Zudem 
diente es als Forum zum Austausch von Erfahrungen und Anregungen, Äußerung von Wünschen 
und Anfn^en an die Bundesgeschäftsstelle. 

1.1.4.2 Verteilmaterialien 

Die G)U hat für den Bundesti^wahlkampf zahkeiche Publikationen und Wahlkampfmaterialien 
herausgebracht. Dazu gehörten das „Handbuch der poUtischen Argumentation", 40 Faltblätter zu 
verschiedenen Themen, 38 Broschüren, ein Argumentationskarten-Set zu 47 Themen sowie die CD-
ROM „Politisches Lexikon". 

Insgesamt sechs Ausgaben der Flugblattvorlage „Deutschland am Wochenende" sind in der heißen 
Wahlkampfphase erschienen. „Deutschland am Wochenende" war die Fortsetzung des seit Jahres­
beginn über den UiD angebotenen Flugblattdienstes „Das Wichtigste der Woche". 

Auflagen der wichtigsten Wahlwerbemittel: 

Informationsmaterial 

Schulheft Schröder 191.010 

Wahlplattform 155.960 

Zukunftsprogramm 133.000 

Informationen für Aussiedler 74.435 

Erstwählerprospekt 55.550 
Schlußlicht, Kurzfassung 42.400 
Der rot/grüne Kandidat 32.800 
PoUtik für Arbeitnehmer 31100 
Kassenbücher: Bündnis-90/Die Grünen 30.700 
Grundsatzprogramm 25.950 
Verdeckte Verführung, Kurzfassung 25.075 
Zehn Gründe gegen Rechtsradikale 21.970 
Kassenbuch: SPD-Programm 18.100 

Euro für Kids 16.750 
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Frauen-Union - Lernen Sie uns kennen 
Leistungsbilanz 94-98 
Mach mit in der Senioren-Union 
Der EURO 
100 Tage Schröder 
Schröder, Widersprüche... 
Verdeckte Verführung, Dokumentation 
CDU-Statut 
Schlußlicht, Dokumentation 
Leitfaden: Neuer Aufschwung 
Wolfgang Schäuble, Rede 10. Parteitag 
Das Versagen der SPD 
Nie wieder Sozialismus 
Bündnis 90, Die Grünen 
Hehnut Kohl, Rede 10. Parteitag 
Rentenreform 
Handbuch zur politischen Argumentation 
Wachstum, Wohlstand,... 
Steuerreform 
Leitfaden: Verbrechensvorbeugung 
Aufbau Ost 
Soziale Marktwirtschaft 
Peter Hintze, Rede 10. Parteitag 

Faltblätter 

Sieben gute Gründe 
Argumente zur Bundestagswahr98 
Handehi für mehr Sicherheit 
Zukunftschancen 
Soziale Sicherheit 
Solide Finanzen 
Arbeitsmarkt 
Euro 
Senioren 
Bildung für die Zukunft 
Standort Deutschland 
Reformen ftir meine Zukunft 
Politik für Frauen 

14.200 
13.250 
11.600 

11.375 
10.570 
6.600 
6.000 

5.190 
4.927 
4.745 
3.875 
3.500 

3.425 
3.350 
3.000 

2.905 
2.700 
2.200 

1.915 
1.810 
1.025 

750 
675 

450.495 
192.000 
128.550 
88.550 
80.600 
80.050 
77.850 
77.300 
71.450 
68.300 
67.900 
64.900 
63.250 
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Zeitungsfaltblatt Neuer Aufschwung... 
Ausbildung 
Damit das Land nicht rot wird 
Gesundheitsreform 
Umwelt und Energie 
Innovationen 
Mittelstand 
Landwirtschaft 
Leistungen für Familien 
Sichherheit für die Zukunft 
Leistungen für Frauen 
Unsere Bundeswehr 
Das bringt uns die EU 
Aufschwung Ost 
Argukarten-Set zur Bundestagswahl 
Erfolgreiche Sportpolitik 
Der Euro - Chance für den Mittelstand 
Frauen-Rente 
Zeitungsfaltblatt: EURO 
Stimmen zum Euro 
Erfahrung ist gefragt 
Wassersparbuch 
Anwalt und Partner der Senioren 
Frauen und Rente 
Mitentscheiden - Mitverantworten 
Klimaschutz 
Reformen 
5 gute Gründe für die Steuerreform 

Materialien zum Eindrucken 

Diverse Rednerankündigungsplakate 

Poster und Plakate 

Sicherheit statt Risiko 
Weltklasse für Deutschland 
Familie wählen! 
Aufschwung wählen! 

63.250 
59.300 
57.900 
52.800 
49.700 
49.100 
48.400 
47.500 
44.900 
43.250 
42.850 
31.100 
30.500 
27.550 
23.275 
22.750 
21.600 
19.100 
17.150 
15.700 
12.204 
10.200 
8.700 
7.500 
7.500 
6.100 
3.500 
3.000 

2.337.574 

84.990 

400.000 
311.795 
109.465 
106.040 
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Frieden wählen! 
Sicherheit wählen! 
Blühende Landschaften wählen! 
SPD/PDS - Wir sind bereit! (Rote Hände) 
Neuer Aufschwung 
Fit für Europa 
Lass Dich nicht anzapfen 

Aufkleber 

Aufkleber „keep Kohl" 
Aufkleber- Erkennungszeichen 
Aufkleber- 5 DM Benzin 
Aufkleber „Deutschlandfahne" 

Sympathiewerbemittel 

Luftballon bunt sortiert 
Fußball-WM-Kalender 
Papierfähnchen 
Kugelschreiber 
Bleistifte 
Rubbelkarten-Set (240 Stck) 
Stundenplan 
Notizblock mit CDU-Aufdruck 
Einkau&wagen-Chip 
Kunststofftragetasche 
Bierdeckel 
Button „Ich bin für Kohl" 
Postkarte „keep Kohl" 
Button: „keep Kohl" 
PIN„CDU-SmiÜe" 
Bundesligaplaner 
Nähetui 
EURO-Kugelschreiber 
Skatspiele 
CDU-Feuerzeug 
Parkscheibe „Europa" 
Reflektor-Bärchen 
Tragetasche m. Baumwollkordel 

101.750 
96.050 
80.970 
26.983 
26.050 
11.800 

1.400 

188.800 
102.400 
102.100 
24.000 

1.275.500 
827.730 
318.500 
274.168 
264.700 
253.520 
184.100 
176.150 
155.710 

142.875 
139.200 
105.150 
78.950 
73.500 
67.400 
66.301 
54.750 
43.250 
41.337 
35.693 
33.750 

30.925 
12.525 
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Schlüsselanhänger 

T-Shirt „Smilie" 
Bundstift-Set 

a)U-BasebaUniütze 
Wasserball 
Speedy-Atlas 
Wlndbreaker „Smilie" 

Lederfußball 
Beach-Volley-Ball 

Kostenbse Grundausstattung 

11.800 
5.761 
4.696 
4.218 
3.810 
2.566 

1.625 
623 
393 

5.108.476 

Die CDU-Bundesgeschäftsstelle stellte den Kreisverbänden folgende Materialien als Grundausstat­

tung kostenlos zur Verfügung: 

10.000 Exemplare „Die Wahl-Illustrierte" 
5.000 Exemplare Briefwahl-Prospekt 
3.500 Exemplare Parteiplakate 
1.000 Exemplare Türanhänger 

500 Exemplare Überkleber „Beide Stimmen für die ODU" 

Info-Fax 

Neben den online-Angeboten setzte die Bundesgeschäftsstelle auf das bewährte Info-Fax als schnel­
les Kommunikaüonsmittel. Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 98 Infofaxe verschickt. Davon 
waren 79 aktuelle Flugblatt-Vorlagen (insbesondere zu den Anzeigen in der Bild-Zeitung), mit denen 
die Arbeit der GUederungen unterstützt wurde. 

1.1.4.3 Beihefter und Zeitungsflugblatt, NB! 

„Die Wahl-Illustrierte" 

Die sechzehnseitige Illustrierte war das zentrale Werbemittel der Kanzlerkampagne mit einer Aufla­
ge von über 21 Millionen Exemplaren. Sie wurde in folgenden Programmzeitschriften beigeheftet: 

Funkuhr 

Hörzu 
Gong, 

BUd und Funk, 

BWZOst 
rtvOst 
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TV-Spielfilm 

TV-Movie 
Super-TV 
Telestunde 
UNION-Magazin 

Außerdem wurde „Die Wahl-Illustrierte" mit folgenden Tageszeitungen in den neuen Bundeslän­

dern verteilt: 

Mitteldeutsche Zeitung (Gesamtausgabe) 
Nordkurier (Gesamtausgabe) 
Ostsee Zeitung Rostock 
Schweriner Volkszeitung 

Die Kreisverbände erhielten von dieser Illustrierten zusätzlich insgesamt vier Millionen Exemplare. 

Zeitungsflugblatt „ W.I.R." 

Das vierseitige Zeitungsflugblatt „W.I.R." ist in einer Gesamtauflage von 2,5 Millionen Exemplaren 
bereitgestellt worden. 56 Kandidaten haben davon für eine persönUche Wähleransprache Ge­
brauch gemacht. 

NBI 

Die Q)U hat als Sonderausgabe die „Nßl - Neue Bundesländer Illustrierte" herausgebracht. Das 
achtundvierzigseitige M^azin wurde in einer Auflage von 6,5 Millionen Exemplaren im Zeitraum 
vom 3. bis l6. Juli flächendeckend an private Haushalte (die keinen Werbeverbotshinweis an den 

.Brieflrästen hatten) in den neuen Bundesländern verteilt. 

1.1.4.4 Insertionen 

Die CDU hat im Bundestagswahlkampf insbesondere über die Bild-Zeitung ab Mitte Juni, aber auch 
über die Boulevardzeitungen „Express" und „BZ" ab Ende August mit einer Anzeigenkampagne für 
die Bestätigung unserer Politik geworben. Darüber hinaus wurden Anzeigen u.a. in überregionalen 
Tageszeitungen (FAZ, Die Welt, Süddeutsche Zeitung), in Wochenzeitungen (Die Zeit, Rheinischer 
Merkur), in regionalen Tageszeitungen und Anzeigenblättern in den neuen Bundesländern ge­
schaltet. Außerdem wurden in einer Reihe von Publikationen für die Zielgruppe der Vertriebenen 
und der Spätaussiedler Anzeigen geschaltet. 
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1.1.4.5 Plakatierung 

KommerzieUe Plakatierung 

Zur kommerziellen Plakatierung gehörten Sondei^roßflächen (Wesselmann), Großflächen, Allge­
meinstellen, Ganzstellen, Superposter und City-Light-Poster. Die Plakatierung auf den Sondergroß­
flächen begann Anfang August, auf den übrigen Flächen Anfang September und ersti*eckte sich dort 
über zwei Dekaden. 

Pro Dekade waren kommerziell folgende Flächen gebucht: 

6.000 Sondergroßflächen (Wesselmann) 

13.359 Großflächen 
1.610 Ganzsäulen 

2.659 Allgemeinstellen 
2.387 City-Light-Poster 

253 Superposter. 

Die Plakatierung begann mit dem Aufstellen der Sondergroßflächen Anfang August. Dort wurde das 
Motiv „Hehnut Kohl: Weltidasse für Deutschland" geklebt. Ab 11. September wurden in den alten Bun­
desländern jeweUs zur Hälfte die Motive „Helmut Kohl: Weltidasse fiir Deutschland" und „Sicherheit 
statt Risiko" angeschlagen, in der Schlußphase wurden sie mit dem Uberkleber „Beide Stimmen für die 
CDU" versehen. In den neuen Bundesländern wurde durchgängig das Motiv „Hehnut Kohl: Weltidasse 
fiir Deutschland" geklebt, ab 21. September mit dem Überkleber „Aufl)au Ost, nur mit uns, CDU". 

Die Gestaltiing der weiteren kommerzieUen Anschlagflächen sah in den zwei Dekaden ab dem 4. 
September wie folgt aus: In der ersten Dekade (4.-14. September) wurde durchgängig das Motiv 
„Hehnut Kohl: Weltidasse für Deutschland" auf aUen Flächen geklebt. Ab dem 15. September wur­
den (auf allen Flächen mit Ausnahme der Superposter) jeweils zur Hälfte die Motive „Hehnut Kohl: 
Weltklasse für Deutschland" und „Sicherheit statt Risiko" angebracht. Bei den Superpostem blieb 
es bei dem Motiv „Hehnut Kohl: Weltklasse fiir Deutschland". 

Sonderphkatierung 

Zum Parteitag in Bremen wurde auf 142 Großflächen und 150 Dreiecksständem (Format A 0) das 
Motiv „Neuer Aufschwung, neue Arbeit" geklebt. Zudem wurden zehn Fahrräder mit Plakaten be-
stiickt, die als mobile Flächen durch die Innenstadt fuhren. 

Bei der Wahlkampferöffnung in Dortmund wurden 200 Großflächen und 20 Superposter mit dem 

Motiv „Hehnut Kohl: Weltidasse für Deutschland" versehen. 
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Parteiplakatierung 

Für den Bundestagswahlkampf wurde den Kreisverbänden eine kostenlose Grundausstattung von 
insgesamt 3-500 Plakaten mit folgenden Motiven zur Verfügung gestellt: 

„Helmut Kohl: Weltklasse für Deutschland" 

Fünf Motivplakate: 

-„Familie wählen" 

- „Sicherheit wählen" 
- „Frieden wählen" 
- , Aufschvmng wählen" 
- „Blühende Landschaften wählen" 

Sloganplakat „Sicherheit statt Risiko". 

Im Vorwahlkampf standen den Ghederungen folgende Motive zur Verfugung: 

- „Laß Dich nicht anzapfen" 
-„Fit für Europa" 
- „Für einen starken EURO - Hehnut Kohl" (kostenlos) 
- „Neuer Aufechwung, neue Arbeit" 
- „Wir sind bereit, SPD - PDS" 
- Der Aufschwung ist da" 
- „Rücksicht macht Schule". 

Wandzeitungen 

Zu den zentralen Werbeträgem der CDU gehört vor allem in wahlkampf&eien Zeiten der Wandzei­
tungsdienst für die Schaukästen. Der aktuelle Verteiler umfaßt 14.500 Exemplare. 

Folgende Motive wurden von der Bundesgeschäftsstelle vorgelegt: 

-Rot-Grün 
-Fit für Europa 
- Neuer Aufechwung - neue Arbeit 
- Wir sind bereit SPD - PDS 
- Der Aufschwung ist da 
-Keep Kohl (zusätzUche Auflage 23.000) 
- Stabile Preise wählen. 
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1.1.4.6 Femseh- und Hörfiink-Werbung 

Die Werbung im Femsehen und Hörfunk gehörte zu den zentralen Instrumenten der Wahlkampf­
führung. Dabei spielte die richtige Auswahl und Zuordnung von Spotmotiven zum entsprechenden 
Sendeumfeld eine besondere Bedeutung. Die TV-Spots selbst hatten unterschiedliche Anforderungen 
zu erfüllen. Zum einen galt es, den Bundeskanzler und seine Arbeit für Deutschland darzustellen. 
Darüber hinaus galt es, politische Themen mit dem Angriff auf den politischen Gegner zu verbinden. 

Femseh-Spots 

In ARD und ZDF gab es jeweUs acht Schaltiingen von je 90 Sekunden für den sogenannten Kanzler-Spot. 

Bei insgesamt acht Privatsendem sowie dem Regionalfemsehen Rhein-Neckar werden insgesamt 
559 Spots ä 30 Sekunden geschaltet, für die 19 verschiedene Motive produziert worden waren. 
Zunächst wurden zum Ende der Ferienzeit solche Spots ausgestrahlt, die auf das Lebensgefiihl in 
Deutschland zielten. Sie wurden in der zweiten Phase im wesentlichen durch Themen- und Angriffs­
spots mit den Moderatoren Petra Roth und Arnold Vaatz abgelöst. Das Thema „Blühende Landschaf­
ten" wurde in drei Motiven behandelt. Der Kanzler stand bei zwei Motiven im Mittelpunkt. 

Hörfunk-Spots 

Bei den öffentlich-rechtUchen Anstalten gab es im Zeitraum vom 31- August bis 25. September 68 
Schaltungen ä 90 Sekunden. Dabei gab es drei thematische Varianten im Format „Bürgertelefon" mit 
Roland Koch und Amold Vaatz als Moderatoren. Im Laufe der Zeit wurde der Anteil sogenannter Te-
stimonials von Petra Roth, Roland Koch, Lothar Späth, Kurt Biedenkopf und Edmund Stoiber erhöht. 

Bei 19 Privatsendem wurden vom 14. bis 26. September insgesamt 681 Spots ä 30 Sekunden geschal­
tet. Hier wurden vor allem Testimonials von Petra Roth, Kurt Biedenkopf, Lothar Späth, Edmund Stoi­
ber, Roland Koch - in den Neuen Bundesländem zusätzlich mit Amold Vaatz und Lothar de Maiziere -
eingesetzt. Zudem wurde für die Ansprache jugendlicher Zuhörer ein eigenes Format entwickek. 

1.1.4.7 Union-Magazin 

Das Union-Mi^azin ist im Berichtszeitraum viermal erschienen. Im Herbst vergangenen Jahres hat 
es an der Redaktionsspitze einen personellen Wechsel gegeben. Seitdem versuchen Redaktion und 
Redaktionsbeirat mit Nachdmck, über ein ansprechendes, frisches Layout und breitere Themen­
angebote das Union-Magazin zu einer Lese-Zeitschrift zu machen, in der - über die notwendige po­
litische Auseinandersetzung hinaus - kulturelle und gesellschaftilche Hintergründe stärker be­
leuchtet werden. Rubriken, Tips und Service sowie die verstärkte Kommunikation mit der Parteiba­
sis mnden das Angebot ab. Ziel der Verantwortlichen ist es, das Union-Magazin zu einem lebendi­
gen und informativen Medium zu machen, das auch als Diskussionfomm genutzt wird. 
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1.1.4.8 Union in Deutschland (UiD) 

Im Berichtszeitraum sind 41 UiD-Ausgaben erschienen. Im Wahljahr 1998 hat der UiD für die Par­
teiarbeit an Bedeutung gewonnen, insbesondere durch die Einführung von neuen Rubriken. Die ak­
tuellen Texte der UiD-Ausgaben wurden parallel zum Druck im KomSys und KandiNet eingestellt. 

Die neue Übersicht „Das Wichtigste der Woche auf einer Seite" erscheint seit November 1997 regel­
mäßig auf Seite 2 im UiD. Sie ist als aktuelles Flugblatt entwickelt worden und enthält - knapp formu­
liert - noch einmal die wichtigsten Informationen der jeweils vorangehenden UiD-Ausgabe. In den 
letzten sechs Ausgaben vor dem Wahltag am 27. September erschien diese Übersicht in neuer Auf­
machung unter dem Utel „Deutschland am Wochenende". 

Unter dem Titel „Argumente" wurden zu größeren Themenkomplexen detaillierte Erläuterungen 
geben - für die argumentative Auseinandersetzung in Gesprächen, Diskussionen und Ansprachen. 
Unmittelbar nach dem Leipziger Parteitag erschien mit dem Thema „Schlanker Staat" die erste Aus­
gabe, bis zum Wahltŝ  dann weitere 35 Ausgaben. 

Mit Fakten und Bewertungen der Politik des SPD-Kanzlerkandidaten setzte sich eine Flugblatt-Serie 
in den UiD-Ausgaben Nr. 21 bis 31, unter dem Titel „Apropos Schröder" auseinander. Die Ausein­
andersetzung mit den Vorstellungen der SPD, der Grünen und der PDS erfolgte unter anderem 
durch die Gegenüberstellung von Originalzitaten und politischen Erklärungen der CDU. Wichtige 
Stichworte dieser Synopsen waren: Wehrpflicht, Abschiebung, Ausbildungsplatzabgabe, Vermö­
genssteuer. Im UiD Extra 27/1998 waren weitere fünfzehn Stichworte zusammengefaßt. 

Im Berichtszeitraum erschienen 25 UiD-Dokumentationen (grüner Teil) sowie 19 UiO-Extras. Dar­
unter waren die beiden Dokumentationen der G)U-Leistungsbilanz 1994 -1998 „Wir haben viel be­
wegt" (UiD 11/98 und 12/98) besonders nachgefragt. Als UiD-EXTRA erschienen die drei Teile der 
„Wahlplattform 1998 - 2002" jeweils unmittelbar nach deren Vorstellung sowie die Musterrede für 
den Wahlkampf 1998 „Den Wandel gestalten". 

Das Gesamtangebot an Informations- und WerbemateriaUen erschien zum ersten Mal in einer neu­
en Form zum Parteitag in Bremen, eine aktualisierte Fassung folgte Anfang August. 

1.1.4.9 Pressearbeit 

Die Presse- und Medienarbeit stand in diesem Jahr im Zeichen der Wahlkämpfe. Um eine mögUchst 
breite und intensive Berichterstattung über die Arbeit der Partei sowohl in den elektronischen als 
auch in den Druckmedien zu erreichen, wurden im Berichtzeitraum etwa 250 Pressemitteilungen 
veröffenüicht. Die elektronischen Medien gewinnen zunehmend an Bedeutung, was an der Vielzahl 
der Wahlsondersendungen, poütischen Talk-Shows und Kandidatenportraits ersichtlich wurde. 
Auch das Interesse der ausländischen Presse lag weit über den Erfahrungen aus den früheren Wahl­
jahren. Die Pressestelle hat dafür die entsprechenden Kontakte zwischen den Politikern und Jour-
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nalisten hergestellt. Für den Parteivorsitzenden und den Generalsekretär wurden zahlreiche Inter­
views vorbereitet sowie etliche schnftUche und telefonische Anfragen beantwortet. Daneben hat die 
Pressestelle etwa 60 Pressekonferenzen organisiert. 

Ein Arbeitsschwerpunkt für die Pressestelle war die Begleitung des Parteivorsitzenden und des Ge­
neralsekretärs bei den zahlreichen Wahlkampfkundgebungen sowie bei Parteitagen und Kongres­
sen. Dazu gehörte insbesondere die inhaltliche und organisatorische Vorbereitung der Presseakti­
vitäten vor Ort. 

Zahfreiche Veranstaltungen und Kongresse von Gliederungen der Union wurden von der Pressestel­
le betreut, beispielsweise der Innovationskongreß am Anfang des Jahres sowie der Extremismus-
kongreß im September in Bonn. Daneben wurden schwerpunktmäßig im Sommer die Arbeitsergeb­
nisse der Bundesfachausschüsse in zahfreichen Pressegesprächen vorgestellt und dazu gezielt 
Fachjoumalisten angesprochen, um auch das jeweils fachUch interessierte Publikum zu erreichen. 

Eine Werktisch erteilte Presseschau gehört zur Nachbereitung und Erfolgskontrolle aller Aktivitä­
ten der Pressestelle. Für CDU-Großveranstaltungen hat die Pressestelle im Berichtszeitraum Sonder-
presseschauen herausgegeben, beispielsweise zum 10. Parteitag in Bremen. 

Nach den guten Erfahrungen im Wahljahr 1994 wurde Anfang 1998 wieder eine regehnäßige Be­
obachtung der elektronischen Medien eingerichtet, die die poütischen Sendungen sowohl im öf-
fenthch-rechtüchen als auch im privaten Femsehen ausgewertet hat. 

1.1.4.10 Elektronische Medien 

Internet 

Das Internet hat sich im Bundest^wahlkampf 1998 als wichtiges Medium neu etabliert. Zum Wahl­
kampfauftakt, am Beginn der Computermesse CeBit Home, wurde das CDU-Intemet-Angebot gra­
phisch überarbeitet, und es wurden zusätzlich Sonderseiten für den Wahlkampf eingerichtet. Das 
neue Design entsprach der WerbeUnie und bot eine moderne Navigation. Inhalt der Wahlkampf-Sei­
ten: die Wahlplattform, illustrierte Seiten über den Bundeskanzler, Informationen über die CDU-Kan­
didaten, Plakate, Videos, Hörfunk-Spots, Erstwähler-Informationen, Materialien zu den politischen 
Gegnern sowie humorvolle Animationen. 

Als die CDU am 16. Oktober 1995 auf dem Parteitag in Karlsruhe ihr Internet-Angebot startete, lag 
die Zahl der Zugriffe bei 8000 im Monat. Seitdem ist die Zahl kontinuierlich gestiegen. 1998 hat sie 
sich von rund 1,5 Millionen im März auf über drei Millionen nach der Erneuerung des Angebotes 
im August erhöht. 
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Seitenabrufe 1998 

Januar 
Februar 

März 
April 

Mai 
Juni 

JuU 
August 
September 

595.807 
828.062 

1.442.211 
1.575.444 

1.962.874 

\.67i.m 
1.795.675 
3.069.003 

2.813.391 

Die Kommunikation besitzt im CDU-Angebot einen hohen Stellenwert. Wichtiger Bestandteil des In­
ternet-Angebotes ist daher weiterhin das Diskussionsforum. Im Laufe der Wahlkamp^hase stieg 
auch hier die Zahl der Zugriffe erhebUch. Im Durchschnitt werden zwischen 20.000 und 30.000 
Beiträge monadich eingestellt. 

Spitzenpoütiker der Union beteiligten sich an der Diskussion im Internet. So diskutierten General­
sekretär Peter Hintze (9. Juli und 26. August), Christian Wulff, Dr. Jürgen Rüttgers, Dr. Wolfgang 
Schäuble (alle am 28. August) und Lothar Späth (17. September). Am 18. September beantwortete 
Bundeskanzler Helmut Kohl zwei Stunden lang Fragen aus dem Netz. Allein dabei wurden 42.000 
Zugriffe gezählt. Die Diskussion mit dem Bundeskanzler war durch einen Femseh- und einen Hör­
funkspot angekündigt worden. 

Auf große Beachtung stieß der CDU-Auftritt bei der CeBit Home in Hannover vom 26.-30. August. 
Während der fünf Messetage kamen über 4.000 Besucher zu dem Stand, auf dem sich die CDU mit 
Informationen und Unterhaltung als moderne Volkspartei präsentierte. 

1.1.4.11 CDU-Infoline/Telefonmarketing 

0180-5-2000 

Mit dem Tag der Wahlkampfauftaktveranstaltung am 23. August schaltete die Bundesgeschäftsstelle un­
ter der Bezeichnung „CDU-Infoline" die Rufiiummer 0180-5-20 00 frei. Dadurch war die CDU bis zum 
Wahltag an sieben Ti^en in der Woche rund um die Uhr für Anfragen und Anregungen der Bürger er­
reichbar. Die Nummer wurde über Wahlwerbespots in Femsehen und Hörfiink bekannt gemacht. Die 
Anruferzahlen verzeichneten eine deudiche Steigerung, nachdem die Rufnummer zusätzlich über die 
täglichen Anzeigen in der BUd-Zeitung noch einmal millionenfach verbreitet worden war. 

Tekfonmarketing 

Wie im Wahljahr 1994 setzte die CDU im Bundestagswahlkampf erneut das sogenannte Telefon­

marketing für die Mobilisierung von IVIitgliedem ein. Neben zahlreichen Eigeninitiativen aus den 
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Kreisverbänden sind zentrale Schulungsveranstaltungen der Bundesgeschäftsstelle in den jeweili­
gen Landesverbänden zu nennen. Mit Telefonbeauftragten aus den Kreisverbänden wurden dabei 
verschiedene Aktionsansätze diskutiert, Gesprächsleitfäden erarbeitet und Grundsätze für eine op­
timale Gesprächsführung entwickelt. Im Rahmen dieser Aktion konnte eine sinnvolle Verknüpfung 
mit der „Aktion 7 Millionen Gespräche" hergestellt werden, zu der im Union-M^azin alle Mitglie­
der aufgerufen worden waren. 

1.1.5 Veranstaltungen 

1.1.5.1 Auftaktveranstaltung Dortmund 

Traditionsgemäß wurde die heiße Phase des Bundests^swahlkampfes wieder in der Dortmunder 

Westfalenhalle eingeleitet. Zum zentralen Wahlkampfauftakt kamen über 18.000 Mitglieder und 

Sympathisanten am 23. August 1998 nach Dortmund. 

Ein anspruchsvolles Unterhaltungsprogramm sorgte schon am Vormittag für ausgelassene Stim­
mung. Die Phoenix-Jazzband, die Volker Kummer Band, das Blasorchester Günnigfeld, die Artistic-
Jumpers, das Jugend-Blas- und Schauorchester Weimar, Irvin Doomes und das Deutsche Femseh-
ballett sowie Künstler aus dem Europa Park Rust zeigten eine bunte Palette musikalischer und akro­
batischer Darbietungen bis hin zur phantasievollen Illusionsschau. 

Am Nachmittag wurden die Teilnehmer von der poUtischen Führung von CDU und CSU auf die ent­
scheidende Phase des Wahlkampfes eingestimmt. Es sprachen Generalsekretär Peter Hintze, die 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden Dr. Angela Merkel und Dr. Norbert Blüm, der sächsische Mi­
nisterpräsident Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf, der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Dr. Wolfgang 
Schäuble, Dr. b.c. Lothar Späth, der CSU-Vorsitzende Dr. Theo Waigel und als Hauptredner der CDU-
Vorsitzende, Bundeskanzler Dr. HehnutKohl. 

1.1.5-2 Kundgebungen des Parteivorsitzenden im Bundestagswahlkampf 

Bäderreise 

15.07.1998 

15.07.1998 
15.07.1998 
15.07.1998 

22.07.1998 
22.07.1998 
22.07.1998 
29.07.1998 

29.07.1998 
29.07.1998 

29.07.1998 

Cuxhaven 

Neuharlingersiel 

Nordemey 
Borkum 
Heringsdorf 
Binz 
Kühlungsborn 

Büsum 
St. Peter Ording 

yst/Syh 
Westerland/Sylt 

Kurpark 

Fischereihafen 
Kurplatz 

Obere Kurpromenade 
Kurplatz 
Pavillon am Kurhaus 
Konzertpavillon (Ost) 
Ankerplatz am Hafen 

Kurpromenade 
Hafenvorplatz 

Kurpromenade/Musikmuschel 

3.000 Teilnehmer 

3.000 Teikehmer 
6.000 Teilnehmer 
8.000 Teilnehmer 

3.000 Teihehmer 
5.000 Teilnehmer 
4.000 Teihiehmer 
4.000 Teikehmer 

6.000 Teilnehmer 
4.000 Teilnehmer 

20.000 Teihiehmer 
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Bundestagswahlkampf 

03.07.1998 

06.07.1998 

12.08.1998 

12.08.1998 

14.08.1998 

14.08.1998 

17.08.1998 

17.08.1998 

19.08.1998 

19.08.1998 

21.08.1998 

21.08.1998 

24.08.1998 

24.08.1998 

26.08.1998 

26.08.1998 

27.08.1998 

27.08.1998 

28.08.1998 

28.08.1998 

31.08.1998 

31.08.1998 

01.09.1998 

03.09.1998 

04.09.1998 

07.09.1998 

07.09.1998 

08.09.1998 

08.09.1998 

09.09.1998 

10.09.1998 

10.09.1998 

11.09.1998 

11.09.1998 

12.09.1998 

12.09.1998 

15.09.1998 

Erlangen 
Fürstenfeldbruck 
Recklinghausen 
Münster 
Naumburg 
Ilmenau 
Wuppertal-E. 
Bielefeld 
Bayreuth 
Annaberg 
Mannheim 
Marbuî  
Ältenburg 
Cottbus 
Ansbach 
Nürnberg 
Berlin 
Brandenburg 
Neustrelitz 
Frankfurt/Oder 
Kassel 
Hannover 
Leipzig 
Braunschweig 
Frankfun/Main 
Oldenburg 
Bremen 
Ingolstadt 
Weimar 
Würzburg 
Trier 
Ludwigshafen 
Reutlingen 
Heidelberg 
Saarbrücken 
Köhi 
Rendsburg 

Rathausplatz 
Festzelt a. Volksfestplatz 
Rathausplatz 
Domplatz 
Markt 
Lindenstraße/An der Sparkasse 
Laurentiusplatz 
Alter Markt 
Ehrenhof Altes Schloß 
Marktplatz 
Marktplatz 
Marktplatz 
Markt 
Oberkirchplatz 
Martin-Luther-Platz 
Hauptmarkt 
Platz v.d. Roten Rathaus 
Altstädtischer Markt 
Markt am Rathaus 
Markt 
Königsplatz 
Opemplatz 
Markt 
Burgplatz 
Römerberg 
Schloßplatz 
Am Markt 
Theatervorplatz 
Marktplatz 
Oberer Markt 
Platz an der Porta Nigra 
Europaplatz 
Marktplatz 
Universitätsplatz 
Schloßplatz 
Roncalliplatz 
Schloßplatz 

6.000 TeUnehmer 
4.000 Teihiehmer 
8.000 Teilnehmer 

10.000 Teihiehmer 
6.000 Teihiehmer 
8.000 Teihiehmer 

10.000 Teihiehmer 
8.000 Teihiehmer 
7.000 Teihiehmer 

13.000 Teihiehmer 
8.000 Teihiehmer 
6.000 Teihiehmer 
7.000 Teilnehmer 
6.000 Teihiehmer 

12.000 Teihiehmer 
15.000 Teilnehmer 
10.000 Teihiehmer 
8.000 Teihiehmer 
6.000 Teilnehmer 
8.000 Teilnehmer 

10.000 Teihiehmer 
15.000 Teihiehmer 
15.000 Teihiehmer 
5.000 Teihiehmer 

10.000 Teihiehmer 
10.000 Teihiehmer 
13.000 Teihiehmer 
6.000 Teihiehmer 
8.000 Teihiehmer 

20.000 Teihiehmer 
8.000 Teihiehmer 
5.000 Teihiehmer 
8.000 TeUnehmer 
8.000 Teihiehmer 

10.000 Teilnehmer 
15.000 TeUnehmer 
5.000 TeUnehmer 

I 



15.09.1998 
16.09.1998 
17.09.1998 
17.09.1998 
18.09.1998 
19.09.1998 
19.09.1998 
21.09.1998 
21.09.1998 
22.09.1998 
22.09.1998 
23.09.1998 
24.09.1998 
25.09.1998 

Lübeck 

Stuttgart 
Berlin 

Bitterfeld 
Dresden 

Ludwigshafen 

Neu-ulm 
Bonn 

Neuss 
Greifswald 
Schwerin 
Hamburg 
München 

Mainz 

Markt 

Marktplatz 
Wittenberplatz 

Marktplatz 
Platz V. d. Frauenkirche 
Wahlkreisbereisung 

Rathausplatz 
Marktplatz 
Markt 

Nexö-Platz 
Alter Garten 
Gänsemarkt 
Marienplatz 

Domplatz 

8.000 Teilnehmer 
10.000 Teihiehmer 
20.000 Teihiehmer 
10.000 Teihiehmer 
30.000 Teihiehmer 

4.800 Teihiehmer 
10.000 Teihiehmer 
15.000 Teihiehmer 
15.000 Teilnehmer 

7.000 Teihiehmer 
5.000 Teihiehmer 

15.000 Teilnehmer 
20.000 Teihiehmer 
20.000 Teihiehmer 

1.1.5-3 Kunt^ebungen des CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden 

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Dr. Wolfgang Schäuble, führte im 
gesamten Bundesgebiet - ohne Bayern und eigenen Wahlkreis - 46 Kundgebungen durch. Die über­
wiegende Zahl der Veranstaltungen wurde in Absprache mit den jeweiUgen Landesverbänden an die 
Kreisverbände vergeben. Zwei Wahlkampfteams der Abteilung Parteiorganisation unterstützten die 
Kreis- bzw. Landesverbände bei der Vorbereitung und Durchführung der Kundgebungen. In Wis­
mar, Zwickau, Lingen und Tübingen fanden die Kundgebungen auf den zentralen Marktplätzen statt. 
Zu den Veranstaltungen kamen jeweils 500 bis 2.500 TeUnehmer, so daß msgesamt rund 60.000 
Zuhörer erreicht wurden. 

1.1.5.4 Bundesrednereinsatz 

Im August 1998 begann der zentrale Bundesrednereinsatz mit insgesamt 1.365 Temünen im ganzen 
Bundesgebiet. Die Zahl der Veranstaltungen süeg bis auf 200 Termine pro Woche. Am Rednerein­
satz waren 72 Bundespohtiker beteihgt. 644 Termine wurden von PräsidiumsmitgUedem und Bun-
desnünistem wahrgenommen. Neben nahezu 550 öffentUchen Veranstaltungen fanden auch Veran­
staltungen für bestimmte Zielgruppen statt, verbunden mit Betriebsbesichtigungen und Informati­
onsbesuchen. Den Kreisverbänden wurden durch die Bundesgeschäftsstelle Lebensläufe, Fotos und 
BUdplakate der Bundesredner zur Verfügung gestellt. 

1.1.5.5. Mandats- und Funktionsträgerkonferenz Ost 

400 TeUnehmer aus den neuen Bundesländern nutzten die Mandats- und Funktionsträgerkonferenz 
am 17. März m BerUn zu emer ausführUchen Diskussion mit Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und 
Generalsekretär Peter Hintze. Dabei kam die wirtschaftiiche Entwicklung m den neuen Bundeslän­
dern genauso zur Sprache wie die Planung für den anstehenden Bundestagswahlkampf. 
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Bundeskanzler Helmut Kohl versicherte den Zuhörern, daß der Aufbau Ost für die CDU auch weiter­
hin Vorrang habe. Er sagte, daß sich die CDU in besonderer Weise der Probleme und Sorgen der 
Menschen in den neuen Bundesländern annehmen werde. Er erinnerte an die Erfolge beim Aufbau 
Ost und kündigte an, wichtige Investitionen vorziehen zu wollen, um so die wirtschaftliche Entwick­
lung und damit die Schaffung neuer Arbeitsplätze zusätzlich zu fördern. Der Bundeskanzler versi­
cherte, die CDU werde einen Wahlkampf mit einer einheitlichen klaren Sprache führen. Die CDU sei 
die Partei der Deutschen Emheit. Sie stehe deshalb in Ost und West für dieselbe Politik. 

Viele TeUnehmer dankten in der Aussprache dem Bundeskanzler für seinen unermüdUchen Einsatz 
für den Aufbau Ost. Die Leistungen, die die Menschen in den neuen Bundesländern erbracht haben, 
wären ohne nationale Solidarität, fiir die sich der Bundeskanzler stets einsetze, nicht mögUch gewe­
sen. Die Konferenz machte deutlich, daß der Aufbau Ost zu den beeindruckendsten Erfolgsgeschich­
ten in Europa zählt. Im Wahlkampf, so sagten viele Teihehmer, käme es darauf an, diese Erfolge deut­
lich herauszustellen und ftir eine Fortsetzung der erfolgreichen Politik Hebnut Kohls zu werben. 

1.1.5.6 Regionalkonferenzen 

Den Auftakt der innerparteiUchen MobiUsierungsphase für den Bundestagswahlkampf bildeten die 
gemeinsam mit den Landesverbänden durchgeführten Regionalkonferenzen. Für die Bundesge­
schäftsstelle nahmen Generalsekretär Peter Hintze, Bundesgeschäftsführer Christian Dürig und der 
stellvertretende Bundesgeschäftsführer Heiner Lueg daran teil. Nach den politischen Lageberichten 
wurden Fragen der Parteiorganisation und der Öffentlichkeitsarbeit diskutiert sowie Wahlkampf­
strategie, Werbelinie, Informationsmaterialien und Werbemittel vorgestellt. 

An den Regionalkonferenzen nahmen jeweils die Mitglieder der Landesvorstände, die Landesge­
schäftsführer, die Kreisvorsitzenden, die Kreisgeschäftsfiihrer, Funktionsträger sowie die Bundes­
tagskandidaten mit ihren Wahlkampfleitem teil. Mitarbeiter der HauptabteUung Öffentlichkeitsarbeit 
boten an einem Informationsstand der Bundesgeschäftsstelle die neusten Werbe- und Verteihnittel 
an und standen den Kandidaten für alle Fragen der ÖffentUchkeitsarbeit zur Verfugung. 

Termine der Regionalkonferenzen 

26.06.1998 Kaiserslautem 

01.07.1998 Berlin 
04.07.1998 Magdeburg 
06.07.1998 Idstein 
11.07.1998 Bremen 
18.Ö7.1998 Dresden 
23.07.1998 Stuttgart 
06.08.1998 Pinneberg 
07.08.1998 Neuss 
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1.1.5.7 Innovationskongreß 

Am 21. Januar 1998 fand in Bonn der Kongreß „Innovationen - Wir gestalten das 21. Jahrhundert 
menschlich" statt. Vor rund tausend Teihiehmem wurden die Chancen von Innovationen und neuen 
Technologien für die Schaffung zukunftssicherer Arbeitsplätze, für die Erhaltung des Wohlstands und 
eine Verbesserung der Lebensbedingungen diskutiert. Die Grundsatzreferate hielten Bundeskanzler 
Dr Hehnut Kohl, Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers, Dr. Thomas Middelhoff, MitgUed des Vorstands 
der Bertelsmann AG, sowie der Präsident der Max-Planck-Gesellschaft, Professor Dr. Hubert Markl. 

Der Bundeskanzler unterstrich den Anspruch der Union, das 21. Jahrhundert menschUch zu ge­
stalten. Innovationen in Wissenschaft, Technik sowie in Wirtschaft und Gesellschaft bezeichnete er 
als Quelle des Wohlstands und Königsweg zu neuen Arbeitsplätzen in einer sich dramatisch verän­
dernden Welt. Er erläuterte als Grundvoraussetzung einer erfolgreichen Innovationsstrategie den 
Reformkurs der Union und verwies in diesem Zusammenhang auf die Große Steuerreform und den 
EURO als finanzpolitische Zukunftskonzepte ftir Deutschland und Europa. 

Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers betonte ebenfalls, daß Innovationen nicht nur ein Thema der 
Forschungs- und Bildungspolitik, sondern der WirtschaftspoUtik insgesamt sind. Er erläuterte die 
Strukturumbrüche am Übergang der Industrie- in die Wissensgesellschaft. Zu den Produktionsfak­
toren Boden, Kapital und ArbeU komme heute noch der Produktionsfaktor Wissen hinzu. Als be­
sonders bedeutsam wertete er in dieser Zeit den Ausbau höherwertiger Diensüeistiingen und die 
Förderung von mehr Selbständigkeit für eine innovative Entwicklung unseres Landes. 

Dr. Thomas Middelhoff mahnte mehr Aufgeschlossenheit und Innovationsbereitschaft in Deutsch­
land an und forderte dazu auf, von Innovations-Sti^tegien in den USA zu lernen. Deutschland brau­
che eine konzertierte Innovationsförderung, DereguUerung und mehr Wettbewerb, eine Reform der 
Bildung an Schulen und Hochschulen, die dem Erlernen der Kulturtechniken Lesen, Schreiben und 
Rechnen, aber auch dem Umgang mit der Computertechnik und den Fähigkeiten zu lebenslangem 
Lernen, vemetztem Denken und Teamfähigkeit einen höheren Stellenwert einräumt, ein klares Be­
kenntnis zu Elite und Begabung und schließlich die Entwicklung einer Risikokultur in Deutschland. 

Professor Dr. Hubert MarW mahnte eine ausreichende finanzielle Förderung von Forschung und 

Bildung in Deutschland an. Als Determinanten für wirkliche Innovationen, die er als wertvolle, er­

folgreiche Neuerungen definierte, nannte er neues Wissen, neues Können und vor allen Dingen 

auch eine Erfolgsbewertiing nach Werbnaßstäben. 

Im zweiten Teil des Kongresses diskutierten Experten in drei Podiumsrunden über die entschei­
denden Zukunftsthemen Umweltschutz, Verkehr, Bio- und Gentechnologie. Am Forum Umwelt nah­
men Bundesumweltministerin Dr. Angela Merkel, das geschäftsfuhrende VorstandsnütgUed des Ar­
beitskreises für Umweltbewußtes Management, Dr. MaximiUan Gege, der Vorsitzende des Vorstan­
des der ALBA AG & Co. KG, Dr. Axel Schweitzer, der Unternehmer Dr. Klaus Steihnann und der Leiter 
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der Studiengruppe „Zuiainfts^ges Deutschland" des „Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und 
Energie GmbH", Dr. Reinhard Loske, teil. In das Form Mobilität im 21. Jahrhundert führte Bundes­
verkehrsminister Matthias Wissmann ein. Forumsteihiehmer waren Dr. Hugo Fiege von der Firma 
Fiege Logistik GmbH & Co., Dr. Bernd Gottschalk, der Präsident des Verbandes der Automobilindu­
strie, Dr. Johannes Ludewig, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn AG, und Wolfgang Mayr-
huber aus dem Vorstand der Lufthansa AG. Die Zukunftschancen der Biotechnik schließlich disku­
tierten Professor Dr. Ernst-Ludwig Winnacker, der Präsident der Deutschen Forschungsgemein­
schaft, Dr. Metin Colpan, Chief Executive Ofiicer der Qiagen GmbH, Dr. Frank Douglas von Hoechst 
Marion Roussel, Professor Dr. Albert Hinnen, der wissenschaftliche Direktor des Hans-Knöll-Insti-
tuts für NaUirforschung e.V., und Professor Dr. Peter Stadler, Vorstand der Firma ARTEMIS. 

Als Ergebnis bleibt festzuhalten, daß die Experten die Chancen für eine zukunftsfähige, arbeits­
platzschaffende und umwelterhaltende Entwicklung durch konsequente Innovationen hoch ein­
schätzen. Die CDU seit mit ihrer Politik der Forschungsförderung, der Reformen und der Entbüro-
kratisierung auf dem richtigen Weg. 

1.1.5-8 Extremismus-Kongreß 

Für die CDU war der Kampf gegen Links- und Rechtsradikalismus stets eine selbstverständliche Ver­
pflichtung. Durch die jüngsten Entwicklungen in der Parteienlandschaft hat die Abgrenzung nach 
links und rechts große Aktualität gewonnen. Die immer offenere Zusammenarbeit von Teilen der 
SPD mit der linksextremen PDS ist vom Tabu zum Modell geworden. Aus diesem Grund hat die Bun­
desgeschäftsstelle am 1. September 1998 in Bonn einen Kongreß veranstaltet, der Einsichten in die 
Strategien extremistischer Parteien vermittelte. 

Besondere Aufmerksamkeit fand Stephane Courtois, Herausgeber des Bestsellers „Schwarzbuch 
des Kommunismus", bei den rund 400 Zuhörern mit seiner Forderung nach einer „radikalen Ver-
urteUung des kommunistischen Übels", weU die kriminelle Dimension des Kommunismus, die Mil­
lionen Menschen zwischen 1917 und 1991 erleiden mußten, nicht etwa die Verfehlung einer „wun­
derbaren theoretischen Idee" gewesen sei, sondern ihren Ursprung in der Theorie selbst finde. 

Generalsekretär Peter Hintze hatte zu Beginn der Veranstaltung dazu aufgerufen, „die Gegner von Frei­
heit und Demokratie gut im Auge zu behalten", denn nicht immer seien sie als solche zu erkennen. Er 
kritisierte heftig die Zusammenarbeit von SPD und PDS und erinnerte daran, daß bei der Landtagswahl 
in Sachsen-Anhalt PDS und DVU zusammen mehr Stimmen von Erstwählern erhalten hätten als SPD 
und CDU zusammen. Angesichts solcher Tendenzen gebe Gerhard Schröder das falsche Signal, wenn 
er auf die Fr^e, ob die PDS eine demokratische Partei sei, antworte: „Das interessiert mich nicht." 

Radikale treiben ihr Unwesen in Deutschland zum Teil mit erheblichem Aufwand. Dies wies Uwe 
Backes, Privatdozent an der Universität Bayreuth, für die rechtsextremen Parteien ebenso nach wie 
der Münchner Politologe Jürgen P Lang für die PDS. Lang sagte, die „im Kern linksextremistische" 
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PDS sei mittlerweile zu einem Machtfaktor geworden. Aus dem Umstand, daß sie Parlamentspartei 
ist, dürfe nicht abgeleitet werden, daß sie auch eine Partei des Parlamentarismus sei. Trotz anders­
lautender Beteuerungen fühle sie sich dem Parlamentarismus als politischem Prinzip nicht ver­
pflichtet. Viehnehr folge sie dem Muster aller kommunistischen Strategien, mit Aufrufen, Kampagnen 
und Demonstrationen Protest zu mobilisieren und so eine Art Massenloyalität zu gewinnen. Die ei-
gentUchen ideologischen Ziele träten dabei hinter einem möglichst nahe an der gesellschafitlichen 
Stimmung liegenden aktuellen poUtischen Thema zurück. Durch moralisierende Überzeugungsar­
beit sollten Menschen erkennen, daß „das System" an sich schuld sei an dem jeweiligen Problem und 
deswegen zugunsten eines sozialistischen Modells überwunden werden müsse. 

Auch wenn offensichdich wurde, daß links- und rechtsextreme Parteien in Deutschland unterschiedli­
che Strategien verfolgen, so muß die Bekämpfung an der gleichen Wurzel ansetzen. Der Bonner Poli­
tikwissenschaftler Funke sprach von der Gefahr des „Denkzettel-Extremismus" als Rache an die Re­
gierenden. Er erläuterte, daß die Flucht zu Extremen nicht aus dauerhafter Überzeugung geschähe, 
sondern um an exponierter Stelle auf sich aufmerksam zu machen, weil extremen Meinungsbekundu-
gen häufig mehr Beachtung geschenkt werde. In diesem Zusammenhang appellierte Funke auch an die 
Verantwortung der Medien. 

In seinem Schlußwort forderte der Bürgerrechtler Ehrhart Neubert den antitotalitären Konsens der 

Demokraten ein. Zivilcourage und Mut der Demokraten seien unerläßUch, denn „die Demokratie 

als Raum für eine PoÜtik mit menschUchem Maß war und ist keine SelbstverständUchkeit". 

1.2 Landtagswahl Niedersachsen 

Kundgebungen mit dem Parteivorsitzenden 

24.01.1998 
13.02.1998 
13.02.1998 

17.02.1998 
17.02.1998 

20.02.1998 
20.02.1998 

26.02.1998 

26.02.1998 

Hannover 
Duderstadt 
Braunschweig 
Cloppenburg 

Sögel 
Zeven 

Fallingbostel 
Stadthagen 

Osnabrück 

Bundesrednereinsatz 

Eilenriedehalle 
Fabrikhalle Fa. Bock 

Stadthalle 
Stadthalle 

Fabrikhalle Fa. Quappen 
Ballhaus Meyer 

Heidmarkhalle 
Festhalle 

Stadthalle 

6.000 Teilnehmer 
4.000 Teihehmer 

4.000 Teihiehmer 
2.000 Teihiehmer 

2.000 Teihiehmer 
1.500 Teihiehmer 

2.000 Teilnehmer 

2.000 TeUnehmer 

5.000 Teilnehmer 

In Absprache mit der CDU in Niedersachsen hat die Bundesgeschäftsstelle 229 Veranstaltungen mit 
40 Bundespolitikern von CDU und CSU durchgeführt. 127 Termine wurden von MitgÜedem des Prä­
sidiums und Bundesministern wahrgenommen. 
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Agrarkongreßin Osnabrück 

Im Vorfeld der Landtagswahl hat die Bundespartei am 20. November 1997 in Osnabrück einen 
Agrarkongreß unter dem Titel „Die Zukunft der deutschen Landwirtschaft" veranstaltet. Unter der 
Tagungsleitung des braunschweiger Q)U-Landesvorsitzenden Heinrich-Wilhehn Ronsöhr wurden 
mit den rund 600 TeUnehmem Herausforderungen und Chancen der Landwirtschaft und des länd­
lichen Raums in Deutschland an der Schwelle zum 21. Jahrhundert diskutiert. Thematische 
Schwerpunkte waren die Perspektiven der Agrarpolitik, das Verhältnis zwischen Landwirtschaft und 
Umweltschutz und die Stärkung der Wettbewerbs^gkeit der landwirtschaftUchen Betriebe und 
der Emährungswirtschaft. 

Der niedersächsische CDU-Vorsitzende Christian Wulff trug zu Beginn ein umfassendes Konzept für 
die Entwicklung von ländlichen Räumen vor, das von der Landwirtschaft bis zu den Chancen mo­
demer Technologien, wie der Telekommunikation, für eine stärker standortunabhängige Wirt­
schaftsentwicklung reichte. 

Bundeslandwirtschaftsminister Jochen Borchert sprach über die Vorstellungen der CDU zur Wei­
terentwicklung der EU-Agrarpolitik und nannte als wichtigste Eckpunkte die Erzielung eines hohen 
Anteils des Einkommens der landwirtschafüichen Betriebe über den Markt, den vollständigen Aus­
gleich für unvermeidliche Stiitzpreissenkungen, einen ausreichenden Außenschutz, Maßnahmen 
zur Marktenüastung bei Rindfleisch sowie die Verlängerung der Milchquotenregelung und eine 
Stärkung der Position der aktiven Bewirtschafter. Die Teünehmer waren sich mit dem Minister einig 
in der Ablehnung der von der EU-Kommission in der Agenda 2000 dargelegten Vorstellung, deren 
Verwirklichung zu Einkommenseinbußen bei den deutschen Bauern führen würde. 

Die Präsidentin des Deutschen Landfrauenverbandes, Hedwig Keppelhoff-Wiechert MdEP, und der 
agrarpolitische Sprecher der CDU im niedersächsischen Landtag, Hans-Heinrich Ehlen MdL, be­
faßten sich mit den speziellen Zukunftsanforderungen und Problemen der Frauen im ländlichen 
Raum sowie der Landwirtschaft in Niedersachsen. 

Zum Verhältiiis Landwirtschaft und Umweltschutz stellte Bundesumweltininisterin Dr. Angela Mer­
kel klar, daß die CDU Umwelt- und Naturschutz mit der Landwirtschaft und nicht gegen sie betî ei-
be, und erläuterte die Pläne zur NoveUierung des Bundesnaturschutzgesetzes mit dem 2Uel der 
rechtlichen Verankerung eines Anspruchs auf finanziellen Ausgleich bei Belastungen durch natur­
schutzbedingte Nutzungseinschränkungen. 

In einer letzten Diskussionsrunde gingen der Vorsitzende des Bundesfachausschusses AgrarpoUtik 
der CDU, Reimer Böge MdEP, sowie der Präsident des Landesverbandes des Niedersächsischen Land­
volks, Wilhelm Niemeyer, der Frage nach, wie einerseits die poUtischen Rahmenbedingungen gestal­
tet sein müssen und was andererseits die landwirtschaftlichen und ernährungswirtschaftlichen Be­
triebe selbst leisten müssen, damit die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft erhalten 
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und gestärkt wird. Reimer Böge iiob hervor, daß neben entsprechenden Rahmenbedingungen der 
EU-Agrarpolitik die deutsche Standortpolitik für die Landwirtschaft investitionsfreundUch sein müs­
se. Die landwirtschafdichen Betriebe brauchten mehr Entwicklungsspieh^ume. Hausgemachte 
Wettbewerbsverzerrungen aus der NaturschutzpoUtik, durch zu lange Genehmigungsverfahren im 
Baubereich, zu hohe Kostenbelastungen bei der Fleischh)^ene usw. müßten vermieden werden. 

Rechtspolitischer Kongreß in Hannover 

Die Rolle der Justiz für die Wahrung der Inneren Sicherheit war Leitthema des rechtspolitschen 
Kongresses, der am 16. Januar 1998 in Hannover unter dem Titel „Staatsanwalt, Strafgerichte, Straf­
vollzug - Verantwortung für die Innere Sicherheit" stattfand und gleichzeitig an das dreißigjährige 
Bestehen des Bundesarbeitskreises Chrisüich-Demokratischer Juristen erinnerte. 

Zu Beginn der Veranstaltung vor über 500 Teünehmem aus Politik, Justiz, Wissenschaft, Polizei und 
Verwaltung übte der niedersächsische CDU-Vorsitzende Christian Wulff scharfe Kritik an der SPD-
Landesregierung und warf Ministerpräsident Schröder ein gestörtes Verhältnis zu Polizei, Justiz so­
wie zum Recht überhaupt vor. In den vergangenen Jahren habe die niedersächsische Landesregie­
rung unter seiner Führung eine Rechtsbruchpolitik bebieben, Staatsanwälte, Polizisten und Beamte 
des Verfassungsschutzes angegriffen, als gelte es, den Bürger vor Übergriffen des Staates zu schützen. 
Für das Land Niedersachsen forderte Christian Wulff neues Denken und Handeln, das nicht nur im 
Bereich der Justiz, sondern auch bei Polizei und Sti^ollzug notwendig sei. Innen- und Rechtspoli­
tik müßten von einer Strategie der Null-Toleranz gegen alle Formen von Kriminalität geleitet sein. 

Den zweiten TeU des Kongresses bildete eine Podiumsdiskussion unter der Leitiing des BACDJ-Vor-
sitzenden Herbert Helmrich MdL. Der Generalstaatsanwalt von Mecklenburg-Vorpommern, Alex­
ander Prechtel, zeigte zunächst die Verantwortung der Staatsanwaltschaften für die Innere Sicher­
heit anhand von vier Problemkreisen auf. Zunächst lehnte er jede EntkriminaUsierung, auch soge­
nannter Bagatelldelikte, ab. Zum zweiten sprach er sich für eine Stärkung der Rolle der Justiz bei 
der Vermittiung des Rechts- und Wertebewußtseins der Bevölkerung aus. Zum dritten sei Innere Si­
cherheit ein Rechtsanspruch, den der rechtstreue Bürger gegenüber dem Staat habe. Der Schutz 
des rechtstreuen Bürgers sowie der rechtstreuen Bevölkerung müsse bei einer Güterabwägung mit 
den Individualinteressen eines Straftäters absoluten Vorrang haben. Schließlich müsse Strafe auch 
weiterhin Sanktions- und Sühnecharakter haben. 

Im anschließenden Beitrag wies der sächsische Justizminister Steffen Heitinann MdL auf die be­
sorgniserregend abnehmende Akzeptanz des Rechts und der Rechtsprechung hin. Als Gründe für 
eine Blockade rechtspoütischer Entscheidungen nannte er die parteipolitische Instiumentalisie-
rung des Bundesrates, den Interessenunterschied zwischen Rechtspolitikem des Bundes und der 
Länder. Nach seiner Ansicht habe auch der Moralverlust der vergangenen Jahre zu einer Verwi­
schung der Grenzen zwischen Recht und Unrecht geführt. Es müsse wieder stärker bewußt werden, 
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daß gerade in der Strafe eine gelegendiche Hilfe liegen könne. Als unverzichtbar hob der Staatsmi­
nister die Einrichtung der geschlossenen Heimunterbringung für jugendliche Serientäter hervor 
und lehnte jede Legalisierung von Rauschgift ab. 

Der bayerische Justizminister Hermann Leeb MdL widmete sich dem Thema des Strafvollzugs. Die 
Verhinderung neuer Straftaten fordere eine zügige, konsequente und verantwortungsbewußte Voll­
streckung der Strafe. Der Schutz der Allgemeinheit sovde die Resozialisierung des Täters müßten 
gleichgewichtig sein. Ausdrücklich lehnte er eine Unterbringung im offenen Vollzug als Regelfall ab. 
Eine Lockerung des Strafvollzuges durch Urlaub oder offenen Haftvollzug dürfe nicht zu Lasten des 
Schutzes der Allgemeinheit gehen. Schließlich wies Staatsminister Leeb auf die erieichterten Vor­
aussetzungen für die Anordnung der Sicherungsverwahrung hin. 

Aus der Sicht der Richterschaft berichtete die Richterin am Bundesgerichtshof, Frau Monika Harms, 
zunächst zu den Umständen, durch die die Justiz in zunehmende Kritik geraten sei. Die bekannten 
Vorwürfe, die Justiz verhänge zu milde Strafen, gewähre größeren Täter- als Opferschutz und verwei­
gere sich der Verantwortung für die Innere Sicherheit unter dem Deckmantel der richterUchen Un­
abhängigkeit, wies die Bundesrichterin aber unter Hinweis auf die teilweise engen Voraussetzungen 
der Straî rozeßordnung zurück. Tatsache seien vielmehr überfüllte Gefängnisse. Mit Nachdruck 
warnte sie davor, Mängel im Verfahren dem Beschuldigten anzulasten. Stattdessen forderte sie eine 
verbesserte personelle und sachliche Ausstattung der Justiz. Die Justiz sei zu einer Korrektur des 
falsch verstanden Liberalismus aufgerufen, der seit den 68er Jahren eine allgemein nachlassende Ge­
setzestreue zur Folge gehabt habe. 

Nach Ansicht des rechtspolitischen Sprechers der CDU-Landtagsfraktion Niedersachsen, Dr. Hans-
Ulrich Schneider, ist Sicherheit Voraussetzung von Freiheit und zugleich Anspruchsrecht des Bür­
gers. Er erinnerte daran, daß die Zahl der Straftaten in Niedersachsen seit der Regierungsübemah-
me durch Ministerpräsident Schröder von 520.000 auf 580.000 angestiegen sei. Wegen der steigen­
den Kinder- und Jugendkriminalität bezeichnete Hans-Uhich Schneider es als vornehmste Aufgabe 
der Politik, Jugendlichen durch gute Ausbildung eine Perspektive zu geben. Andererseits müsse auch 
die Jugendstrafe wieder als Strafe empfunden werden. Weiterhin sprach sich Dr. Schneider für eine 
konsequente Umstrukturierung des Strafvollzugs aus. Er verlangte eine klare Trennung zwischen Si­
cherungsvollzug und Resozialisierungsvollzug. Für straffällige Ausländer forderte er eine konse­
quente Abschiebung, die bereits bei der Verurteilung zu einem Jahr zwingend sein müsse. 

Zum Abschluß der Veranstaltung warnte der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. 
Wolfgang Schäuble, in seiner Rede davor, die zur Belämpfung der Alltagskriminalität bedeutsame 
„Null-Toleranz-Strategie" an verfassungsrechtUchen Bedenken scheitern zu lassen. Viehnehr habe 
der Bürger ein Recht auf Sicherheit, das zur grundrechüichen Freiheit eines jeden gehöre. Die Ver­
fassung wolle keinesfalls Verbrechensbekämpfung verhindern, sondern fordere sie. Aus der neuen 
Strategie zur Verbrechensbekämpfung in New York folgerte er zwei wesentliche Botschaften für 
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Deutschland: Zum einen habe man in New York die Erwartungen an die Polizei ernst genommen 
und zum anderen habe man sie ins Zentrum der eigenen Polizeiarbeit gestellt. Schließlich forderte 
Schäuble zu konsequentem und schnellem Handeln in der Inneren Sicherheit auf. 

1.3 Landtagswahl Sachsen-Anhalt 

Kundgebungen mit dem Parteivorsitzenden 

31.03.1998 

31.03.1998 

01.04.1998 
01.04.1998 
21.04.1998 
21.04.1998 

22.04.1998 
22.04.1998 

Bemburg 

Quedlinburg 

Eisleben 
Weißenfels 

Halle 
Wittenberg 

Stendal 
Magdeburg 

Bundesrednereinsatz 

Rheinepiatz 

Rathausplatz 
Marktplatz 

Marktplatz 
Marktplatz 
Marktplatz 

Markt 
Marktplatz 

8.000 Teihiehmer 

8.000 Teihiehmer 
12.000 Teihiehmer 
7.000 Teihiehmer 

12.000 Teihiehmer 
8.000 Teihiehmer 
7.000 Teihiehmer 

15.000 Teihiehmer 

In Absprache mit dem CDU-Landesverband Sachsen-Anhalt hat die Bundesgeschäftsstelle 142 Ver­
anstaltungen mit insgesamt 33 Bundespolitikem von CDU und CSU durchgeführt. 108 Termine wur­
den von MitgUedem des Präsidiums und Bundesministern wahrgenommen. Die Veranstaltungen 
wurden von einem Team der Abteilung Parteiorganisation m Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Kreisverbänden vorbereitet. 

Außerdem hat die Bundesgeschäftsstelle dem Landesverband ein Zeitungsflugblatt unter dem Titel 
„CDU Sachsen-Anhalt" in einer Auflage von 500.000 Exemplaren zur Verfügung gestellt. 

Zukunflsforum Innere Sicherheit in Halle 

Im Vorfeld der Landtagswahl fand unter dem Motto „Sicherheit für Deutschland - Kampf dem orga­
nisierten Verbrechen" das Sicherheitsforum der CDU Deutschlands am 28. März 1998 in Halle an 
der Saale statt. Rund fünfhundert Teihiehmer, unter ihnen eine große Anzahl von Fachleuten aus Ju­
stiz, PoUzei und Verwaltung, nahmen an der Veranstaltung teil. Auf dem Programm standen Reden 
von Generalsekretär Peter Hintze, Bundesinnenminister Manfred Kanther, dem CDU-Fraktionsvor­
sitzenden in Sachsen-Anhalt, Dr. Christoph Bergner, und von Ministerpräsident Bernhard Vogel so­
wie auf zwei Diskussionsforen die sachkundige Auseinandersetzung mit den drängenden Fragen 
von KrimmaUtäts- und Verbrechensbekämphing. 

Zu Beginn beschrieb Generalsekretär Peter Hintze die Gefahren, die vom organisierten Verbrechen 
für die BundesrepubUk Deutschland und ihre Bürger ausgehen, sowie die polizeiUchen Forderun­
gen, die sich daraus ergäben. Begegnen könne eine wehrhafte Demokratie dieser Gefahr nur mit ei­
ner rechthchen, technischen und personellen Stärkung von PoUzei und Justizbehörden. 



Bundesinnenminister Manfred Kanther unterstrich in seiner Rede die entscheidende Bedeutung von 
technisch ausgefeilten IVlethoden für die Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Diese Form des 
Verbrechens verzeichne einen besonders hohen Ausländeranteil. Dies dürfe jedoch keinesfalls zu 
ungerechtfertigten Angriffen gegen diejenigen ausländischen Mitbürger verleiten, die sich bereits seit 
Jahrzehnten in unsere Kultur, Gesellschaft und Ökonomie integriert hätten. Die Täter im Bereich des 
organisierten Verbrechens hielten sich nämlich meist nur kurzfristig zur Begehung von Straftaten in 
Deutschland auf. - An dieses Grundsatzreferat schloß sich eine ausführliche Diskussion im Plenum 
an, in der die TeUnehmer Gelegenheit zu Fragen an den Minister hatten. 

Auf die schier endlose Liste von innen- und rechtspolitischen Fehlleistungen der Regierung Höpp-
ner machte Christoph Bergner in seiner Rede aufmerksam. Der CDU-Spitzenkandidat für die Land­
tagswahl am 26. April 1998 bilanzierte die traurigen Ergebnisse einer Regierung, die seit ihrem 
Amtsantritt vor vier Jahren dem sprunghaften Anstieg der Kriminalität in allen Bereichen taten- und 
konzeptionslos zugesehen habe. 

Der zweite Teil der Veranstaltung in Halle stand ganz im Zeichen der sachkundigen Diskussion auf 
den beiden Foren, an der sich auch die interessierten Zuhörer beteiligen konnten. 

Unter der Leitung von Martina Fietz aus der Bonner WEIT-Redaktion widmete sich die erste Ge­
sprächsrunde den Möglichkeiten einer gemeinsamen europäischen Bekämpfung der Kriminalität. 
Daß die CDU dabei mit ihrem konsequenten Eintreten für mehr innen- und rechtspolitische Zu­
sammenarbeit in Europa auf dem richtigen Weg ist, bestätigte unter anderem der Koordinator der 
Europol-Drogenstelle in Den Haag, Jürgen Storbeck, in seinen Diskussionsbeittägen. 

Professor Ufrich Rommelfanger, Rektor der Fachhochschule für PoUzei des Freistaates Sachsen, er­
läuterte die nächsten Schritte für eine noch bessere Sicherung der EU-Außengrenzen: Die sächsische 
Staatsregierung könne bereits jetzt auf eine erfolgreiche Zusammenarbeit mit Polizei- und Justiz­
behörden in Polen und in der Tschechischen Republik verweisen. Die Notwendigkeit einer solch 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit unseren östlichen Nachbarn unterstrich auch Bernd 
Walter vom Grenzschutzpräsidium Ost. Er zeichnete zugleich ein positives Büd von der erfolgreichen 
Arbeit des Bundesgrenzschutzes an der Ostgrenze in den vergangenen Jahren. Die professionelle Ar­
beit der deutschen Behörden wiid dabei auch von den Nachbarstaaten hoch eingeschätzt, wie Moni­
ka Ledererova vom tschechischen Innenministerium als Forumsteihiehmerin bestätigen konnte. 

Unter dem Arbeitstitel „ Bandenunwesen - DrogenkriminaUtät - Schutzgelderpressung - Die Orga­
nisierte Kriminalität kann jeden treffen" standen während des zweiten Forums dann wieder landes-
poUzeUiche Mögüchkeiten einer wirksamen Verbrechensbekämpfung im Vordergrund. Wie erfolg­
reich solche Bemühungen bei entsprechenden politischen Voraussetzungen sein können, erfuhren 
die Teihiehmer von Gerhard Forster, dem Präsidenten des bayerischen Landesamtes für Verfas­
sungsschutz. Bayern erziele seit Jahren mit einer rechtsstaatlich abgesicherten Zusammenarbeit 
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zwischen Polizei, Verfassungsschutzbehörden und Justiz bei der Vorfeldbeobachtung der organi­

sierten Kriminalität hervorragende Ergebnisse. Der Berliner Innensenator Jörg Schönbohm pflich­

tete dem bei, wußte er doch gerade vor dem Hintergrund seiner Erfahrungen bei der Kriminalitäts­

bekämpfung in der Hauptstadt um die Wichtigkeit der Stärkung des Verfassungsschutzes. 

Thüringens Ministerpräsident Bernhard Vogel motivierte in seiner abschließenden Rede nochmals 
alle Veranstaltungsteihiehmer für die bevorstehenden Wahlkämpfe. Sowohl die Reden als auch die 
fachbezogenen Diskussionen der Forumsteihehmer hätten die unzweifelhafte Kompetenz der CDU 
in allen Fragen der Inneren Sicherheit bewiesen. 

1.4 Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern 

Kundgebungen mit dem Parteivorsitzenden 

Die Landti^wahlen in Mecklenburg-Vorpommern fanden zeitgleich mit der Bundestagswahl statt. 
Die Kundgebungen mit dem Parteivorsitzenden wurden deshalb in das Gesamtkonzept für den Bun­
destagswahlkampf eingepaßt. 

Am 22. JuU 1998 führte der Parteivorsitzende an der mecklenburg-vorpommemschen Ostseeküste 

eine Ferienaktion durch, bei der Heringsdorf, Binz und Kühlungsborn besucht wurden. Weitere 

Wahlkampfkundgebungen fanden in Neustrelitz, Greifswald und Schwerin statt. 

Bundesrednereinsatz 

Da die Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern mit der Bundestagswahl zusammenfiel, wurden 
auch die Kandidatinnen und Kandidaten für den Landtag in den zentralen Rednereinsatz einbezo­
gen. Insgesamt wurden in Mecklenburg-Vorpommern 82 Veranstaltungen durchgeführt, davon 44 
mit Präsidiumsmitgliedem und Bundesministem. 

Fachkonferenz Ostsee 

Mit Blick auf die Landtagswahl hat der Bundesfachausschuß UmweltpoUtik der CDU am 1. JuU 1998 
in Rostock eine Fachkonferenz zu den ökologischen und ökonomischen Perspektiven des Ostsee­
raumes durchgeführt. Unter Leitiing des Ausschußvorsitzenden Kurt-Dieter Grill MdB, zogen natio­
nale und internationale Experten eine Bilanz der akhiellen Situation und diskutierten ökonomische 
und ökologische Entwicklungslinien. 

Die Fachkonferenz hat die Bedeutung der Großregion Ostsee, die nach dem Fall des Eisernen Vor­
hangs wieder zu einem verbindenden europäischen Binnenmeer geworden ist, hervoi^ehoben und 
Vorschläge erarbeitet, wie das politische, kultiirelle und wirtschafüiche Wachstumspotential des 
Ostseeraumes effizient und verantwortungsvoll genutzt werden kann. 

Im Mittelpunkt stand dabei die Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung in der Großregion Ostsee. Es 

v^rde deutiich, daß dazu sämtliche Politikbereiche, aber auch Wirtschaft und Verbände national wie 
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international gemeinsam beitragen müssen. In diesem Zusammenhang wurde die sogenannte Baltic 21 
besonders hervorgehoben, bei der es sich um den weltweit ersten, von den Staaten einer Region ge­
meinsam formulierten Aktionsplan handelt. Er soll die bestehende Umweltzusammenarbeit ergänzen 
und insbesondere die Einbeziehung des Umweltschutzes in die Politikbereiche Energie, Fischerei, 
Forstwirtschaft, Industrie, Landwirtschaft, Tourismus, Verkehr und Raumordnung verbessern. 

Es bestand Übereinstimmung, daß Staat und Gesellschaft weitaus stärker als bisher in einen Dialog 
über umweltpoUtische Erfordernisse eintreten müßten. In diesem Zusammenhang wurde auch auf 
die erfolgreiche Initiative von Bundesumweltministerin Dr. Angela IVlerkel „Schritte zu einer nach­
haltigen Entwicklung" verwiesen, mit der die vorrangigen Handlungsfelder einer nachhaltigen Ent­
wicklung benannt und die gesellschaftUchen Gruppen zur Diskussion eingeladen wurden. 

Unterstrichen wurde auch, daß die Verkehrsentwicklung große Bedeutung für die nachhaltige Ent­
wicklung hat; die umweltschonende Bewältigung des zunehmenden Verkehrsaufkommens im Ost­
seeraum wird in den kommenden Jahren eine zentrale Aufgabe der Umwelt- und VerkehrspoUtik 
sein. Die Tourismuswirtschaft im Ostseeraum gewinnt im Zuge der Öfihung Osteuropas gleichfalls 
zusätzUche Bedeutung. Deshalb müssen Naturschutz und Erholungsvorsorge richtig miteinander 
verknüpft werden. Nachhaltiger Tourismus bietet die Chance, wertvolle Ökosysteme wie die an den 
deutschen Küsten noch zu 80 Prozent erhaltenen Dünengebiete zu bewahren. 

Ein Fazit der Fachkonferenz lautet, daß die Entwicklung des Großraums Ostsee die gemeinsame 
Aufgabe der Verantwortungsträger in PoUtik, Wirtschaft und Verbänden sein muß. Die Motivation 
und die Kompetenz der Entscheidungsträger vor Ort - in den Kommunen wie in den Betrieben - ist 
ein Erfolgskriterium für effizienten Mitteleinsatz und Innovation und damit zugleich die Entwick­
lung einer wettbewerbsßihigen Region mit einer außergewöhnlich hohen Lebensqualität. 
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2. Parteigremien 

2 .110 . Parteitag der CDU Deutschlands in Bremen 

Ein deutliches Signal der Geschlossenheit und des Siegeswillens setzte die CDU Deutschlands mit ihrem 
10. Parteitag in Bremen. Mit dem Motto: „Wir führen Deutschland in das 21. Jahrhundert" unterstrich 
die CDU ihren politischen Führungsanspruch. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl wurde nach seiner 
kämpferischen Rede von den Delegierten minutenlang mit stehenden Ovationen gefeiert. 

Mit dem Parteitag gelang es, der Öffentlichkeit deutlich zu machen, daß die CDU geschlossen und en­
gagiert in den Wahlkampf gehen wird. Vom Parteitag ging ein Signal aus, das sowohl in der Partei, als 
auch in der Bevölkerung positiv aufgenommen wurde. Der gelungene Parteitag wirkte sich auch die 
politische Stimmung aus: Die Umfragewerte der Union verbesserten sich nach dem Parteitag deutlich. 

Die CDU präsentierte sich mit ihrem Parteitag als gesamtdeutsche Partei, die dem Aufbau Ost Prio­
rität einräumt. Es wurde deutlich, daß die CDU die Partei der Bürgerrechtler ist. Auf dem Parteitag 
traten die drei DDR-Bürgerrechtler Thomas Auerbach, Reinhard Klingenberg und Siegfried Reiprich 
der CDU bei. 

Der Parteivorsitzende, Bundeskanzler Dr. Hehnut Kohl, rief die Partei zur Geschlossenheit auf. In sei­
ner kämpferischen Rede warf er den Sozialdemokraten vor, die Steuerreform blockiert und damit 
Stillstand produziert zu haben. Er machte deutlich, daß es um die politische Richtung in Deutschland 
gehe. Der Bundeskanzler gab in seiner Rede den Kurs vor, der das Land in eine gute Zukunft fuhren 
werde. Die CDU kämpfe für wirtschaftUches Wachstum und Arbeitsplätze, für einen bezahlbaren So­
zialstaat und die Sicherheit der Bürger. Sie stehe dafür, daß der Aufbau Ost weiter vorankomme und 
Deutschland in der Außen- und Sicherheitspolitik auf dem bewährten Kurs bleibe. 

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraküon, Dr. Wolfgang Schäuble, machte deutlich, daß die 
CDU Reformbereitschaft und Verläßlichkeit verbinde. CDU und CSU würden den Wandel gestalten 
und das Land voranbringen. Die Union wolle eine Gesellschaft des sozialen Miteinanders, nicht des 
egozentrischen Nebeneinanders. 

Generalsekretär Peter Hintze nahm eine klare Ortsbestimmung für die CDU vor: „Wir sind die poli­
tische Mitte in Deutschland und niemand sonst." Die SPD habe die Mitte längst geräumt, so der Ge­
neralsekretär. Er verurteilte scharf die Zusammenarbeit von SPD und PDS in Sachsen-Anhalt. 

Der Parteitag machte den engen Schulterschluß zwischen CDU und CSU deutlich. Das Grußwort des 
CSU-Vorsitzenden, Finanzminister Dr. Theo Waigel wurde mit großer Zustimmung aufgenommen. 

Mit dem Zukunftsprogranun, das in einer Kommission unter dem Vorsitz des CDU/CSU-Fraktions­
vorsitzenden Dr. Wolfgang Schäuble erarbeitet wurde, beschlossen die Delegierten einstimmig die 
inhaltliche Grundlage für den Bundestagswahlkampf. 
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2.2 Präsidium 

Das Präsidium kam seit dem 9- Parteit^ zu 26 Sitzungen zusammen. Neben dem Bericht zur aktu­
ellen Lage durch den Vorsitzenden waren folgende Themen Schwerpunkt der jeweiligen Sitzung: 

- Stand der Planung der Partei-, Fraktions- und Regierungsarbeit bis zur Wahl '98 (28.10.1997) 
- Behandlung der Überweisungen des 9- Parteitags an den Bundesvorstand (10.11.1997) 
-Soziale Sicherung (24.11.1997) 
-WirtschafUiche Lage in Deutschland (8.12.1997) 
-Vorbereitung der Klausurtagung des Bundesvorstandes (9.1.1998) 
-Arbeit der Fraktion und weitere Jahresplanung (26.1.1998) 

- Fri^en im Zusammenhang mit dem Umzug der Bundesgeschäftsstelle nach Berlin (9.2.1998) 
- Erste Analyse der Landtagswahl in Niedersachsen (2.3.1998) 

- Erste Analyse der Kommunaiwahl in Schleswig-Holstein (23.3.1998) 
- Stand der Vorbereitungen zur Einfuhrung des Euro (30.3.1998) 
- Erste Analyse der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt (27.4.1998) 
-Euro-Beschluß des EU-Gipfels (4.5.1998) 
-Vorbereitung des 10. Parteitags in Bremen (17.5.1998) 
-Phasenplanung des Wahlkampfs zur Bundestagswahl (27.5.1998) 

- Stand des Wahlkampfs (8.6.1998) 
- Haushalt der CDU, Finanzausgleich, Finanzrahmen BGS BerUn (22.6.1998) 
-Bundeshaushaltsentwurf 1999 (6.7.1998) 
-Bundestagswahlkampf; Lage im Kosovo (10.8.1998) 
- Bundestagswahlkampf; Situation in den neuen Ländern (17.8.1998) 

- Bundestagswahlkampf; aktueUe Lage am Arbeitsmarkt (31.8.1998) 
- Ausgang der Landtagswahl in Bayern (14.9.1998) 
-Bundestagswahlkampf; Wahlaufruf (21.9-1998) 

- Erste Analyse der Bundestagswahl (28.9.1998) 

- Personelle und sachliche Konsequenzen aus der Bundestagswahl (5.10.1998) 
-Vorbereitung des 11. Parteitags (22.10.1998) 

-Vorbereitung des 11. Parteitags (6.11.1998) 

Darüber hinaus spielten folgende Einzelthemen in Sitzungen des Präsidiums im Berichtszeitraum 
eine wesentUche Rolle: 

Wirtschafis-und Arbeitsmarktpolitik 

- Wirtschaftsentwicklung, insbesondere in den neuen Ländern 

- Monatszahlen der Bundesanstalt für Arbeit 

- Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
- Europäischer Beschäftigungsgipfel 
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- Vennögensbildung 
-Altersteilzeit 
- Tarî erhandlungen im Öffentlichen Dienst 
-FFH-Richtlinie 
- Beschäftigung im Baugewerbe 
- Lage in der Landwirtschaft 
-Castor-Transporte 
- Europäischer Medienmarkt 
- Vergabe ABM 
-ICE 
-Kartellrecht 
-Aktienrecht 
-Postgesetz 

Finanzpolitik undEuro-Einfiihrung 

- Steuerschätzung November '97 

-Bundeshaushalt 1999 
- Länderfinanzausgleich 
-Steuerstruktur 
- Verhältnis direkter zu indirekten Steuern 
- SoUdaritätszuschls^ 
- Ergebnisse ECOFIN-Rat März '98 
- Ergebnisse EWI-Konvergenzbericht 
- Einschätzung Euro durch Bundesbank 

Sozial- und Familienpolitik 

- Rentenreform 
- Entwicklung des Rentenversicherungsbeitrags 
- Lage der Krankenkassen in den neuen Ländern 
- Überregionale Solidarität in den Sozialversicherungen 
- Pflegeversicherung 
- Heim-Mindestpersonal-Verordnung 
- Kinderbericht der Bundesregierung 
- SchwangerenkonfUktberatung 
- Lage der Studierenden in Deutschland 

Außen-, Sicherheits- und Europapolitik 

-Lagein Rußland 
-Lage im Kosovo 

B 



- Situation in Bosnien 
- Situation im Nahen Osten 
- Verhältnis Deutschland/Tschechien 
- Verhältnis Deutschland/Türkei 
-Agenda 2000 
- Subsidiarität in Europa 
-Eurofighter 

Innen-, Rechts- und Bildungspolitik 

- Entbürokratisierung 
- Staatsangehörigkeitsrecht 
- Ausländerintegration 
- Verstärkter Asyldruck durch kroatische Flüchtlinge 
- International organisierte Kriminalität 
- Elektronische Beweissicherung 
- Enteignungen '45 bis '49 
-Aussiedlerpolitik 
- Hochschukahmengesetz 
- Nichtraucherschutzgesetz 
- Bezirksreform Berlin 
- Gestaltung des Staatsaktes am 3. Oktober 

Parteiangelegenheiten und Strategie/ragen 

- Zukunftsprogramm 
-Wahlplattform 
- Au£schwung-Kamp^e 
- Landtî swahl in Niedersachsen 
- Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 
- Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern 
- Landtagswahl in Bayern 
- Konununalwahl in Schleswig-Holstein 
- Konununalwahl in Brandenburg 
- SPD-PDS-Zusammenarbeit 
-Umgang mit der PDS 
- Umgang mit den Rechtsradikalen 
- Verhältnis zu den Kirchen 
- DDR-Bürgerrechtler in der CDU 
- Rolle der Medien im Wahlkampf 



A uftaktkampagne 
Die CDU startete im März mit 
Plal<aten und Aufklebern die 
Kampagne„Lass' Dich niclit 
anzapfen!". 
Zum Linksbündnis von SPD 
und PDS in Sacinsen-Anhalt 
legte die Bundesgeschäftsstelle 
das Plakat„Wir sind bereit" vor. 
Ab April folgte die 
„Aufschwungkampagne" 
mit drei aufeinanderfolgenden 
Plakatmotiven, 

LASS' DICH 
NICHT 
ANZAPFEN! 

CDU 

neuer 
Aufschwung, 

' ^ ^ ^ ^ 





EURO-Kampagne 
Ihre EURO-Kampagne setzte die Bundesgeschäfts­
stelle bis in den Monat Mai fort. Dazu gehörten u.a. 
EURO-Regionalveranstaltungen, Argukarten, ein 
Aktionsleitfaden, die Multimedia-CD-ROM und 
speziell für Kinder und Jugendliche„EURO for Kids". 

^ ^ 

Die Währung 
für eine sichere 
Zuicunft 

Leitfaden für 
Veranstaltungen 

rund um den 

CBST£U.TBM 
lUKUMPT CDU 

»Infos für iciri. 



Parteitag in Bremen 

21. Jahrhund 

MAck^ wöck CIWWÄI ffelM^m» 

Vom Parteitag (17.-19. Mai) 
in Bremen ging das Startsignal 
für den Bundestagswahlkampf 
aus. Der CDU-Vorsitzende, 
Bundeskanzler Helmut Kohl, 
wurde formal zum Spitzen­
kandidaten der CDU nominiert. 
Das Zukunftsprogramm wurde 
verabschiedet. 



r ^^^9^^^^^^^po9^^ 

Schlußlicht 
r i IV/e lafonUtine, 
^ Schröder & Co. 

den Abstieg 
organisieren 

Eine DtAumentation zur SPD-Po/ifik 

Schlußlicht 
i r i iVi'e Lahntaine, 
tüScftröder&Co. 

den /ÜfsHeg 
organisieren 

WIR crnsnurmM^mmm m 

Bündnis90/Die Grünen: 
Politik des Umverteilem und Abkasiietens, 

der staatlichen Lenkung und Bevormundung 

I WIR CESTJU.TEN 
I ZUKUNFT! CDU 

m 
ROT-GRUN?, 

Steuerreform blockiert 3i 
Verbrechen ignoriert 

Bildung reduziert ^ 
Landesfinanzen ruiniert 

CESTMLTEN ZUKUNFT! 

CDU 
Schon zu Beginn des Jahres startete die Bundesgeschäfts­
stelle ihre Angriffe auf die politischen Gegner. 
Zunächst wurde die Broschüre„Schlußlicht" veröffentlicht. 
Ab April kamen weitere Schriften und Wandzeitungen 
hinzu, in denen sich die CDU sowohl mit den Linken 
wie den Rechten auseinandersetzte. 

Klaffenarbeitfheft 

(ferhard Schröder 

10 gute 
Gründe, 

warum Reditsradiluili 

in deutschen Pari* 

CDU 



^ ^Anzeigenkampagne 
Ab Juni erschienen regeinnäßig „Express" und „BZ". Bundeskanzlers heraus, setzte 
Balkenanzeigen in der In den Anzeigen stellte die CDU sich aber auch kritisch mit 
„Bild-Zeitung" und ab August die Erfolge der Bundesregierung Rot/Grün auseinander, 
auch in den Boulevard-Blättern und die Persönlichkeit des 

Schröders Steuer-Willkür. 
l ue Nfi iN-f 'or 'oi 5PD u n j Ihr K. jruj idat trsi r i aben sie d ie Sieuerretr.rm verhindert le t j i wol len sie bei a l len <:n • h'Oder l̂ f. .Siern ^•j'-- gaste'- . 

( s s 'ehi nirqi-inctwo geschf ietJön Jaß m c h ' loder Kurger a i x N It.-i inlnub'iT r-iries tielnebi?s n ic t i ' t>inef> M/r> Josls^j'/ -.in 51 euer "̂  j a h i e n 'THA- ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ 

Jetzt greltl er allen In die Tasche CDU 

Klasse: Jumbo-Aufschwung! 
^ f ^ U - l|V9S wdHwlIS HU • nvestitianen pius lü ^% Privater Konsum plus HCllllUt ^^^^^P^^^t K 

A u f g e h t S m i t d e r C D U ^̂ r̂ r̂ir.̂ '̂ ;̂ ^̂ ^̂ ^̂^ Bundeskanzler € • W^ß 

Grüne endgü l t i g Rad ab? Baustop-Plan für d ie schnel len Straßen, Das sind Ihre Partner, Herr Schröder! 

Bummelwahn statt Autohahn 
Erst 5-Mark-Benzin und Mollorco alle 5 Jahre, dann Tempo 30 bis 100, jetzt der Schleichzwang: ^^^^^^M M 
Schlimmer Schlag gegen Autofahrer und Arbeitsplötze in der Autoindustrie. Ohne uns ^ v a ^ r ^ ^ ^ 

Preise 
stabil 

wie nie 
Bei uns bleibt das Geid hart 
Preisentwicklung im Juli 0.9 %. Rekord-Tief. Kerninflation sogar nur 0.5 %. Sicherheit StaH RISikO 
Geringste Rote seit 1987. Das alles trotz der Kosten der Einheit Schöne ^^^^^%M K 
Folge Die Zinsen bleiben extrem niedrig. Wir schreiben schwarze Zahlen. ^ L v ^ L ^ r ^ ^ r 

Schröder. Hoppia, jetzt Vmm\ nichts 
Klarhell wählen! 

CDU 
So »Toncies ir. eine'AnzeiQB in ae» .^Veif" | es genau» von nrwi ois rscnts . w « em i .wacnswei'-n iHonooisDiani .wo 1 uĉ a aun." uf^sp«i'T-'ihi.tioi iFfa*"-ii«uii* î | f | 9 P h f l i l U f i f c h l P f l l 
•rrt Jia U'.a letzi »ein iQü-Tage so»aiöemoUfat»cHes Steu»b[Mirept ous ri<;hiödef^ P'oaraiTur-k-xilifeMii wird ei Rundschau; -Fir- !'" iüjr* ef t ^ariltaii'i f l i a i l l w l l V V a i l l D I I I 
PfOQTomm .'jnj Uiföil von CDIi/CStt I leTian Wann ist nlir̂ ni efkeniiDur' (Sud leuar Wo &i nicnti iiosrö? bleibt e i schan Kleinmuts \l'X\t^ A'eiri Schilcnit??! 
i^rQtinonjcf-^f wo«gang sriouDie .£ir>e aeuTscne ioHur^gt fgt leoen wo! ms fjcsnakr friit -v rv^-ie' /UIUCK m aiten StuiKwefi' ' i * ^ foi i ' ' ' ' JK" i'eae .vec 
LütmunirT-ff Die aeu's-=r.o P'esso neht I «Öftcfier (Woita&.jts<?Kf» .Äitgen^tHfiei | IHöfr-^ |t< intt.,f(^ Aligemetnöi . th j t r r | li&vfQe- vV^HtsieHu',.j Noch Fragan? 

Lafontaine & Schröder: Bündnis gegen Arbeit 
Slcherhall slatt Risikol 

CDU 
.:onier- lu^jö'- nicni HI©I =jef -okioeiie ve» l umcjpMtigiBittH, LOinJer Bove'n läiolbofj | ÖA ü »J "V î tl/A lU i % HiefJtHscichsen 1 Dettjen Witiis'Bfi;/tn5idfcni«3ri Lo(onrciin& «jno SICtierhSlI Slfltt RlSlkOl 

gteic" iwijcrion aen SPD ge'unrTen und Baden WurMemborg ,BW Teufel) tO ' % Saaitar^l " J % JugeridoibottsJo- Schiödei beweisen » l'TTH'M.Onclfein ie<Je<-< 

L'Snaflm NiRaöficachsen i-Scriöaen iaa- Arbe(fili>sefiqu<tle August •VH (Zahlen de' sigdeit Bayetn *-,8 % 0'.V '»% NRW 12 J%, Monat dofl sie r̂^ ^Wt . andesDOlHik vöfivi 

land La'-ir'.j>ne) und Nt?'// iu«.'^ der' | flunJei.i'-stait (u( AtDei»* fiQve'P 6.5 % 1 SaurtarMS >:i% Mle'jetiocr.sen \a.^ % Die | ger. Äibelt sct-«jtt+ r i u i ' nicfir "Ht itu^ 

Grüner Großangriff auf alle Autofahrer 
Erst 5-Mark-Ben2in und alle 5 Jahre Mallorca. Jetzt: Tempo 30-Stop in den Städten, Tempo ^mm^m^^ ^ ^ 
80-Stop auf Landstraßen. Tempo IGO-Stop auf Autobahnen. Wenn der grüne Wohn es ^T^^^^KK K 
wil l , s tehen al le Räder still, Deu tsch land demnächs t im Dauer-Stau? Nicht mit uns! ^ b v ^ b ^ r ^ ^ r 



Argumente und Programme 

Zukunfts­
programm 

der Christlich 
Demokratischen 
Union Deutschlands 

^CDU 

1998 - 2002 

Wahl­
plattform 

CDU cssum^ 

w die CDU 
sprechen 

Damit das Land 
nicht 
rot 
wird. 

Das ist nur mit 
der CDU zu haben 
Argumente zur Bundestagswahl 1998 

sicher in die Welt von morgen 

CDU 
Mit einer Reihe von 
Materialien begründete 
die CDU ihren Anspruch 
auf die Gestaltung der 
Zukunft unseres Landes. 

Dabei nahm das 
„Zukunftsprogramm" und die 
gemeinsame Wahlplattform 
von CDU und CSU eine 
besondere Stellung ein. 



Kandidatensevice 

CDU 
Alle Direktkandidaten der CDU 
nutzen die Angebote des Kandi­
datenservices der Bundesge­
schäftsstelle. Neben bereits 
bewährten Dienstleistungen wie 
der Erstellung von Kandidaten­
prospekten und -plakaten sowie 
einem Angebot von speziellen 
Kandidaten-Werbemitteln stellte 
die Bundesgeschäftsstelle als 
neues Kommunikationsinstrument 
das KandiNet vor. Zu dem ge­
schlossenen Netz hatten nur 
die Bundestagskandidaten und 
ihre Mitarbeiter Zugang. Dort 
konnten sie u.a. aktuelle Rede­
bausteine, Infos vom politischen 
Gegner und Werbemittel 
direkt abrufen. 

ICDI I K.indinKtl 

Qatai SM'bmen ^nücH gah« L°>°2>'C'''^ Optionen ysizsichn« Earatw Ui» 

jjjä Natate: |hnp //www cdu deA andnel/ 
Jüi^ . ..:..:&. -iMä...:.«».. 

-3T 
. a»; •s^,.^„..:«y,„ 

iKMndilJfH OHß 
Homt Ttrmin« n»d»n Pomik N«u«s vom («»gnvr DMog Sarvica W«rt>«mi1l«l K^ndidalan E-Uail Hilf« lmpr«MU(n 

W E H E M I T K I 

l e de i CDU 

^ ^ Dokument Übwinttat 
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^ ^ ̂ ^ Kanzlerkampagne 
Mit Aufklebern, Buttons 

und einer Wandzeitung 

„Keep Kohl" startete die 

Kanzlerkampagne im Sommer. 

Zudem gab es den Button 

„Ich bin für Kohl", der ebenso 

wie die "Keep Kohl" Buttons 

vor allem auf den insgesamt 62 

Kanzlerkundgebungen bei den 

Zuhörern auf großes Interesse 

stießen. Das Plakat„Weltklasse 

für Deutschland" war das 

zentrale Motiv in der heißen 

Phase des Wahlkampfes. 

Weltklasse für Deutschland 



CDU im Internet 

Von den Nutzern wie den Medien gleichermaßen gelobt 

wurde das Internet-Programm der CDU Deutschlands. 

Zum Parteitag in Bremen und für die heiße Phase des 

Wahlkampfes überarbeitete und gestaltete die Bundes­

geschäftsstelle ihr Programm. Auf der CEBIT-Home in 

Hannover, Ende August, war der CDU-Stand der begehrtes­

te aller politischen Anbieter auf der Messe. Das Highlight 

unter den Live-Diskussionen im CDU Internet-Programm 

war der zweistündige Online-Gedankenaustausch mit 

Bundeskanzler Helmut Kohl am 18. September. 

7.. '•• « 1IHII.r->.TI.~TH 
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m ̂  Sympathlewerbemittel 
Der weiterentwickelte„Smilie" auf den 
Sympathiewerbemittel der Bundesgeschäftsstelle 
sorgte für ein frisches Erscheinungsbild der CDU. 



^ ^ ^ A uftaktkampagn e 

Blühende FAmiliP Aufschwung 
Landschaften ™ n ™ " " e wähieni coa« 
wahlenijii^r 

CDU 

Frieden 
wähleoJ^^CDC/ 

C i r h P r h P l t Weltklasse 
wählen! CDU für Deutschland 

Für Deut 

Sieben Motive stellte die 
Bundesgeschäftsstelle den 
Verbänden für ihre Plakatierung 
zur Verfügung. 
Sowohl die zentralen politischen 
Thennen der CDU wurden bei 
den Motiven aufgenommen, 
wie das Hauptmotiv 
„Weltklasse für Deutschland" 
und das Schlußplakat 
„Sicherheit statt Risiko". 

CDU 



Wahlkampferöffn ung 

Ein kurzweiliges Musik- und Showpro­

gramm am Vormittag bractnte die 12.000 

Teilnelnmer bei der Wahlkampferöffnung 

in der Dortmunder Westfalenhalle richtig 

in Fahrt, ehe dann am Mittag die Spitzen 

der Union ans Mikrophon gingen. 

Höhepunkt des Tages war die Rede von 

Bundeskanzler Kohl. Von Dortmund ging 

die CDU - hochmotviert - in die Schluß­

phase des Wahlkampfmarathons. 



WZ Massen Verteilmittel 
Die„NBI - Neue Bundesländer-
lustrierte" wurde in einer 

Auflage von 6,5 Millionen 
Exemplaren flächendeckend 
an alle privaten Haushalte in den 
neuen Bundesländern verteilt. 

Das zentrale Massenverteiinnitte 
im Bundestagswahlkampf war 
„Die Wahllllustrierte" mit einer 
Gesamtauflage von über 21 
Millionen Exemplaren. 
Sie wurde Programmzeitschriften 
beigeheftet, regionalen Tageszei­
tungen beigelegt und von den 
Gliederungen der Partei verteilt. 

Das Zeitungsflugblatt„CDU aktuell" erschien im 
Mai in der Auflage von 200.000 Exemplaren. Mit 
dem Zeitungsflugblatt „W.I.R." gab die Bundes­
geschäftsstelle in der Schlußphase den Parteiglie­
derungen ein zusätzliches wichtiges Verteilmittel 
an die Hand. 

^ ^ Neuer Aufschwung, 



r " ^ Schlußkampagn e 

Beifle Stimmen» 
für die CDU!, 
BPI der Bundesiiiq . .vahlpr iwei Stimm*! 
Oic f f ! . t i ( immt'g.bu- ' •.••••ifTTi vVotilkreiskandldiJten De(^.^ 
^ .indid.it mil den mejitcri Stimmen im Wahlkreis /lelU 
uiieKt tn den BundeM<ig ein y ' ' 

[Briefwahl 
l a e n n jede Stimme zählt! 

CDU » g ; | < ^ f ~ 

M . M P I 7wpn%iiinriit^ fni^tht ' idct Sich dPi Wahler (iif die 1 
Ldndcil i i lccine'Paitci Nach der/weriMimme bemißl SK[) '. 
die 7dhl dei St'./f, d«- \''är (»artei im Piirlamenl eih^f^^ 3 

In den letzten Wochen vor 
dem Wahltag kam es darauf an, 
die Wählerinnen und Wähler 
zur Stimmabgabe für die CDU 
zu mobilisieren. 

Dazu dienten der Briefwahl-
Prospekt, Türanhänger sowie 
zwei Überkleber für die Plakate. 

üM iiJd j 

Für Deutschland 
beide Stimmen 

Gegen Rot-Grün 

Beide 
Stimmen: 

Aufbau Ost 
Nur mit uns! 

CDU 

http://indid.it




- Verhalten im Vemiittlungsausschuß 
- Koalition in Thüringen 

- Parteienfinanzierung 

2.3 Bundesvorstand 

Der Bundesvorstand trat im Berichtszeitraum zu zwanzig Sitzungen zusammen. Dabei wurden fol­
gende Themen behandelt: 

Parteiarbeit und Strategiefragen 

-Neuberufung von Mitghedern in die Bundesfinanzkommission 
-Fragen des Parteienfinanzierungsrechts 

- Vorbereitung der Klausurtagung des Bundesvorstandes am 9-/10. Januar 1998 in Windhagen 
-Aktuelle Lage der SPD 

- Wahlkampfstrategie der SPD 
- Innovationskongreß der CDU am 21. Januar 1998 in Bonn 
-Akuielle Lage der FDP 
- Zielgruppenansprache von Aussiedlern im Wahlkampf 
- Landtagswahlkampf Niedersachsen 
- Landtagswahlkampf Sachsen-Anhalt 
- Aktuelle Lage von Bündnis 90/Griine 
- Aktuelle Lage und Strategie der PDS/Auseinandersetzung mit der PDS 
- Strategie und Themenschwerpunkte der CDU im Bundestagswahlkampf 

- Gemeinsames Wahlprogramm von CDU und CSU 

- Aktuelle Lage der CSUA'erhältnis zwischen CDU und CSU 
- Aktuelle Entwicklungen in den christhchen Kirchen/Verhältnis der CDU zu den Kirchen 

- Aktuelle Entwicklungen bei den Gewerkschaften/Verhältnis der CDU zu den Gewerkschaften 

- Aktuelle Entwicklungen bei den Wirtschiiftsverbänden/Verhältnis der CDU zu den 
Wirtschaftsverbänden 

- Aktuelle Entwicklungen bei den Sozialverbänden/Verhältnis der CDU zu den Sozialverbänden 
- Lage der deutschen Landwirtschaft/Verhältnis der CDU zu den Landwirten 
- Verhältnis der CDU zu den Vertriebenen 
- Entwicklungen in der deutschen Medienlandschaft 
- Aktuelle demoskopische Befimde und Entwicklungen 
- Fragen der Mobilisierung für die Bundestagswalil 
- Aktuelle pohtische Entwicklungen in den neuen Bundesländern 
- Aktuelle Entwicklungen der Landespohtik in Nordrhein-Westfalen 
-Verkauf des Konrad-Adenauer-Hauses in Bonn 

- Ergebnis und Analyse der Landtagswahl in Niedersachsen 



- Beratung und Verabschiedung des Zukunftsprogramms der CDU 

- Aktuelle Entwicklungen im rechten Parteienspektrum 
- Ergebnis und Analyse der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 
- Fragen der Finanzierung des Wahlkampfes 
- Vorbereitung des 10. Parteitages der CDU Deutschlands in Bremen 
- Verabschiedung des Etats der Bundesgeschäftsstelle für das Haushaltsjahr 1998 und 

Festlegung des Kreditrahmens aus Anlaß der Bundestagswahl 1998 
- Verabschiedung des Etats für den Bundestagswahlkampf 1998 
- Ergebnis und Analyse der Landtagswalil in Bayern 
- Ergebnis und Analyse der Bundestagswahl 

- Ergebnis und Analyse der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern 
- Nominierung des Kandidaten für die Wahl des Parteivorsitzenden durch den 11. Parteitag 

der CDU Deutschlands 

- Erneuerung der Fraktionsgemeinschaft mit der CSU 

- Vorbereitung der Wahl des Bundesvorstandes durch den 11. Parteitag der CDU Deutschlands 

Wirtschafls-, Finanz- und Sozialpolitik 

- Rentenreform 
- Wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland 
- Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
-Bundeshaushalt 1998/Nachtragshaushalt 1997 
- Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts 
- Frage der Einführung einer streckenbezogenen Gebühr auf Autobahnen 
- Finanzhilfen für die neuen Bundesländer 

- Frage einer Regionalisierung der Sozialversicherungssysteme/Risikostrukturausgleich 

- Entwicklung der Finanzmärkte in Asien 

- Postgesetz 
- Steuerreform 

- Frage der 610,- DM-Beschäftigungsverhältnisse 
- Vermögensbildung in Ai'beitnehmerhand 
- Initiative der CDU/CSU-Bundestagsfraktion „Arbeit für alle" 
- Initiative der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zur Förderung von Existenzgriindungen 

und Selbständigkeit 
- Programm zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
- Pflegeversicherung 
- wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bundesländern 
- Entwicklung des Arbeitsmarktes in den neuen Bundesländern 
- Castor-Transporte 
- Kombilohn 



Innen- und Rechtspolitik 

-Ausländerpolitik 

- Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 

- Verlängerung der Verjährungsfristen für SED-Unrecht 

- Situation an den Hochschulen/Studentenproteste 

- Novelle zum Hochschulrahmengesetz/BAFöG 
- Bekämpfung der Organisierten Kriminalität/Regelung zum Abhören von Gangsterwohnungen 
- Auftritt des Rechtsextremisten Manfred Reeder vor der Führungsakademie der Bundeswehr 
- Bereitstellung von Ausbildungsplätzen 
- Maßnahmen zur Entbürokratisierung 
- Asylpohtik/Kurdenproblematik 
-Enteignungen in derSowjeüschen Besatzungszone zwischen 1945 und 1949 
- Innere Sicherheit/Kriminalitätsbekämpfung 

- Weltausstellung Expo 2000 

Außen-, Sicherheits- und Europapolitik 

- Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union in Luxemburg 

- Fragen der Erweiterung der Europäischen Union 
- Lage in Bosnien-Herzegowina/Beitrag der Bundeswehr zur Friedenssicherung 

- Deutsch-tschechische Beziehungen 
- Europäische Wirtschafts- und Währungsunion/Einführung des EURO 
- Die Finanzierung der Europäischen Union und der deutsche Beitrag 
-Agenda 2000 
- Lage im Nahen Osten 
- Irak-Krise 
- Politische und wirtschaftliche Entwicklung in Rußland 
- Politische und wirtschafthche Entwicklung in Asien 

- Lage im Kosovo 

2.4 Landesgeschäftsfiihrerkonferenz 

Die Landesgeschäftsführerkonferenz trat im Berichtszeitraum zu drei Sitzungen zusammen. Dabei 

standen folgende Themen auf der Tagesordnung: 

- Vorbereitung Landtagswahlkampf Niedersachsen 
- Zielgruppenansprache Aussiedler im Wahlfouiipf 
- Rechtsfragen bei der Kandidatenaufstellung für die Bundestagswahl 
- Initiative für mehr Selbständigkeit und Existenzgründungen 
-Betriebsratswahlen 1998 



- Kandidatenservice der Bundesgeschäftsstelle 
- Künstlersozialversicherung 

- Die politische Ausgangslage des Bundestagswahlkampfes 
- Die demoskopische Ausgangslage des Bundestagswahlkampfes 

- Die strategische Konzeption des Bundestagswalilkampfes 

- Die Themenschwerpunkte des Bundestagswahlkampfes 
- Die werbhche Konzeption des Bundestagswahlkampfes 
- Organisatorische Aspekte des Bundestagswahlkampfes 
- Analyse der Landtagswahl in Niedersachsen 
-Analyse der Bundestagswahl 
-Analyse der Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern 
- 11. Parteitag der CDU Deutschlands in Bonn 

2.5 Bundesfinanzkommission 

Die Bundesfinanzkommission hat im Berichtszeitraum einmal getagt. Sie beschloß, daß der partei­

interne Finanzausgleich für 1998 nach dem gleichen Verteilmodus wie im vergangenen Jahr vorge­

nommen wird. Außerdem bekräftigte die Bundesfinanzkommission ihre Entscheidung, die neuen 

Bundesländer zeitlich befristet durch einen pauschalen Zuschuß zu fördern. 

Die Finanzkommission hat sich ferner mit der Beratung von Anträgen beschäftigt, die vom Bundes­
vorstand an die Bundesfinanzkommission überwiesen worden waren. Anträge, die sich auf die Än­
derungen der Beitragsregelungen (FamiUenbeiträge) und die Beteiligung an staathchen Mitteln be­
ziehen, sind noch nicht abschließend behandelt worden. 

2.6 Bundesparteigericht 

Vorsitzender: Präsident des Oberlandesgerichts a.D. Dr. Eberhard Kuthning 

Das Bundesparteigericht der CDU trat in der Zeit vom 1. Oktober 1997 bis zum 31. Oktober 1998 
zu drei Sitzungen zusammen. Von den am 1. Oktober 1997 insgesamt zwölf anhängig gewesenen 
bzw. seitdem neu anhängig gewordenen Parteigerichtssachen (6 Parteiausschluß-Verfahren, 5 
Walilanfechtungen, 1 Einstweilige Ausübung von Mitgliedschaftsrechten) konnten neun Verfahren 
abgeschlossen werden. Die am 31. August bzw. 10. Oktober 1998 anhängig gewordenen drei Ver­
fahren wegen Einstweiliger Anordnung bzw. wegen Wahlanfechtung können erst nach entsprechen­
der Vorbereitung mündhch verhandelt werden. 

Die oben erwähnten neun Parteigerichtsverfahren wurden im Berichtszeitraum wie folgt abge­

schlossen: 8 Zurückweisungen der Anträge, Beschwerden und Rechtsbeschwerden, 1 Einstellung 

infolge Rücknalime des Rechtsmittels. 



Im Zusammenhang mit der Unvereinbarkeit der gleichzeitigen MitgÜedschaft in der CDU und in der 
„Scientology Church (Sekte)" hatten die ausgeschlossenen früheren CDU-Mitglieder gegen die Aus­
schluß-Entscheidungen CDU-BPG 3/95 ® und CDU-BPG I/96 ® , abgedruckt in UiD-Extra 2/97, 
Klage vor dem Landgericht Bonn (7.0.55/97) erhoben. Diese Klage wurde durch Urteil vom 9. Juh 
1997 kostenpflichtig abgewiesen. Gegen diese Entscheidung legten die Kläger Benihing zum Ober­
landesgericht Köb ein. Mit Urteil vom 21.4.1998 (22 U190/97) wurden die Berufungen der Kläger 
ebenfalls kostenpflichtig rechtskräftig zuriickgewiesen. 

2.7 ßundesfachausschüsse 

(1) Bundesfachausschuß Innenpolitik 

Vorsitzender: Johannes Gerster MdL (Rheinland-Pfalz), bis Mai 1997 

Heinz Paus MdL (Nordrhein-Westfalen), ab Mai 1997 
Stellvertreter: Heinz Paus MdL (Nordrhein-Westfalen), bis Mai 1997 

Alexander Prechtel (Mecklenburg-Vorpommern) 
Volker Bouffier MdL (Hessen), ab Mai 1997 

Geschäftsführer: Patrick Kjmimerer (bis September 1997) 
Karin Althaus-Grewe (ab Oktober 1997) 

Schwerpunktthemen 

Während der 13. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages befaßte sich der Bundesfachaus­
schuß Innenpolitik schwerinmktmäßig mit den Themen Verwaltungsreform, Aussiedlerpohtik, 
Wertewandel, Ausländerpolitik, Scientology-Organisation, kommunale Kriminalprävention, Dro­
genbekämpfung, Organisierte Krimimilität und Verbrechensbekämpfung. 

Zum Themenbereich Verwaltungsrefonn bzw. „Sclilanker Staat", bei dem die CDU-geführte Bundes­
regierung mit dem Dienstrechtsreformgesetz (1997) und dem Versorgungsreformgesetz (1998) be­
deutende politische Marksteine setzte, leistete der BFA Innenpolitik mit der Vorstellung seines Be­
schlusses „Für einen modernen leistungsfähigen Staat" im Rahmen einer Pressekonferenz im Fe­
bruar 1996 einen wichtigen Diskussionsbeitrag im Vorfeld der gesetzgeberischen Arbeit. 

Ebenfalls große Resonanz in den Medien ftmden sowohl das BFA-lIearing in Mainz unter dem Mot­
to „Zukunft ohne Werte? Gemeinsinn stärken - Rechtsbewußtsein schärfen - Verantwortung anneh­
men" im März 1996 als auch die öffenthche PräsentJition des Beschlusses „Bekämpfung der Scien­
tology-Organisation - eine Frage der Wehrhaftigkeit unserer Demokratie" im August 1996. 

Die Anü-Drogen-Politik der CDU erfuhr wichtige Unterstützung und konstruktive Mitarbeit durch den 

BFA-Beschluß „Suchtfrei leben - Leithnien für eine Anti-Drogen-PoUtik der Zukunft" und durch die 

Formulierung entsprechender Leitsätze unter dem Titel „Wege aus der Sucht", die im August 1997 bzw. 

im Juni 1998 jeweils im Rahmen einer Pressekonferenz der Öffentlichkeit vorgestellt wurden. 



Auf dem Gebiet der Kriminalitätsbekämpfung stand neben der intensiven Diskussion zu fachspezifi­
schen Fragen einer wegweisenden Politik der Kriminalitäts- und Verbrechensbekämpfung die Erar­
beitung eines politischen Leitfadens unter dem Titel „Verbrechensbekämpfung vor Ort - Ein Leitfa­
den für die kommunalpolitische Arbeit" im Mittelpunkt der Arbeit des BFA. Der Leitfaden wurde im 
Juni 1997 der Öffentlichkeit vorgelegt. Es wurden ferner Verbesserungsmöglichkeiten der Arbeit 
des Verfassungsschutzes auf Bundes- und Landesebene erörtert. 

Abgerundet und ergänzt wurden diese Termine durch eine Reihe von Beschlüssen und Presseer­
klärungen zur Ausländerpohtik und zur Aussiedlerpolitik sowie durch die Erarbeitung einer innen-
poUtischen Wahlkampfplattform im Februar 1998. 

Der Bundesfachausschuß Innenpohtik hat mit seinen Beratungen auch zur konzeptionellen Vorbe­
reitung zweier Zukunftsforen beigetragen, die im September 1997 in Hamburg und im März 1998 
in Halle zu Fragen der Inneren Sicherheit stattfanden. 

Beschlüsse/Erklärungen 

- 30. Januar 1996 Presseerklärung mit Bundesinnenminister 
Manfred Kanther zu aktuellen Fragen der Innenpohtik 

- 28. Februar 1996 „Für einen modernen leistungsfäiiigen Staat" 

- 7. März 1996 „Zukunft ohne Werte? Gemeinsinn stärken - Rechtsbewoißtsein schärfen -
Verantwortung annehmen" 

- 7. August 1996 „Bekämpfung der Scientology-Orgmiisation - eine Frage der 

Wehrhaftigkeit unserer Demokratie" 
- 1 2 . November 1996 Presseerklärung zum Wohnortezuweisungsgesetz (AussiedlerpoUtik) 
- 1 3 . November 1996 Presseerklärung zur KommunalenKriniinalprävention 

- Februar 1997 „Perspektiven der Aussiedlerpohtik der CDU" 
- 1 . August 1997 „Suchtfrei leben - LeitHnien für eine Anti-Drogen-Pohtik der Zukunft" 
- 9- Februar 1998 „Innenpolitische Walilkampf[)lattform" 
- 26. Juni 1998 „Wege aus der Sucht" 
- Juh 1998 „Ausländer- und integrationspohtische Leitlinien" 

Bundesarbeitskreis Polizei der CDU 

Vorsitzender: Heinz Paus MdL (Nordrhein-Westfden) 

Stellvertreter: Josef Schön (Hessen) 

Geschäftsführer: Stefan Sillekens (bis September 1997) 

Ralf Stettner (ab Januar 1998) 

Comeha Gnißendorf (ab März 1998) 



Schwerpunktthemen 

Die Arbeit des Bundesarbeitskreises Polizei im Berichtszeitraum konzentrierte sich neben der Erör­
terung aktueller Fragen im Bereich der Inneren Sicherheit auf die Themen: Bekämpfung der Orga­
nisierten Kriminalität, Eigenverantwortung und Mitwirkung des Bürgers an der Inneren Sicherheit, 
Maßnahmen zur Eindämmung der Jugendkriminalität, Aufgabenkritik der PoUzei und Stärkung der 
Effizienz des Einsatzes von Polizeibeamten, Stand der Organisationsreform der Polizei in den Län­
dern, Verbesserung des Verhältnisses zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft sowie Korniptions-
vorsorge in der Polizei. 

Zu den Vorwürfen von Amnesty International über Mißhandlungen an Ausländem durch deutsche 
Polizeibeamte erarbeitete der Bundesarbeitskreis eine eigene Stellungnahme, die am 23. April 1996 
in Bonn vorgestellt wurde. 

Darüber hinaus befaßte sich der Bundesarbeitskreis Polizei insbesondere mit dem Thema Sicherheit­
spartnerschaft zwischen Polizei, Kommunen und Bürgern, um vor dem Hintergrund der Vorschläge 
von Bundesinnenminister Manfred Kanther zum Aufbau eines „Sicherheitsnetzes" erste Erfahnmgen 
zu diskutieren und politisch zu bewerten. Der Bundesarbeitskreis hat ein Arbeitspapier vorbereitet, das 
Anregimgen und Fordenmgen zur kriminalpräventiven wie auch polizeilichen Arbeit enthält. 

Zu den Sitzungen des Bundesarbeitskreises Polizei wurden regelmäßig Experten eingeladen, die zu 

den Schwerpunktthemen referierten. 

Beschlüsse/Erklärungen 

- 23. April 1996 „Stellungnahme zu den Vorwürfen von Amnesty International über 
Mißhandlungen an Ausländern durch deutsche Polizeibeamte" 

- 25. Juni 1996 „Stellungnahme zum Anti-Diskriminierungsparagraphen im 
nordrhein-westfälischen Landespolizeigesetz 

(2) Bundesfachausschuß Bildung, Forschung und Kultur 

Vorsitzender: Herbert Reul MdL (Nordrhein-Westfalen) 
Stellvertreter: Bärbel Sothmann MdB (Hessen) 

Dieter Althaus MdL (Thüringen) 
Klaus von Trotha MdL (Baden-Württemberg) 

Geschäftsführer: Gabriele Hopp (kommissarisch von Oktober bis Dezember 1997) 
Dr Michael Schmitz (ab Januar 1998) 



Schwerpunktthemen 

Vor dem Hintergrund der internationalem TIMSS-Studie und dem Überhandnehmen des sog. 
schiilerbezogenen Unterrichts befaßte sich der Bundesfachausschuß mit unterschiedlichen Lern­
zielen und verschiedenen Unterrichtsmethoden in der aktuellen Bildungsdebatte, über die Prof. 
Dr. Franz-Emanuel Weinert vom Max-Planck-Institut für psychologische Forschung/München im 
Januar 1998 berichtete. 

Weiteres Schwerpunktthema war eine umfassende Darstellung der forschungs- und innovationspo-
htischen Arbeitsschwerpunkte der gesamten Legislaturperiode. Die Diskussionsergebnisse gingen 
in einem Beschluß-Entwurf des Bundesfachausschusses ein, den der Ausschußvorsitzende Herbert 
Reul MdL im Anschluß an die BfA-Sitzung vom März 1998 veröffentlichte. 

Dritter Themenschwerpunkt war die Frage nach Maßnahmen zur QuaUtätssicherung schuhscher 
Bildung. Der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Herbert Reul MdL entwickelte „Leitsätze für 
die Schule von morgen", die er im August 1998 in Bonn der Öffentlichkeit unter großer öffentlicher 
Resonanz vorstellte. 

Beschlüsse/Erklärungen 

-16. Januar 1998 „Unterschiedliche Lemziele - verschiedene Unterrichtsmethoden" 
- 23. März 1998 „Forschung - Wissen - Innovation - Arbeit. Forschungs- und 

Innovationspolitik an der Schwelle zum dritten Jahrtausend" 
- 1 3 . August 1998 „Qualität sichern - Lernen fördern - Leistimg fordern, 

CDU-Leitsätze für die Schule von morgen" 

(3) Bundesfachausschuß Sport 

Vorsitzende: Petra Roth (Hessen) 
Stellvertreter/in: Klaus Riegert MdB (Baden-Württemberg) 

Steffi Schnoor MdL (Mecklenburg-Vorpommern) 
Geschäftsführerin: Edelgard Schönau 

Schwerpunktthemen/Beschlüsse 

Der Bundesfachausschuß Sport der CDU befaßte sich in der vergangenen Legislatuiperiode 

schwerpunktmäßig mit den Themen Ehrenamt im Sport, Rehabilitationssport und Gesundheitsre­

form, Schulsport, Behindertensport und Förderung des Spitzensports. 

Das Thema Ehrenamt im Sport wurde sowohl in einem gesonderten Arbeitskreis wie im Plenum des 
BFA Sport vor allem unter dem Aspekt diskutiert, wie der freiwillige Einsatz von derzeit 2,5 Mio. Eh­
renamtlichen in unseren Sportvereinen auch für die Zukunft erhalten und ausgebaut werden kann. Als 
Ergebnis seiner Arbeit verabschiedete der BFA Sport am 2. Juli 1996 Thesen zum Ehrenamt im Sport. 



Im Zusammenhang mit dem zweiten Gesetz zur Neuordnung von Selbstverwaltung und Eigenver­
antwortung in der gesetzlichen Krankenversicherung beschäftigte der BFA Sport sich intensiv mit 
dem Thema Gesundheitsvorsorge durch Sport und Förderung des Rehabihtationssports. Er faßte 
am 2. Dezember 1996 einen Beschluß mit der zentralen Forderung, die Förderung des RehabiUta-
tionssportes weiterhin im Pflichtleistungskatalog der Krankenkassen zu belassen. 

Das Thema Schulsport, mit dem sich der Bundesfachausschuß Sport bereits in der letzten Legisla­
turperiode befaßt hat, stand auch in dieser Legislatiu'periode im Mittelpunkt seiner Arbeit. Nach wie 
vor stellen sich folgende Probleme: Wir erleben Kürzungen des Sportunterrichts, Auslagerung in die 
Vereine und fachUch unzureichend ausgebildete Lehrkräfte. 

1996 wurden die Schul- und SportpoUtiker der CDU-Landtagsfraktionen von der Vorsitzenden des 

BFA Sport angeschrieben und zu entsprechenden Initiativen aufgefordert. 

Der BFA Sport der CDU hat am 21. April 1997 in Bonn mit Vertretern der Länder, der Sportmedizin, 
des Sportlehrerverbandes, des Bundeselternrates und des Deutschen Sportbundes ein Expertenge-
spräcli durchgeführt. Die wichtigsten Fordenmgen aus diesem Gespräch wurden in die „10 Thesen 
der CDU zum Schulsport" aufgenommen, die am 30. Juni 1997 verabschiedet wurden. 

Ein weiteres Schwerpunktthema war der Behindertensport in Deutschland, zu dem Gespräche mit 
dem Vorstand des Behinderten-Sport-Verbandes geführt wurden. Die Ergebnisse sind in den Be­
schluß des BFA Sport „Neue Wege für den Behindertensport" vom 27. Oktober 1997 eingegangen. 

Zum Thema „Förderung des Spitzensports" wurde am 19. Januar 1998 eine gesonderte Sitzung des 
BFA Sport mit Bundesinnenminister Mimfred Kanther MdB durchgeführt. Im Mittelpunkt der Dis­
kussionen zu diesem Thema standen die Nachwuchsförderung und berufliche Perspektiven für 
Spitzensportler, die in einem 8-Punkte-Papier zusammengefaßt und aiu 29. Juli 1998 der Öffent-
hchkeit vorgestellt wurden. 

Im Rahmen der Vorbereitungen zur Bundestagswahl erarbeitete der BFA Sport sportpoUtische Aus­
sagen der CDU zum Wahlkampf. Sie wurden am 4. M:U 1998 verabschiedet und in das Faltblatt „Er­
folgreiche Sportpolitik" aufgenommen. 

Beschlüsse/Erklärungen 

- 2. Juli 1996 „Thesen zum Ehrenamt im Sport" 

- 2. Dezember 1996 „Gesundheitsreform und Rehabilitationssport" 
- 2 1 . April 1997 Zehn Thesen der CDU zum Schulsport" 

- 27. Oktober 1997 „Neue Wege für den Behindertensport" 
- 29. Juli 1998 „Nachwuchsförderung und berufliche Perspektiven für Spitzensportler" 

I 



(4) Bundesfachausschuß Wirtschafts- und Energiepolitik 

Vorsitzender: Dr. Norbert Lammert MdB (Nordrhein-Westfalen) 
Stellvertreter: Dn Gisela Meister-Scheufelen MdL (Baden-Württemberg) 

Dr. Paul Krüger MdB (Mecklenburg-Vorpommern) 
Dr. Dieter Murmann (Schleswig-Holstein) 

Geschäftsführer: Michael Alber 

Der Bundesfachausschuß Wirtschafts- und Energiepolitik hat sich seit seiner Konstituienmg schwer­
punktmäßig mit den wirtschaftspolitischen Weichenstellungen für mehr Wachstum und Beschäf­
tigung befaßt. Ausgangspunkt stellt das Aktionsprogramm für Investitionen und Arbeitsplätze vom 
30. Januar 1996 dar, das mit Programm für mehr Wachstum und Beschäftigung vom 25. April 1996 
konkretisiert wurde. 

Ein besonderer Schwerpunkt bildete die Finanz- und Steueî politik. Neben Beratungen zu den Jiüires-
steuergesetzen 1996 und 1997 hat der Bundesfachausschuß in der Kommission zur „Zukunft des Steuer­
systems" an der Erarbeitvmg des Leitantrages der CDU Deutschlands „Reform der Einkommensteuer" 
für den 8. Parteitag in H;uinover vom 20. bis 22. Oktober 1996 mitgewirkt. Im Anschluß hat der Bundes­
fachausschuß die Beratungen der „Petersberger Steuervorsciiiäge" vom 22. Januar 1997 bis hin zur 
Beschlußfassung über die Große Steuerreform am 25. Juni 1997 im Deutschen BundestJig begleitet. 

Auf der Tagesordnung des Bundesfachausschusses standen weiterhin die Novellierung des Energie­
wirtschaftsrechtes, des Stromeinspeisungsgesetzes und die Förderung erneuerbarer Energien. Im 
Zusanmienhang mit der Bewalirung der Schöpfung wurde eine Stellungnalime für den 8. Parteitag 
der CDU Deutschlands zu ökologischen Elementen in der Steuerpolitik vorgelegt. 

Der Bundesfachausschuß hat außerdem über die Berichte der Kommission für Zukunftsfragen der 
Freistaaten Bayern und Sachsen über Enverbstätigkeit und Arbeitslosigkeit beraten. Dem Bundes­
fachausschuß stand hierzu als Gesprächspartner der Vorsitzende der Kommission, Prof. Dr Mein-
hard Miegel, zur Verfügung. Für den 9- Parteitag der CDU hat der Bundesfachausschuß eine Stel­
lungnahme zum Thema „Kommunale Beschäftigungsgesellschaften" vorgelegt. Darüber hinaus hat 
der Bundesfachausschuß eine Stellungnahme zur Diskussionsgrundlage für den Konsultationspro­
zeß über ein gemeinsames Wort der Kirchen „Zur wirtschiiftlichen und sozialen Lage in Deutsch­
land" beraten und an einer gemeinsamen Stellungnahme für die CDU Deutschlands mitgewirkt. 

(5) Bundesfachausschuß Strukturpolitik 

Vorsitzender: Dr. KiU"l-Heinz Daehre MdL (Sachsen-Anhidt) 
Stellvertreter: Brita Schmitz-Hübsch MdL (Schleswig-Holstein) 

Werner Dörflinger MdB (Baden-Württemberg) 
Claus-Peter Grotz MdB (Baden-Württemberg) 

Geschäftsführer: Heribert Hennemann 

§® 



Der ßiindesfachausschuß Strukturpolitik hat sich im Berichtszeitraum vor allem mit folgenden The­
men befaßt: 

- Multimedia - Auswirkungen auf Arbeit, Wohnen und Verkehr 
- Postreform 

- Tarifkonzept der Telekom 

- Zukimftssicherung durch Mobilität 

- Zukunft der Verkehrssysteme 

- Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans 
- Umsetzung Regionahsienmg des Personennahverkehrs 
- Perspektiven für den Gütertransport 

- Revitalisierung der Innenstädte 
- Liberalisierung des Ladenschlußgesetzes 
-Auswirkungen der Steuerreform auf den Wohnungsbau 
- Neugestaltung des Baugesetzbuches 
- Neugestaltung der Städtebaufördening 
- Städtebauliche Entwicklung 
- Reform im Sozialen Wohnungsbau 

- Strukturreform des Wohngeldrechts 

- Änderung des Mietrechts 

Die Beschlüsse und Stellungnalimen des Bundesfachausschusses zu diesen behandelten Themen 
wurden mit externen Fachleuten, Vertretern der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der zuständigen 
Bundesministerien erörtert sowie in mehreren Presseerklärungen / Pressekonferenzen oder UiD-
Artikeln der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Eine Voriage des Bundesfachausschusses war Grundlage des Beschlusses des 9. Parteitags der CDU 
Deutschlands in Leipzig: „PoÜtik für eine lebendige Stadt - ohne Einzelhandel keine Stadt". 

Weitere Anträge zu Bundesparteitagen behandelten die Themen: „Konzentration der Mittel für Wirt­

schaftsförderung auf InfriLstrukturmaßnahmen" sowie „Aufstockimg der Mittel ftir die Städte­

bauförderung". 

(6) Bundesfachausschuß HJmweltpolitik 

Vorsitzender: Kurt-Dieter Grill MdB (Niedersachsen) 
Stellvertreterin: Wilma Glücklich MdB (Berhn) 

Prof. Dr. Roland SalchowMdHB (Hamburg) 
Geschäftsführer: Frank Niebuhr 



Arbeitsgruppen 

- Ziikunfi/Nachhaltige Wirtschaft/Ökologische und Soziale Marktwirtschaft 

- Energie und Umwek 
- Uniwek und Landwirtschaft 
- Umweh und Verkehr 

- Abfall/Abwasser und Altlasten 
- Kommunikationsstrategien 

- Umweh und Entwicklung 

- Süß\vasseq}roblematik 

Schwerpunktthemen 

- Ausgestaltung der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft 
- Umwelt und Entwicklung 
- Verstärkter Einsatz von marktwirtschaftÜchen Instrumenten in der Umweltpohtik 
- Klimaschutz und Umsetzung des C02-Minderungsprogramms 
-Ausgestaltung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
- Kostenentwicklung und Möglichkeiten der Kostensenkung im Gewässerschutz 

- Naturschutz/Umwelt und Landwirtschaft 
- Maßnalimen zur Intensivierung unserer Umweltpohtik vor Ort 

- Umwelt und Verkehr 
- Globale Süßwasseqoroblematik 

Beschlüsse und Veranstaltungen 

- Expertengespräch zur Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft am 24, und 25. November 
1995 in Bonn 

- „Damit unsere Erde Zukunft hat!" - Zukunftsforum Ökologie am 31 • Mai 1996 in Schwerin 
- Umweltbeauftragtenkonferenz am I.Juni 1996 in Schwerin 
-Abwassergebühren - Senkimg nötig; Beschluß des Bundesfachausschusses Umweltpolitik 

vom 6. Dezember 1996 
-Anhörung „Fünf Jahre nach Rio - Umwelt und Entwicklung - Bilanz und Perspektiven" - Gemein­

same Anhörung mit dem Bundesfachausschuß Entwicklungspolitik am 24. März 1997 in Bonn 

- Umwelt und globale Verantwortung - Herausforderungen für das nächste Jahrzehnt -
Gemeinsamer Beschluß mit dem Bundesfachausschuß Entwicklungspolitik vom 15. Mai 1997 

- Aktion: „Klimaschutz - Mach mit!" - Gemeinsame Aktion zum Khmaschutz mit der Frauen-
Union, Jungen Union und der Kommunalpolitischen Vereinigung von CDU und CSU - Auftakt 
Pressekonferenz am 2. Juh 1997 

- Landwirtschaft und Naturschutz: Zukunftschancen für ein wirkungsvolles Miteinander -
Gemeinsamer Beschluß mit dem Bundesfachausschuß Agran^olitik vom 13. Februar 1998 



- Internationales Konfliktfeld Wasser: Vorsorgend handeln - Frieden sichern 
Gemeinsamer Beschluß der Bundesfachausschüsse Außen- und Sicherheitspolitik, 
Entwickungspohtik und UmweltpoÜtik vom 27. Febniar 1998 

- Fachkonferenz Ostsee „Ökonomische und Ökologische Perspektiven für den Ostseeraum" 
am I.Juli 1998 in Rostock 

- Pressekonferenz mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Umweltpolitik, 
Kurt-Dieter Grill MdB, zur Vorstellung des Wassersparbuches am 30. Juh 1998 in Bonn 

(7) Bundesfachausschuß Agrarpolitik 

Vorsitzender: Reimer Böge MdEP (Schleswig-Holstein) 

Stellvertreter(in): Heinrich-Wilhelm Ronsöhr MdB (Braunschweig) 
Petra Wernicke MdL (Sachsen-Anhalt) 

Geschäftsführerin: Gabriele Hopp 

Der Bundesfachausschuß Agrarpolitik hat sich in der vergangenen Legislaturperiode im Schwer­
punkt mit der Weiterentwicklung der EU-Agrarpolitik befaßt. In diesem Zusammenhang fanden Ge­
spräche mit dem Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes, Dn Helmut Born, mit dem stell­
vertretenden Kabinettschef von EU-Agrarkommissar Fischler, Dr Strohmeier, mit dem Vorsitzenden 
des Bundes der Deutschen Landjugend, Dirk Detlefsen, sowie auch mit Bundeshmdwirtschaftsmi-
nister Jochen Borchert statt. Der Bundesfachausschuß hat sich zur Agenda 2000 positioniert und 
Vorstellungen zur Weiterentwicklung der gemeinsamen Agraipolitik entwickelt. 

Ein weiteres wichtiges Thema für den Bundesfachausschuß Agrarpolitik war die Stärkung der Wett­

bewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft. Der Ausschuß hat Vorschläge und Empfehlungen 

für eine Standortsicherung- und Kostenentlastungsoffensive für die deutsche Landwirtschaft erar­

beitet und Anstöße für den Abbau von Wettbewerbsverzerrungen und Investitionenhemmissen in 

Deutschland gegeben. 

Mit dem Thema Landwirtschaft und Umwelt hat sich der Bundesfachausschuß Agrarpolitik eben-
fiills sehr eingehend befaßt und in Zusammenarbeit mit dem Bundesfachausschuß Umweltpolitik 
gemeinsame Positionen für eine Standort- und umweltgerechte, aber gleichzeitig wettbewerbsfähi­
ge Landwirtschaft erarbeitet. Zur Umwelt- und Agrar])olitik fand auch ein Gespräch mit Bundesum­
weltministerin Dr Angela Merkel statt. Ebenfalls hat sich der Bundesfachausschuß zur Novellierung 
des Bundesnaturschutzgesetzes und zur Umsetzung der FFH-Richdinie in Deutschkmd positioniert. 

Die unterschiedhche Situation der Landwirtschaft in den neuen und den alten Ländern war Gegen­

stand der Beratungen. Gemeinsame agrarpolitische Interessen wurden herausgearbeitet. 



Weitere Themen: 

- Zukunft der Milchpolitik 
- Altschuldenproblematik 
-Tierseuchen/BSE 
- EURO und Landwirtschaft 

Beschlüsse 

-Agrarpolitik im gemeinsamen Deutschland (IS.Juh 1996) 
- Wettbewerbsfähigkeit stärken - Wettbewerbsnachteile abbauen /Standortsichenings- und 

Kostenentlastungsoffensive für die deutsche Landwirtschaft (15. September 1997) 

- Landwirtschaft und Naturschutz - Zukunftschancen für ein wirkungsvolles Miteinander 
(gemeinsame Positionsbestimmung der Bundesfachausschüsse Agrar- und Umweltpolitik) 
(13. Februar 1998) 

- Für eine gesunde leistungsfähige Landwirtschaft und lebendige ländUche Räume - Positions­
bestimmung zur Weiterentwicklung der EU-Agrarmarkt-und Strukturi)olitik (13. Mai 1998) 

Presseaktivitäten 

- Pressemitteilung zur Konstituierung des Bundesfachausschusses Agrarpolitik 

(5. September 1995) 
- Pressemitteilung zu den agrarpoUtischen Beschlüssen des SPD-Bundesparteitags 1995 

(23. November 1995) 
- Pressemitteilung zur BSE-Problematik „Verbraucherschutz steht an erster Stelle" 

(19. April 1996) 
- Pressegespräch zu den Themen Agrarpohtik im gemeinsamen Deutschland (18. Juli 1996) 
- Pressemitteilung zur Milchpolitik „Neue Quotenregelung ab dem Jahr 2000" 

(17. Dezember 1996) 
- Pressemitteilung zum Bundesnatiirschutzgesetz „Bundesnaturschutzgesetz muß Interessen 

der Landwirtschaft berücksichtigen" (24. April 1997) 

- Pressemitteilung zum Thema Landwirtschaft und EURO „Klares Ja zum EURO" (29. April 1997) 
- Pressemitteilung zur EU-Strukturpolitik „Ländlicher Raum braucht Priorität in Europa" 

(23. September 1997) 
- Pressemitteilung mit der Kurzfassung des Beschlusses „Wettbewerbsfähigkeit stärken -

WeUbewerbsverzerrungen abbauen" (25. September 1997) 
- Pressefrühstück der Bundesfachausschüsse Agrarpolitik und Umwelt zur Vorstellung des 

CDU-Posititionspapiers „Landwirtschaft und Naturschutz" (13. Februar 1998) 
- Pressemitteilung zur Weiterentwicklung der EU-Agrarpohük „EU-Agrarpoütik muß das eigen­

ständige Modell der europäischen Landwirtschaft absichern und deutschen Interessen 
Rechnung tragen" (20. Februar 1998) 



- Pressemitteilung zum Agrarteil des SPD-Wahlprogramms (6. März 1998) 

- Pressemitteilung zu den agrarpolitischen Besciilüssen des CDU-Bundesparteitags 1998 

in Bremen (20. Mai 1998) 

(8) Bundesfachausschuß Medienpolitik 

Vorsitzender: Anton Pfeifer MdB (Baden-Württemberg) 

Stellvertreter: Bernd Neumann MdB (Bremen) 

Geschäftsführer: RalfGolinski 

Schwerpimktthemen 

- Maßn'cihmen zur Stärkung des Jugendschutzes in den klassischen und den neuen Medien 
-Auswirkungen der Konvergenzentwicklung im Bereich Rundfimk, Neue Dienste und 

Telekommunikation 
- NovelUerung des Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrages 
- Funktion und Wirkimg der Kommission zur Ermittlung von Konzentration (KEK) 

- Revision der EU-FernsehrichtÜnie 
- Zukimft der elektronischen Medien in der auswärtigen Medien-, 

Kultur- und Spracharbeit Deutschlands 

- Novellierung des Bundesfilmförderungsgesetzes 

Arbeitsgruppen 

-Jugendschutz im Internet 
- Evaluierung des Informations- und Kommunikationsdienstegesetzes des Bundes 
- Strukturen der Medienaufsicht in Deutschland 
- Zukunft des Dualen Rundfimksystems 
- Initiative „Digitaler Rundfunk" der Bundesregierung 

Zudem wurde gemeinsam mit der CSU-Medienkommission eine medienpolitische Fachtagung zu 

den bevorstehenden medienpolitischen Entscheidungen des Jsihres 1998 durchgeführt. 

Beschlüsse 

- Positionspapier der Union zu den medienpohtischen Entscheidungen des Jahres 1998 mit 
den Schwerpunkten Novellierung Rundfiuikstiiatsvertrag und Initiative „Digitaler Rundfunk" 
der Bundesregierung 

- Positionspapier zur Entwicklung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 
- Positionspapier zur Zukunft der elektronischen Medien in der auswärtigen Medien-, Kultur- und 
Spracharbeit Deutschlands 
- Stellungnalime zum Maßnahmenkatalog „Verstärkung des nationiilen und internationalen Ju­
gendschutzes" der CDU/CSU Bundestagsfraktion 



- Stellungnahme 7Air zentralen Vermarktung von Sportrechten 

- Stellungnalime zur Arbeit der Kommission zur Ermittlung von Konzentration im Medienbereich 
- Stellungnahme zur Novelle des Bundesfilmförderungsgesetzes 

(9) Bundesfachausschuß Gesellschaftspolitik 

Vorsitzender: llermann-Josef Arentz MdL (Nordrhein-Westfalen) 

Stellvertreter(in): Dr. Maria Böhmer MdB (Rheinland-Pfcüz) 

Maria Michalk (Sachsen 
Dn Paul Hoffacker (Nordrhein-Westfalen) 

Geschäftsführerin: Ursula Heinen 

Der Bundesfachausschuß Geselischaftspolitik hat sich intensiv mit den Ursachen und den zu ergrei­
fenden Miif̂ nalimen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit befcißt. Die zahlreichen Anhörungen und 
Diskussionen mündeten in dem Beschluß „Neue Arbeitsplätze für Deutschland". Darüber hinaus 
faßte der Ausschuß Beschlüsse zur europiüschen Sozialpolitik und zu Dienstleistungsarbeitsplätzen, 
besonders Haushaltsbeschäftigung. 

Nach der Kommentierung der Diskussionsgrundlage für das gemeinsame Wort der Kirchen „Zur wirt-
schafthchen und sozialen Lage in Deutschland" bewertete der Bundesfachausschuß das Kirchenpapier 
abschheßend in einer Stellungnahme „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit". 

Der Bundesfachausschuß venuistaltete im Februar 1997 eine Fachtagung „Neue Wege für Deutsch­
lands Heilbäder und Kurorte" und eine Tagung mit dem Vorsitzenden der CDU-Landesfachausschüsse 
für SozJal- und Gesundheitspolitik sowie den sozialpolitischen Sprechern der CDU-Landtagsfraktionen im 
JanuiU" 1998 zur Vorbereitung der Bundestagswdilen. Der Bundesfachausschuß erstellte einen Arbeits­
marktatlas Deutschliuid, der die regionale Entwicklung der ArbeitsniiU'ktdaten in Deutscliland beschrieb. 

Beschlüsse 

- Neue Wege für Deutschlands Heilbäder und Kurorte 

- Leitlinien europäischer Sozialpohtik 

- Neue Beschäftigung erschließen - Service für Haushalt und Famihe 

- Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit 

- Neue Arbeitsplätze für Deutschland 

(10) Bundesfachausschuß Außen- und Sicherheitspolitik 

Vorsitzender: Elmar Brok MdEP (Nordrhein-Westfalen) 
Stellvertreter: Dr Friedbert Pflüger MdB (Niedersachsen) 

Dn Andreas Schockenhoff MdB (Baden-Württemberg) 
Geschäftsführung: Jeannet-Susann Frössinger (bis .31. Dezember 1997) 

Winfried Weck (ab. I.Januar 1998) 



Arbeitsschwerpunkte 

Der Haiiptsch\veq)unkt der Arbeit des Bundesfachausschusses lag in der Begleitung der aktuellen 
deutschen und europäischen Außen- und Sicherheitspolitik. Im Mittelpunkt standen dabei die Dis­
kussion über die Fortentwicklung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik in der Regie­
rungskonferenz 1996, die zum neuen EU-Vertrag von Amsterdam fiihrte, die sich ändernde Rolle 
der Bundeswehr, die Verbreitimg von Massenvernichtungswaffen, die transatlantischen Beziehun­
gen und die Mittelmeerpolitik. 

Der Beschluß „Die Rolle der Bundeswehr in einer sich wandelnden Gesellschaft" vom 20. Juni 

1996 befaßt sich mit den neuen Anforderungen, die an die Bundeswehr seit dem Ende des Kalten 
Krieges gestellt werden und gibt Hinweise zu notwendigen strukturellen Veränderungen. Die Wehr-
pfhcht wird ausdrücklich bestätigt. Das Papier wurde am 15. Juli 1996 der Presse vorgestellt. 

Das Papier „Die Weiterentwicklung der Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und VerteidigungspoU-
tik der Europäischen Union in der Regierungskonferenz 1996" faßt die CDU-Position zur Weiter­
entwicklung des zweiten Pfeilers der Europäischen Union bei der Regierungskonferenz zusammen. 
Das Papier wurde am I6. September 1996 der Presse vorgestellt und wurde vom 8. Bundespartei­
tag als Beschluß verabschiedet. 

Das Papier „Sicherheitspolitische Herausforderungen im Zusammenhang mit der Verbreitimg der 

Massenvernichtungswaffen" wurde am 9- September 1997 der Presse vorgestellt und vom 8. Bun­

desparteitag in Hannover als Beschluß verabschiedet. 

Am 9- Februar 1998 hat der Bundesfachausschuß in einer gemeinsamen Sitzung mit den Bundes­
fachausschüssen Entwicklungspohtik und Umweltpolitik den Beschluß „Internationales Konflikt­
feld Wasser - Vorsorgend handeln - Frieden sichern" verabschiedet und am 27. Februar 1998 der 
Presse vorgestellt. 

Das Papier „Die Trennung überwinden - Leitlinien einer Mittelmeerpolitik" wurde am 10. März 

1997 verabschiedet und am 11. August 1998 in einer Pressekonferenz der ÖffentÜchkeit vorgestellt. 

Das Papier „12 Thesen zur Zukunft der euroatlantischen Partnerschaft" wurde am 2. Februar 1998 

beschlossen und am 28. August 1998 in einer Pressekonferenz der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Gäste der Sitzungen waren neben zahlreichen Experten und Sachverständigen wissenschaftlicher 
Institute der Bundesminister der Verteidigung, Volker Rühe MdB, der französische Europaminister, 
Michel Barnier, eine hochrangige Delegation der schwedischen Partnerpartei Moderata Samlings-
partiet, sowie der Vertreter der Bundesregienmg bei der EU-Regierungskonferenz, Staatsminister 
Dr. Werner Hoyer MdB. 



Weitere Themenkreise 

- Die Osterweiterung der EU 
- Europa und Rußland: Auf dem Weg zu einer umfassenden Partnerschaft 

- Die Zukunft des asiatischen Raums und die Rolle Chinas 
- Rollen und Aufgaben der internationalen Organisationen zur Friedenssicherung in 

Europa und der Welt 

- Herausforderungen für die europäische AußenpoUtik im 21. Jahrhundert 

- Post - IFOR Mission und die Rolle der Bundeswehr 
- Die Strategie der Konversionspolitik 

(11) ßundesfachausschuß Europapolitik 

Vorsitzender: Prof. Dr Günter Rinsche MdEP (Nordrhein-Westfalen) 
Stellvertreterinnen: Christine Lieberknecht MdL (Thüringen) 

Doris Pack MdEP (Saar) 
Geschäftsführer: Gert Olav Göhs 

Arbeitsschwerpunkte 

Der Hauptschwerpunkt der Arbeit des Bundesfachausschusses lag in der Begleitung der aktuellen 
europapolitischen Agenda. Im Mittelpunkt standen dabei die Regienmgskonferenz 1996, die zum 
neuen EU-Vertrag von Amsterdam führte, die Vorbereitungen fiir die Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie ftir die Erweiterungsverhandlungen mit Zyî ern und der ersten Gruppe von 
Staaten Mittel- und Osteuropas. In diesem Zusammenhang hat der Bundesfachausschuß auch 
Aspekte der Agenda 2000 diskutiert. Im Hinblick auf die europäische Währungsunion befaßte sich 
der Bundesfachausschuß Europapolitik auch mit der Öffentlichkeitsarbeit („Euro-Dialog"). 

Der Bundesfachausschuß begleitete die europapohtischen Beschlüsse der CDU Deutschlands, ins­
besondere den Beschluß des 7. Parteitages vom 16. Oktober 1995 „Die Europäische Union voran­
bringen". Ein weiteres wichtiges Anliegen des Bundesfachausschusses bildete die Schaffimg eines 
bürgemalien und sozialen Europas. In diesem Zusammenhang hat sich der Bundesfachausschuß mit 
der Zusammenarbeit in der Innen- und Rechtspolitik, mit dem Subsidiaritätsprinzip, mit der Stellung 
der Senioren in der EU, mit dem Ausbau der europäischen Unionsbürgerschaft und mit der europäi­
schen Sozial- und Beschäftigungspohtik beschäftigt. Weitere Themen der Sitzungen des Bundesfach­
ausschusses waren das Asiatisch-Europäische Treffen in Bangkok (ASEM), das kommunale Wahl­
recht für EU-Ausländer und die aktuellen Entwicklungen in der Europiüschen Volkspartei (EVP). 

Beschlüsse und Presseaktivitäten 

- „Biindesfachausschuß Europapohtik der CDU unterstützt Waigels Stabilitätspakt für Europa" 
(Beschluß vom 4. Dezember 1995) 
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- „CDU unterstützt Ausweitung des Subsidiaritätsprinzips in der Europäischen Union auf die 
Kommunen" (Beschlulä vom 4. März 1996) 

- „Bundesfachausschuß Europapolitik der CDU fordert die Einführung eines europäischen 
Seniorenausweises" (Beschluß vom 10. Juni 1996) 

- „40 Jahre Römische Verträge - ein Erfolg für unser Land" (Beschluß vom 17. iVlärz 1997) 
- „Leitlinien europäischer Sozialpolitik" (Beschluß vom 26. Mai 1997) 

- „Der Euro wird stabil und ist eine große Chance für Deutschland" 
(Beschluß vom 27. April 1997) 

- „Europäische Unionsbürgerschaft" (Beschluß vom 24. November 1997) 
- „Perspektiven der EU-Osterweiterung und der Agenda 2000" 

(Pressekonferenz mit Prof. Dr Hans-Gert Pöttering MdEP vom 20. Juh 1998) 

- „Die europapolitische Bedeutung der Bundestagswahl" 
(Pressekonferenz mit Prof. Dr. Günter Rinsche MdEP vom 13. August 1998) 

(12) Bundesfachausschuß Entwicklungspolitik 

Vorsitzende: Anne-Karin Glase MdEP (Brandenburg) 
Vorstand: Armin Laschet MdB (Nordrhein-Westfalen) 

Prof. Dr Winfried Pinger MdB (Nordrhein-Westfalen) 
Geschäftsführung: Winfried Weck (bis 30. September 1998) 

RalfStettner (seit I. Oktober 1998) 

Schwerpunkt der Tätigkeiten in der 13. Legislatuqjeriode war die Erarbeitimg eines umfassenden 
Überblicks über die entwicklungspolitischen Positionen der CDU. Dies scliloß die Revision und Über­
arbeitimg von Beschlüssen der 12. Legislaturperiode wie auch die Formulierung neuer Beschlüsse ein. 

Der BFA Entwicklungspolitik veröffentlichte am 23. September 1998 fünfzehn im Verlauf der 13. Le­
gislaturperiode erarbeitete Beschlüsse in der Publikation „Unsere Entwicklungspohtik. Perspektiven 
für das 21. Jahrhundert". 

Arbeitsgruppen 

- Die Entwicklungspolitik der CDU - Grundsätze, Ziele, Schwerpunkte 

- Entwicklungszusammenarbeit als Beitrag zu einer „Welt-ZukunftspoÜtik" 
- Die soziale Dimension von Entwicklung 
- Weltbevölkerung, Ernährungssicherung und Ressourcennutzung 

- Perspektiven der Europäischen Entwicklungspohtik 
- Kleinere und mittlere Unternehmen als Träger von Entwicklung 
- Entwicklungspolitik im Bewußtsein der deutschen Öffendichkeit 



Beschlüsse 

- „Komplementäre Beteiligung der Nichtregierungsorganisationen an der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit" vom 13. Mai 1996 

- „Handel, Marktwirtschaft und Entwicklung" vom 25. Juni 1996 
- „Verwirklichung der Menschenrechte - Voraussetzung für Entwicklung" vom 14. Oktober 1996 
-„Perspektiven der europäischen Entwicklungspolitik" vom 20. Januar 1997 

- „Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit Lateinamerika" vom 17. Juni 1997 

- Gemeinsamer Beschluß der Bundesfachausschüsse Entwicklungspolitik und Umweltpolitik 
„Umwelt und globale Verantwortung - Herausforderungen für das nächste Jahrzehnt" 

vom 15. Mai 1997 
- „Thesen zur Entwicklungszusammenarbeit als Beitrag einer Weh-Zukunftspolitik" 

vom 17. Juni 1997 
- „Die Entwicklungspohtik der CDU" vom 2. September 1997 
- „Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit Asien" vom 3. November 1997 
- „Kleine und mittlere Unternehmen in Entwicklungs- und Transformationsländem 

als Träger von Entwicklung" vom 1. Dezember 1997 
- „Entwicklungspolitik im Bewuf̂ tsein der deutschen Öffentlichkeit" vom 1. Dezember 1997 

- „Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit Afrika südlich der Sah;u-a" 
vom 1. Dezember 1997 

- „Aufgaben und Stellenwert der NRO in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit" 
vom I.Dezember 1997 

- „Bevölkerungspolitik, FamiUenplanung und Entwicklung - Grundpfeiler einer Welt, 
die überleben möchte" vom 1. Dezember 1997 

- „BUNDES EXPERTEN" vom 1. Dezember 1997 
Gemeinsamer Beschluß der Bundesfachausschüsse Außen- und SicherheitspoUtik, 
Entwicklungspohtik und Umweftpohtik „Internationales Konfüktfeld Wasser - Vorsorgend 
handeln - Frieden sichern" vom 9- Februar 1998 

- „Die soziale Dimension von Entwicklung" vom 2. März 1998 

Pressearbeit 

- Pressegespräch am 9- Dezember 1996 zur Vorstellung des Beschlusses „Verwirkhchung 
der Menschenrechte - Voraussetzung für Entwicklung" 

- Pressekonferenz am 24. März 1997 anläßhch der gemeinsamen Anhörung der Bundes­
fachausschüsse Umweltpolitik und Entwicklungspohtik „Fünf Jahre nach Rio - Umwelt und 
Entwicklung - Bilanz und Perspektiven" 

- Pressegespräch am 4. April 1997 zur Vorstellung des Beschlusses „Perspektiven 
europäischer Entwicklungspolitik" 
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- Pressegespräch am 11. Juni 1997 zur Vorstellung des Beschlusses der Bundesfachausschüsse 
Entwicklungspolitik und ümweltpolitik „Umwelt und globale Verantwortung -
Herausforderungen für das nächste Jahrzehnt" 

- Pressegespräch am 27. Februar 1998 zur Vorstellung des Beschlusses der Bundesfach­
ausschüsse Außen- und SicherheitspoÜtik, Entwicklungspolitik und Uniweitpolitik 
„Internationales Konfliktfeld Wasser. Vorsorgend handeln - Frieden sichern" 

- Pressegespräch am 16. Juli 1998 zur Vorstellung des Beschlusses „Aufgaben und Stellenwert 
der NRO in der deutschen Enhvicklungszusammenarbeit" 

- Pressegespräch am 4. August 1998 zur Vorstellung des Beschlusses „Die soziale Dimension 
von Entwicklung" 

- Presseerklärung vom 23. September 1998 zur Vorstellung der Publikation 
„Unsere Entwicklungspolitik. Perspektiven für das 21. Jalirhundert" 

Sonstiges Aktivitäten 

- gemeinsame Anhörung der Bundesfachausschüsse Umweltpolitik und EntwickluiigspoUtik 
„Fünf Jahre nach Rio - Umwelt und Entwicklung - Bilanz und Perspeküven" am 24. März 1997 

- Einbringung des Beschlusses „Thesen zur Entwickjungszusammenarbeit als Beitrag einer 
Welt-Zukiuiftspolitik" vom 17. Juni 1997 als Antrag auf dem 9- Parteitag der 

CDU Deutschlands in Leipzig 

(13) Bundesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen 

Vorsitzender: Herbert Helmrich MdL (Mecklenburg-Voi*pommern) 

Stellvertreter; Dr. Elisabeth Dette-Koch (Baden Württemberg) (ab Nov. 1997) 

Jakob Kraetzer (BerUn) (bis Nov. 1997) 
Walter Remmers MdL (Sachsen-Anhalt) (bis Nov. 1997) 
Prof. Dr. Rupert Scholz MdB (Berlin) 
Steffen Heitmann MdL (Sachsen) (ab Nov. 1997) 
Dr. Gabriele Wurzel (Mecklenburg-Voq>ommern) 

Geschäftsführerin: Karin Althaus-Grewe (bis November 1997) 

Peter Brörmann (ab Dezember 1997) 

Fachkommissionen 

- „Europa" (Vorsitz: Prof. Dr. Carl Otto Lenz) 

Unterkommission „Deutsches und Europäisches Kartell- und Vergaberecht" 
(Vorsitz Prof. Dr. Winfried Tilmann) 

- „Medizin-Ethik-Recht" (Vorsitz: Heinz Seesing) 
- „Rechts- und Verwaltungsvereinfachung" (Vorsitz: Prof. Dr. Klaus Letzgus) 



Schwerpunktthemen 

Schwerpunktthemen des Bundesarbeitskreises Christlich-Demokratischer Juristen bildeten die eu­
ropäische Rechtspolitik, das deutsche und europäische Kartell- und Vergaberecht, Rechts- und Ver­
waltungsvereinfachung, die Bekämpfimg von Kinder- und JugendkriminaUtät sowie Rechtsfragen 
der Inneren Sicherheit. 

Der Bundesarbeitskreis Chrisüich-Demokratischer Juristen hat zu diesen Themen l'achkonimis-

sionen gegründet sowie Leit- und Grundsätze erarbeitet und veröffentlicht. 

Besonders wichtige Arbeit leistete die Fachkommission „Europa". Die in der Fachkommission er­
arbeiteten Reformthesen zu den Bestimmungen des Vertrages über die europäische Union zur Zu­
sammenarbeit im Bereich Jusüz und Inneres wurden teilweise für einen Entwurf zur Revision der 
Verträge berücksichügt. Die Unterkommission „Deutsches und Europäisches Kartell- und Vergabe­
recht" verfaßte zwei Thesenpapiere, deren pohtische Aktualität und wissenschafüiche Relevanz 
durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs bestätigt wurde. 

Aber auch die Fachkommission „Rechts- und Verwaltungsvereinfachung" hat ein äußerst aktuelles 
und zugleich schwieriges Thema behandelt. Die in der Fachkommission erarbeiteten Grundsätze 
und Thesen zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung sind wesentliche Bausteine des „Schlanken 
Staates" und der Freiheitssicherung. 

Ein weiteres Schwerpunktthema bildete die Bekämpfung der Kinder- und Jugendkriminalität. Mit 
seiner Fachtagung im April 1997 in Sciüoß Eichholz/Wesseling hat der BACDJ praktische Hand­
lungsstrategien zur Bekämpfung der Kinder- und Jugendkriminjüität entwickelt. Seit dieser Fachta­
gung ist die Frage der geschlossenen Heimunterbringung von Jugendlichen auf Bundes- und Lan­
desebene vielßüüg und öffentlich diskutiert worden. Zuletzt hat der BACDJ im Juli 1998 ein 12-
Punkte-Programm zur Bekämpfung der Jugendkriminalität verabschiedet und damit in Presse und 
Rundfimk ein breites Echo gefimden. 

Weiterhin hat sich der BACDJ ausführlich dem besonders iiktuellen Thema der Inneren Sicherheit 
gewidmet. Mit dem Rechtspolitischen Kongreß „Recht sichert die Freiheit - Justiz und Innere Si­
cherheit" am l6. Januar 1998 in Hannover konnte der BACDJ nicht nur den niedersächsischen 
Landtagswahlkampf unterstützen, sondern auch in Podiumsgespräch und Diskussion mit namhaf­
ten Vertretern aus Justiz und Pohtik die Aufgabe der Justiz für die Wahrung der Inneren Sicherheit 
erörtern. Die Staatsminister der Justiz, Steffen Heitmann MdL, und Hermann Leeb MdL, nalimen zur 
Verantwortung von Staatsanwaltschaft, Strafgerichten und Strafvollzug für die Innere Sicherheit Stel­
lung. Der Vorsitzende der CDU Niedersachsen, Christian Wulff MdL, forderte während des Kongres­
ses zu neuem Denken und Handeln für die Innen- und Rechtspolitik in Niedersachsen auf. Der Kon­
greß endete mit der Rede des Vorsitzenden der CDU/CSU Bundestagsfraktion, Dr Wolfgang 
Schäuble MdB, zum Thema „Verbrechensbekämpfung und Verfassungsrecht". 

..*' 



Mit seiner Rechtspolitischen Wahlkampfplattform, die ziim einen die Leistungen der CDU in der Rechts-
poliük darstellt und zum anderen aktuelle Fordenmgen in unterschiedlichen Gebieten der RechtspoU-
tik aufzeichnet, hat der BACDJ den Bundestagswiihlkampf unterstützt. Weiterlun hat er mit der Verab­
schiedung des Rechtspolitischen Programms 1998 die Tradition der CDU in der Rechtspohtik fortge­
führt. Die CDU ist nach wie vor die einzige Partei, die über ein rechtspoUtisches Programm verfügt. 

Beschlüsse/Erklärungen 

- 19. Januar 1996„Grundsätze des Bundesarbeitskreises Christlich-Demokratischer Juristen 
(BACDJ) zum europäischen und nationalen Vergaberecht" 

- März 1996„Grundsätze und Thesen des BACDJ zum europäischen und nationalen Kartellrecht" 
- 4. März 1996„Reformthesen des BACDJ zu den Bestimmungen des Vertrages über die 

Europäische Union zur Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres" 
- Juh 1996„Grundsätze des BACDJ für einen umfassenden Rechtsschutz der EU-Bürger bei der 

Anwendung der Europol Konvention" 

- 1 5 . Juli 1996Gnmdsätze und „Thesen des BACDJ zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung" 
- 25. März 1997„Leitsätze des BACDJ zu den Beratungen der Regierungskonferenz über die 

Justiz und Inneresbetreffende Bestimmungen des EU-Vertrages (Maastricht U)" 

- 8. August 1997„Rechtsschutz in der Europäischen Union nach dem Amsterdamer Vertrag" 
- 22. August 1997„Maßnahmen zur Bekämpfimg der Kinder- und Jugendkriminalität" 
- 1 6 . Januar 1998„Rechtspohüsche Wahlkampfplattform des BACDJ" 

- 10. Juh 199812-Punkte-Programm des BACDJ zur Bekämpfung der Kinder-
und Jugendkriminalität 

- 10. Juh 199820 Thesen zur Kriminalpolitik 
- 1 0 . Juli 1998„Recht sichert die Freiheit - RechtspoUtisches Programm der CDU 1998" 



3. MitgliederemitwicMiLieg 

3.1 Mitgliederwerbung 

Am Mittwoch, dem 10. Dezember 1997, führte die Hauptabteilung Organisation eine Ideenbörse zur 
Mitghederwerbung in der CDU im Konrad-Adenauer-Haus durch. Nach dem Vortrag des Bereichslei­
ters für Forschung und Beratimg der Konrad-Adenauer-Stiftung, Prof. Dr. Hans-Joachim Veen, zum 
Thema „Ist die Mitgliedschaft in einer Partei heute noch attraktiv?" diskutierten 35 Teilnehmer aus be­
sonders erfolgreichen Kreis- und Ljuidesverbänden neue Modelle und Ideen zur Mitgliederwerbung. 

Da das Interesse an politischen Parteien und die Zustimmung zu ihrer Arbeit in Walilkampfzeiten zu­
nimmt, wurde die Ideenbörse trotz des beginnenden Wahlkampfes von der Abteilung Parteiorgani­
sation in Veranstaltimgen auf Kreisebene mit Mandats- und Funktionsträgern fortgesetzt. 

Dieses verstärkte Interesse sollte ftir die Gewinnung neuer Mitgheder genutzt werden. Wesentliche 
Unterstützung leisteten vor allem Prof. Dr. Hans-Joachim Veen und der Vorsitzende des Kreisverban­
des St. Wendel, der saarländische Landtagsabgeordnete Hans Ley, welcher mit seinem Kreisverband 
erfolgreich neue Wege in der Mitgliederwerbung geht. 

In folgenden Kreisverbänden wurden bisher Gesprächsrunden und Veranstaltungen über neue Me­
thoden der Mitgliederwerbung durchgeführt: 

14. Januar 1998 gemeinsame Veranstaltung der Kreisverbände Halle und Saalkreis in Halle 
24. Januar 1998 Kreisverband Siegen-Wittgenstein in Bonn Bad-Godesberg 

28. Januar 1998 Kreisverband Erftkreis in Frechen 
31. Januar 1998 Kreisverband Südliche Weinstraße in Landau 

19. Februar 1998 Kreisverband Rügen in Bergen 
10. März 1998 Kreisverbände Hochtaunus und Wetterau in Obertirsel 
20. März 1998 Kreisverband Neubrandenburg 
27. April 1998 Kreisverband Neuss 

Ol. Juli 1998 Kreisverband Darmstadt-Dieburg in Roßdorf 

Darüber hinaus veröffentUclit die CDU-Bundesgeschäftsstelle seit 1996 regebnäßig sogenannte, Jlit-
Listen" der in der Mitgliederwerbung erfolgreichsten Kreis- und Landesverbiüide. Diese Hitlisten die­
nen u.a. dazu, die Parteigliederungen zur Mitgliederwerbung anzuspornen. Eine Reihe von Kreis­
parteien veröffentlicht seitdem zusätzlich die erfolgreichsten Ortsverbände und Einzelwerber und 
zeichnet diese aus. 
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3.2 Mitgliederstatistik 

Am 30. September 1998 hatte die CDU Deutschlands 625.769 Mitglieder. 

Die regionale Mitgliederentwicklung 

Landesverband 

Baden-Württemberg 
Berlin 
Brandenburg 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 
Mecklenburg-Vorpommern 
Braunschweig 
Hannover 
Oldenburg 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Sachsen 
Sachsen-Anhalt 
Schleswig-Holstein 
Thüringen 

Dauer der Mitgliedschaft 
(Stand 30. September 1998) 

MitgUeder 

unter 10 Jahre 
10 - 20 Jahre 
über 20 Jahre 
Ohne Angaben 

in Prozent 

28,2 % 
25,8 % 
45,9% 
0,1 % 

Mitgliederstand 
31.12.1996 

84.378 
14.591 
8.678 
3.614 

11.364 
58.373 
9.653 
8.484 

63.769 
15.713 

205.766 
63.088 
22.608 
21.043 
14.250 
32.693 
18.180 

Mitgliederstand 
31.12.1997 

83.047 
14.356 
7.928 
3.549 

10.936 
56.858 
8.540 
8.346 

63.886 
15.950 

197.610 
60.002 
22.009 
18.303 
11.988 
32.378 
15.944 

Mitgliederstand 
30.09.1998 

82.133 
14.169 
7.871 
3.613 

10.686 
56.170 
8.244 
8.244 

62.925 
15.791 

197.231 
59.401 
21.851 
17.854 
11.638 
32.509 
15.439 



Struktur der Mitgliedschaft 

In der CDU Deutschlands sind 25,0 Prozent der Mitglieder (156.411) weiblich und 75,0 Prozent 

(469.358) männlich. In den jilten Ländern liegt der Frauenanteil bei 24,2 und in den neuen Län­

dern bei 32,4 Prozent. 

Alter 

16-24 Jahre 
25-29 Jahre 
30-39 Jahre 
40-49 Jahre 
50-59 Jahre 
60-69 Jahre 
70- ..Jahre 
ohne Angaben 

gesamt 

2,0 % 
3,0% 

11,3% 

18,3% 
26,3 % 
23,2 % 
15,6% 

0,3 % 

Alte Länder 

1,9% 
2,8 % 

10,5 % 
17,2 % 

26,3 % 
23,1 % 
17,8 % 
0,4 % 

Junge Länder 

1,3% 
2,5 % 

14,8 % 
26,6 % 
25,0 % 
16,0 % 
13,4% 
0,4 % 

Das Durchschnittsalter aller Mitgheder der CDU Deutschlands beträgt 54,5 Jahre. Das Durch­

schnittsalter der weiblichen Mitglieder liegt bei 55,6 und das der männlichen bei 54,1 Jahren. 

Berufsgruppe 

Selbständige 
Arbeiter 

Angestellte 
Beamte 
Rentner/Pensionäre 
HausfrauenZ-männer 

in Ausbildung 

Arbeitslose 

Helfer im Famihenbetrieb 
ohne Angaben 

gesamt 

21,8% 

9,1 % 
28,6 % 
11,4% 
6,4 % 

9,9% 
4,5 % 
0,6 % 

0,6 % 

7,1 % 

Alte Länder 

22,7 % 
7,7 % 
28,0 % 

12,3 % 
5,5 % 
10,6 % 

4,7 % 
0,4 % 

0,6 % 

7,3 % 

Junge Länder 

13,6 % 
22,0 % 

34,3 
3,2 % 

14,5 % 
2,8 % 

2,2 % 

2,3 % 

0,9% 
4,2 % 

Die CDU Deutschlands gliedert sich in 17 Landesverbände, 27 Bezirksverbände, 371 Kreisverbände 

und 11.940 Ortsverbände. 
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4. Sonstige Dienstleistaegee der Bumdesgeschäftsstelle 

4.1 Besucherdienst im Konrad-Adenauer-Maus 

Im Berichtszeitraum haben ]6l Gruppen mit 10.125 Teilnehmern die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
im Konrad-Adenauer-Haus besucht. Des weiteren wurden „Kleingruppen" aus der Partei mit dem 
Haus und den Aufgaben der CDU bekannt gemacht, so daß insgesamt 11.595 Personen durch den 
Besucherdienst betreut wurden. 

Im Rahmen des Besucherdienstes werden zusätzhch zu den Informationen über die Arbeit der Par­
teizentrale auch politische Diskussionen mit Mitarbeitern unserer Hauptabteilungen PoUtik und Öf-
fenthchkeitsarbeit und Vorträge zu speziellen Themenbereichen der Parteiarbeit, wie Organisation 
und Struktur der Partei oder Öffentlichkeitsarbeit, arrangiert. 

4.2 Referentenvermittlung 

Im Berichtszeitraum hat die Bundesgeschäftsstelle für Veranstaltungen bundesweiter Organisatio­
nen 32 Referenten vermittelt. 

4.3 Schulungen 

Seit dem 15.10.1997 hat die CDU-Bundesgeschäftsstelle drei Weiterbildungsveranstaltungen für 
Kreisgeschäftsführer und Kreisgeschäftsführerinnen angeboten. Vom 27. bis 30. Oktober 1997 fand 
in Schloß Wendgräben ein Seminar ftir Teilnehmer aus den neuen Bundesländern statt. Politische 
Diskussionen und Referate über das Wahl- und Versammlungsrecht bildeten den Schwerpunkt. Da­
neben standen die Pressearbeit und das Thema „Öffenthchkeitswirksamer Wahlkampf' auf der 
Tagesordnung. 

Vom 24. bis 28. November 1997 wurde ein Praktikum ftir neu eingestellte Kreisgeschäftsführer und 
Kreisgeschäftsftihrerinnen in Bonn durchgeftihrt. Ein weiteres Praktikum mit 17 Teilnehmern fand 
vom 25. bis 28. Mai 1998 statt. 

4.4 Freiheitlich Türkisch-Deutscher Freundschaftsverein 

Seitdem die Zahl der türkisch-stämmigen Wähler in Deutschland auf über 100.000 gewachsen ist, 
gibt es in Parteigliederungen eine Diskussion über die organisatorische Gestaltung der Zusammen­
arbeit zwischen der CDU und hier lebenden Türken. 

Dies ist Anlaß, daran zu erinnern, daß seit vielen Jahren CDU-Mitglieder und türkische Mitbürger 
erfolgreich im Freiheitlich Deutsch-Türkischen Freunschiiftsverein (HürTürk), einem selbständi­
gen und eingetragenen Verein, zusammenarbeiten. Viele türkische bzw. türkischstämmige llür 
Türk-Mitglieder sind inzwischen in die CDU eingetreten. 

Hür Türk wurde 1978 mit Hilfe der CDU und der damaügen türkischen Gerechtigkeitspartei auf 

Bundesebene in Bonn gegründet. Ziel des Vereins war und ist es, Deutsche und hier lebende Tür-



ken enger zusammenzuführen, sowie gegenseitiges Verständnis zu wecken und zu vertiefen. Seit­
dem immer mehr Türken die deutsche Staatsbürgerschaft erwerben, hat der Verein, der über 
15.000 MitgUeder in 51 Ortsverbänden hat, eine zusätzhche Bedeutung für die CDU gewonnen. Die 
Bundesgeschäftsstelle unterstützt den Verein organisatorisch. 

So fand die letzte Deügiertenversanimlung von Hür Türk am 8. November 1997 im Konrad-Aden­
auer Haus statt. Auch werden die Bundesvorstandssitzungen des Vereins von der Bundesgeschäfts­
stelle vorbereitet und im Konrad-Adenauer Haus durchgeführt. 

Zur Bundestagswalil hat Hür Türk mehrere Podiumsdiskussionen - vor allem für türkisch-stämmige 
Deutsche - veranstaltet und mit Anzeigen in türkisch-sprachigen Zeitungen für die Union geworben. 
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5. PolMscliier Arbeitskaleeder 

13.-15. Oktober 1997 

17. Oktober 1997 

27. Oktober 1997 

28. Oktober 1997 

3. November 1997 

4. November 1997 

5. November 1997 

10. November 1997 

10. November 1997 

20. November 1997 

24. November 1997 

24. November 1997 

28. November 1997 

30. November 1997 

I.Dezember 1997 

I.Dezember 1997 

2. Dezember 1997 

4. Dezember 1997 

4. Dezember 1997 

8. Dezember 1997 

S.Dezember 1997 

10. Dezember 1997 

9. Parteitag der CDU Deutschlands in Leipzig 

Sitzung der Fachkommission „Europa" des Bundesarbeitskreises Christ-
iich-Demoki'atischer Juristen (BACDJ) 

Sitzung des Bundesfachausschusses Sport 

Präsidium in Bonn 

Sitzung des Bundesfachausschusses Entvvicklungspohtik 

Redaktionsbeirat Union-Magazin 

Konferenz der Landes- und Fraktionsvorsitzenden der neuen Länder beim 

Parteivorsitzenden 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Sitzung des Bundesfachausschusses Strukturpohtik 

Agrarkongreß der CDU Deutschlands in Osnabrück „Die Zukunft der 
deutschen Landwirtschiift" 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Sitzung des Bundesfachausschusses Europapoiitik in Bonn; Beschluß: 

„Europäische Unionsbürgerschaft" 

Sitzung des Bundesfachausschusses Gesellschaftspohtik 

Mitghederversammlung des BACDJ 

Beratungen des Bundesfachausschusses Wirtschafts- undEnergiepohtik 
zu den Berichten der Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten 
Bayern und Saciisen über Ervverbstätigkeit und Arbeitslosigkeit mit dem 
Vorsitzenden Prof. Dr Meinhard Miegel 

Sitzung des Bundesfachausschusses Entwicklungspolitik 

Sitzung des Bundesfachausschusses Innenpolitik 

Landesgeschäftsftihrerkonferenz 

CDU-Präsidiumsgespräch mit dem Zentralkomitee der deutschen 

Katholiken 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Sitzung des Bundesfachausschusses Strukturpolitik 

Sitzung des Bundesfachausschusses Umweltpolitik 



23. Dezember 1997 

Ö.Januar 1998 

9./10. Januar 1998 

12.Januarl998 

16. Januar 1998 

16. Januar 1998 

19. Januar 1998 

19. Januar 1998 

19. Januar 1998 

20. Januar 1998 

2 I.Januar 1998 

22. Januar 1998 

22.Januar 1998 

26. Januar 1998 

28. Januar 1998 

2. Februar 1998 

9. Februar 1998 

9. Februar 1998 

9. Febi-uar 1998 

In einem Rundschreiben an die Vorsitzenden der Parteigliederungen er­
läutert Generalsekretär Peter Hintze die politischen Grundzüge für die 
Wahlkämpfe des neuen Jahres. 

Redaktionsbeirat Union-Magazin 

Klausurtagung von Präsidium und Bundesvorstand in Windhagen 

Aussiedlerbeauftragten-Konferenz 

Sitzung des Bundesfachausschusses Bildung, Forschung und Kultur 

„Recht sichert die Freiheit -Justiz und Innere Sicherheit", Rechtspoliti­
scher Kongreß der CDU in Hannover; Sitzung von Vorstand und Koordi­
nierungsausschuß des BACDJ sowie Verabschiedung der Rechtspohti-
schen Wahlkamplplattform des BACDJ 

Sitzung des Bundesfachausschusses Sport mit Bundesinnenminister 
Manfred Kanther 

Konferenz der Landes- und Fraktionsvorsitzenden der neuen Länder 
beim Parteivorsitzenden 

Sitzung des Bundesfachausschusses Europapohtik 

Sitzung des Bundesarbeitskreises Polizei 

Kongreß „Innovationen - Wir gestalten das 21. Jahrhundert mensch­

lich", Bonn 

Sitzung des Bundesfachausschusses Gesellschaftspolitik 

Redaktionsbeirat Union-Magazin 

Präsidium in Bonn 

Existenzgründungskongreß/Messe Hannover in Zusammenarbeit mit 
der CDU/CSU-Fraktion 

Der Bundesfachausschuß Außen- und Sicherheitspolitik beschließt 

„12 Thesen zur Zukimft der Eurotransatlantischen Partnerschaft" 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Gemeinsame Sitzung der Bundesfachausschüsse Außen- und Sicher­

heitspolitik, Entwicklungspohtik und Umweltpohtik in Bonn 

Sitzung des Bundesfachausschusses Agrarpolitik: Gespräch mit dem Vor­
sitzenden des Bundes der Deutschen Landjugend über die Vorstellungen 
zur Weiterentwicklung der Agrarj)olitik 
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9. Februar 1998 

9. Februar 1998 

13. Februar 1998 

16. Februar 1998 

18. Februar 1998 

20. Februar 1998 

27. Februar 1998 

I.März 1998 

2. März 1998 

2. März 1998 

2. März 1998 

5. März 1998 

6. März 1998 

6. März 1998 

13. März 1998 

13. März 1998 

16. März 1998 

16. März 1998 

Verabschiedung der „Innenpolitischen Wahlkampfplattform" durch den 

Bundesfachausschuß Innenpohtik 

Start des tagesaktuellen Informationsdienstes „Politik Online" 

Pressegespräch mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Um­
weltpolitik, Kurt-Dieter Grill MdB, und dem stellvertretenden Vorsitzen­
den des Bundesfachausschusses Agrarpolitik, Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
MdB, zur Vorstellung eines gemeinsamen Beschlusses zum Thema Land­
wirtschaft und Naturschutz 

Arbeitsgruppe „Wahlkampf' beim Parteivorsitzenden 

Redaktionsbeirat Union-Magazin 

Sitzung des Bundesfachausschusses Gesellschaftspohtik 

Pressegespräch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden des Bundesfach­
ausschusses Entwicklungspolitik, Prof. Dr. Winfried Pinger MdB, und 
dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Umweltpolitik, Kurt Dieter 
Grill MdB, zur Vorstellung des Beschlusses „Internationales Konfliktfeld 
Wasser - Vorsorgend handeln - Frieden sichern" der Bundesfachausschüs­
se Außen- und Sicherheitspolitik, EntwicklungspoUtik und Umweltpolitik 

Landtagswahl Niedersachsen 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Sitzung der Arbeitsgruppe Wahlvorbereitung des Bundesfachausschus­

ses Sport 

Sitzung des Bundesfachausschusses Entwicklungspolitik 

Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

Aussiedlerbeauftragten-Konferenz 

Sitzung des engeren Vorstandes des BACDJ 

Sitzung des Bundesfachausschusses Bildung, Forschung und Kultur 

Rundschreiben von Generalsekretär Peter Hintze an die Kreis-, Be­
zirks-, Landes- und Vereinigungsvorsitzenden anläßlich der Betriebs­
ratswahlen 1998 

Bundesvorstand in Bonn 

Konferenz der Landes- und Fraktionsvorsitzenden der neuen Länder beim 

Parteivorsitzenden 



16. März 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses EuropapoMtik in Bonn 

17. März 1998 Mandats- und Funktionärsträgerkonferenz-Ost in Berlin 

17. März 1998 Sitzung des Bundesfachausscliusses Innenpolitik 

23. März 1998 Präsidium in Bonn 

23. März 1998 Sitzung des BundesfachausschussesAußen- und Sicherheitspolitik 

26. März 1998 Redaktionsbeirat Union-Magazin 

28. März 1998 „Sicherheit für Deutschland - Kampf dem organisierten Verbrechen", 

CDU-Zukunftsforum Innere Sicherheit, Halle/Saale 

30. März 1998 Präsidium in Bonn 

30. März 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

2. April 1998 Sitzung der Kommission „Zukunftsprogramm" 

2./3. April 1998 Landesgeschäftsführerkonferenz in Eichholz 

2./3. April 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses Strukturpolitik in Quedlinburg; Pres­
sekonferenz des Ausschußvorsitzenden Dr. Karl-Heinz Daehre zum The­
ma Stadterneuerung / Städtebauförderung 

3. April 1998 Pressekonferenz mit Generalsekretär Peter Hintze und dem Vorsitzen­
den der CDU-Programmkommission, Dr. Wolfgang Schäuble, zur Vor­
stellung des ersten Diskussionsentwurfes für ein Zukunftsprognunm der 
CDU Deutschlands 

20. April 1998 Bundesvorstand in Bonn 

20. April 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

20. April 1998 Sitzung von Vorstand und Koordinienuigsausschuß des BACDJ 

26. April 1998 Landtagswalil Sachsen-Anhalt 

27. April 1998 Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

27. April 1998 Sitzung der Kommission „Zukunftsprogramm" 

27. April 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses Europapolitik in Bonn; Beschluß: 
„Der Euro wird stabil und ist eine große Chance für Deutschlimd" 

29. April 1998 Konferenz der Landes- und Fraktionsvorsitzenden der neuen Länder 

beim Parteivoritzenden 

29. April 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 



30. April 1998 Bundesvorstand in Bonn 

4. Mai 1998 Präsidium in Bonn 

4. Mai 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses Sport 

4. Mai 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses Agrarpohtik 

5. Mai 1998 Pressegespräch mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Ge-
sellschaftspohtik, Hemiann-Josef Arentz MdL, zum Beschluß „Neue Ar­
beitsplätze für Deutschland" 

6. Mai 1998 Pressekonferenz mit Generalsekretär Peter Hintze und dem Vorsitzenden 

derCDU-Programmkomniission, Dr. Wolfgang Schäuble, zur Vorstellung 

des Zukunftsprogramms der CDU Deutschlands 

6. Mai 1998 Redaktionsbeirat Union-Magazin 

8. Mai 1998 Pressekonferenz mit Generalseki'etär Peter Hintze zur bundesweiten 

Kampagne „Neuer Aufschmmg - neue Arbeit" 

17. Mai 1998 Präsidium und Bundesvorstand in Bremen 

18.-19. Mai 1998 10. Parteitag der CDU Deutschlands in Bremen 

20. Mai 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

20. Mai 1998 Redaktionsbeirat Union-Magazin 

2 5. M;ii 1998 Konferenz der Wahlkampf-Beauftragten der neuen Länder bei General­

sekretär Peter Hintze 

27. Mai 1998 Präsidium in Bonn 

2. Juni 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses Europapolitik in Bonn 

8. Juni 1998 Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

10. Juni 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

19. Juni 1998 Konferenz der Landes- und Fraktionsvorsitzenden der neuen Länder beim 

Parteivorsitzenden, Schwerin 

19-Juni 1998 Aussiedlerbeauftagten-Konferenz 

22. Juni 1998 Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

22. Juni 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses Europapohtikin Bonn 

23. Juni 1998 Redaktionsbeirat Union-Magazin 



25. Juni 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

26. Juni 1998 Wahlkampf-Regionalkonferenz der Landesverbände Rheinland-Pfalz und 

Saar in Kaiserslautem 

26. Juni 1998 Sitzung der Fachkommission „Europa" des BACDJ 

26. Juni 1998 Pressekonferenz zur Vorstellung der Leitsätze des Bundesfachausschus­
ses Innenpolitik „Wege aus der Sucht" 

l.JuUl998 Fachkonferenz „Ostsee" des Bundesfachausschusses Umweltpohtik 

in Rostock 

6. Juli 1998 Präsidium in Bonn 

9. Juh 1998 Arbeitsgruppe, ,Wahikampf 'beim Parteivorsitzenden 

10. Juli 1998 Sitzung von Vorstand und Koordinierungsausschuß des BACDJ, Verab­
schiedung des Rechtspolitischen Programms des BACDJ 1998 und der 
20 Thesen zur Kriminalpohtik sowie Pressegespräch zur Vorstellung 
des Zwölf-Punkte-Programms zur Bekämpfung von Kinder- und Ju-
gendkriminahtät 

16. Juh 1998 Pressegespräch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden des Bundes­

fachausschusses Entwicklungspohtik, Armin Laschet MdB, zur Vorstel­
lung des Beschlusses „Aufgaben und Stellenwert der NRO in der deut­
schen Entwicklungszusammenarbeit" 

18. Juli 1998 Wahlkampf-Regionalkonferenz des Landesverbandes Sachsen in Dresden 

23. JuU 1998 Wahlkanipf-Regionalkonferenz des Landesverbandes Baden-Württem­

berg in Stuttgart 

24. Juli 1998 Sitzung des Bundesfachausschusses Innenpohtik 

27. Juli 1998 Pressekonferenz in München zur Vorstellung des ersten Teils der gemein­

samen Wahlplattform von CDU und CSU 

27. Juh 1998 Redaktionsbeirat Union-Magazin 

30. Juli 1998 Pressekonferenz des Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Umwelt­
politik, Kurt-Dieter Grill MdB, zur Vorstellung des „Wassersparbuches" 

3. August 1998 Pressekonferenz in Schwerin zur Vorstellung des zweiten Teils der ge­
meinsamen Wahlplattform von CDU und CSU 

4. August 1998 Pressegespräch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden des Bundesfach­
ausschusses Entwicklungspohtik, Armin Laschet MdB, zur Vorstellung des 
Beschlusses „Die soziale Dimension von Entwicklung" 



4. August 1998 Redaktionsbeirat Union-Magazin 

10. August 1998 Präsidium in Bonn 

11. August 1998 Konferenz der Landes- und Fraktionsvorsitzenden der neuen Länder beim 
Parteivorsitzenden 

11. August 1998 Pressekonferenz mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Au­
ßen- und Sicherheitspolitik, Elmar Brok MdEP, zur Vorstellung des Be­
schlusses „Die Trennung überwinden - Leitlinien einer Mittelmeerpolitik" 

12. August 1998 Pressekonferenz in Bonn zur Vorstellung des dritten Teils der gemein­

samen Wahlplattform von CDU und CSU 

13. August 1998 Pressegespräch mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Bil­
dung, Forschung und Kultur, Herbert Reul MdL, zum Thema „Qualität si­
chern - Lernen fördern - Leistung fordern - CDU-Leitsätze für die Schule 
von morgen". 

13- August 1998 Pressekonferenz mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Eu­
ropapolitik, Prof. Dr Günter Rinsche MdEP, zur „europapolitischen Be­
deutung der Bundestagswahl" 

13. August 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf' beim Parteivorsitzenden 

17. August 1998 Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

19. August 1998 Redaktionsbeirat Union-Magazin 

20. August 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

23. August 1998 Großkundgebung in der Dortmunder Wesd"alenhalle zum Wahlkampf-
Auftakt 

25. August 1998 Vorstellung der neuen Offensive „Weniger Steuern - mehr Arbeitsplätze" 
mit dem Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Finanzausschuß des Deut­
schen Bundestages und Mitglied des Bundesfachausschusses Wirtschafts­
und Energiepolitik der CDU, Friedrich Merz MdB 

25. August 1998 Arbeitsgruppe „Wahlkampf' beim Parteivorsitzenden 

27. August 1998 Pressekonferenz zur Vorstellung des Arbeitsmarktatlasses Deutschland 
durch den stellvertretenden Vorsitzenden der CDU Deutschlands, Dr 
Norbert Blüm MdB, und den Vorsitzenden des Bundesfachausschusses 
Gesellschaftspolitik, Hermann-Josef Arentz MdL 



28. August 1998 

29. August 1998 

31. August 1998 

I.September 1998 

10. September 1998 

11. September 1998 

14. September 1998 

17. September 1998 

21. September 1998 

23. September 1998 

23. September 1998 

27. September 1998 

28. September 1998 

5. Oktober 1998 

6. Oktober 1998 

21. Oktober 1998 

22. Oktober 1998 

6. November 1998 

7. November 1998 

Pressekonferenz mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Au­
ßen- und SicherheitspoUtik, Elmar Brok MdEP, und dem Ausschuf̂ mit-
glied Ruprecht Polenz MdB zur Vorstellung des Beschlusses „12 Thesen 
zur Zukunft der Euroatlantischen Partnerschaft" 

Arbeitsgruppe „Walilkampf' beim Parteivorsitzenden 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Fachkongreß „Extremismus in Deutschland", Bonn 

Pressegespräch anläßlich der Vorstellung des Rechtspolitischen Arbeits­

buchs des BACDJ 

Arbeitsgruppe „Wahlkampf" beim Parteivorsitzenden 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Informationsgespräch von Generalsekretär Peter 1 lintze und Lothar Späth 
mit Wirtschafts- und Verbandsvertretern aus den neuen Bundesländern in 
Berlin anläßlich des Aktionstages „Blühende Landschaften" 

Präsidium in Bonn 

Pressekonferenz des BACDJ anläßlich des Deutschen Juristentages in Bremen 

Vorstellung der Publikation „Unsere Entwicklungspolitik. Perspektiven für 

das 21. Jahrhundert" mitden 15 Beschlüssen des Bundesfachausschusses 

Entwicklungspolitik aus der 13. Legislatuiperiode durch die Ausschuß­

vorsitzende Anne-Karin Glase MdEP sowie die stellvertretenden Vorsitzen­

den Armin Laschet MdB und Prof. Dr Winfried Pinger MdB 

Wahlen zum Deutschen Bundestag und zum Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern sowie Kommunalwahlen in Brandenburg 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Präsidium in Bonn 

Bundesvorstand in Bonn 

LandesgeschäfLsführerkonferenz in Bonn 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

Präsidium und Bundesvorstand in Bonn 

11. Parteitag der CDU Deutsciilands in Bonn 



6. WahltermMe 1999 

Bundesland 

Hessen 
Bundesgebiet 

Bremen 

Bundesgebiet 

Mecklenburg-Vorp. 
Rlieinland-Pfalz 
Thüringen 

Saarland 
Sachsen 

Sachsen-Anhalt 
Brandenburg 
Nordrhein-Westfalen 
Sachsen 

Baden-Württemberg 

Berlin 

Saarland 
Thüringen 

Wahltermin 

07.02.1999 

23.05.1999 

06.06.1999 

13.06.1999 

13.06.1999 

13.06.1999 
13.06.1999 

13.06.1999 
13.06.1999 
13.06.1999 
05.09.1999 
12.09.1999 
19.09.1999 

24.10.1999 
Oktober 1999 

Herbst 1999 

Herbst 1999 

Letzte Wahl 

19.02.1995 
23.05.1994 

14.05.1995 
12.06.1994 

12.06.1994 

12.06.1994 
12.06.1994 

12.06.1994 
12.06.1994 

12.06.1994 
11.09.1994 
16.10.1994 
11.09.1994 
12.06.1994 

22.10.1995 

16.10.1994 

16.10.1994 

Wahlart 

Landtagswahl 
BundespriLsident 

Bürgerschaftswaiil 
Europawahl 

Kommunalwahl 
Kommunalwahl 

Kommunalwahl 
Konimunalwahl 
Kommunalwahl 
Landtagswahl 
Kommunalwahl 
Landtagswahl 
Kommunalwahl 
Abgeordnetenhaus und Bezirks­

verordnetenversammlung 
Lsuidtagswahl 

Landtagswahl 











CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Abteilung: Öffentlichkeitsarbeit 
Konrad-Adenauer-Haus 
Friedrich-Ebert-Allee 73-75 
53113 Bonn 
E-Mail: post@www.cdu.de 
Internet: http://www.cdu.de 

Bestell-Nr • 5/118 • M516 

mailto:post@www.cdu.de
http://www.cdu.de

